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Vorwort. 



VN enn auch alle wissenschaftlichen Dt^pstellungen auf dem 
Gebiete der Nationalökonomie ^ezwung^en sind, bis zu einem ge- 
wissen Grade der Wichtigkeit des Verkehrsproblemes und seiner 
Einflußnahme auf die Entwicklung der modernen Wirtschafts- 
organisation Rechnung zu tragen, wird doch der Verkehr fast 
ausschließlich nur als Grundlage anderer wirtschaftlicher Erschei- 
nungen, niemals aber als selbständige wirtschaftliche Erscheinung 
beachtet. Jene Werke aber, welche dem Verkehre selbst ge- 
widmet sind, verzichten fast durchwegs auf die theoretische und 
systematische Untersuchung seiner Stellung in der Wirtschafts- 
wissenschaft. 

Es darf daher wohl der Versuch als gerechtfertigt angesehen 
werden, den Verkehr und seine Erscheinungsformen zum selbst- 
ständigen Objekte der Darstellung zu machen, dieselben auf ihre 
einfachsten Elemente zurückzufuhren und unter Anlegung des 
ihnen entsprechenden Maßes die Gesetze ihrer wirtschaftlichen 
Entwicklung zu ermitteln. Ob dieser Versuch wenigstens halbwegs 
als gelungen gelten kann, ist freilich eine andere Sache. 

Der Unterscheidung der nationalökonomischen Wissenschaft 
in die theoretische Volkswirtschaftslehre und in die Volkswirt- 
schaftspolitik entspricht die Zweiteilung der vorliegenden Schrift 
in die Darstellung des Verkehres als theoretischen Wirtschafts- 
problemes und der Verkehrspolitik als Lehre der Maßnahmen zum 
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Zwecke der Leitung und Förderung des Verkehres im Wirt- 
schaftsleben. 

Die allgemein theoretische Untersuchung der Hauptfragen der 
Nationalökonomie wie der Lehre vom wirtschaftlichen Gute, von 
der Produktion, vom Werte und Preise der Güter konnte in dem 
engen Rahmen der vorliegenden Schrift nur insoweit Aufnahme 
finden, als der Zusammenhang mit den verschiedenen Seiten des 
Verkehrsproblemes rechtfertigt und nötig erscheinen läßt. 

Im zweiten Teile schien es geboten, die Politik der einzelnen 
Verkehrsmittel getrennt und abgesondert zu behandeln, weil die- 
selben große organische Selbständigkeit besitzen und von wesent- 
lich abweichenden Gesetzen beherrscht sind. Der vorliegende Band 
enthält von diesem zweiten Teile nur noch die Seeschiffahrtspolitik. 
Ein zweiter Band soll die Politik der Binnenschiffahrt, des ein- 
facheh Landverkehres und des Verkehres auf Schienenwegen, sowie 
des Nachrichtenverkehres umfassen und in möglichst kurzer Zeit 
nachfolgen. 

WIEN, im Juni 1907. 

Dr. Bardas, 
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Erster Teil. 

Der Verkehn 

I. Die wirtschaftlichen Grundtatsachen des 
Vericehres. 

Zahllos sind die Beziehungen, durch welche die einzelnen 
Wirtschaften miteinander verknüpft sind, unlösbar die Bande, 
welche sich in dem allen gemeinsamen Streben nach möglichst 
vollkommener und zweckentsprechender Befriedigung der mensch- 
lichen Bedürfnisse um die Glieder der Volkswirtschaften schlingen. 
Dieses fortgeschrittene Stadium der Entwicklung, auf welchem die 
wirtschaftliche Konfiguration der Gegenwart beruht, setzt schon 
einen hohen Grad wirtschaftlicher Einsicht und eine weitgehende 
technische Fähigkeit zur Verwertung natürlicher Produktions- 
bedingungen voraus; die Geschichte der Fortbildung und Vervoll- 
kommnung der menschlichen Wirtschaft ist zugleich auch eine 
Entwicklungsgeschichte des menschlichen Geistes und seines Sieges 
über die Materie. 

Während die Perioden geschlossener Hauswirtschaft und 
überhaupt alle primitiveren Epochen, welche durch die mehr oder 
minder vollständige Isolierung der Wirtschaftssubjekte gekenn- 
zeichnet sind, einem raschen Aufschwünge der wirtschaftlichen 
Institutionen und ihres Verständnisses wenig förderlich waren, hat 
die fortschreitende Beherrschung der Naturkräfte und die sich 
immer mehr vertiefende Erkenntnis vom Wesen der Dinge und 
ihrem Zusammenhange dazu geführt, daß die Menschen zu klarerem 
Bewußtsein ihrer Bedürfnisse gelangten und mit der erhöhten 
Fähigkeit zum Erkennen der Bedürfnisse auch eine Differenzierung 

Dr. B a r d a s , Verkehr und Verkehrspolitik. 1 
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derselben und eine Zerlegung einzelner bisher minder klar er- 
faßter Bedürfnisse in Teilbediirfnisse von verschiedener Intensität 
vorzunehmen in der Lage waren. Je eindringlicher und fühlbarer 
mit der gesteigerten Kultur stets neue Bedürfnisse die Schwelle 
des menschlichen Bewußtseins überschreiten und alte Bediu*fhisse 
unter dem veränderten Gesichtswinkel der Betrachtung andere 
Formen annehmen oder den bisherigen Intensitätsgrad wechseln, 
indem die erkannte Bedeutung der einen Bedürfnisse zurücktritt, 
während anderen vorher unbekannten oder minder intensiv 
empfundenen Bedürfnissen ein höherer Rang in der Skala der 
Bedürfhisregungen angewiesen wird, desto stärker und weitaus- 
greifender wird auch der Wunsch der wirtschaftenden Subjekte, 
sich die Verfügung über die zur Befriedigung aller dieser Bedürf- 
nisse als geeignet erkannten Güter zu sichern. 

Gerade den von einer fortgeschritteneren kulturellen An- 
schauung vermittelten Bedürfnissen entsprechen aber nur in den 
seltensten Fällen Güter, welche schon in dem von der Natur dar- 
gebotenen Zustande sich als tauglich zur Bedürfnisbefriedigung 
erweisen, den menschlichen Wirtschaftszwecken also in gebrauchs- 
fertiger Form (als Güter erster Ordnung) zur Verfügung stehen. 
Die meisten Bedürfnisse erheischen vielmehr zu ihrer Befriedigung 
Güter von solcher Art, daß ein mehr oder weniger langwieriger 
und komplizierter Vorgang der Umwandlung (Produktionsprozeß) 
an ihnen stattfinden muß, ehe sie zu ihrer wirtschaftlichen Funk- 
tion herangezogen werden können. 

Das Anwachsen der menschlichen Bedürfnisse und die Ver- 
vielfältigung der erforderlichen Produktionsvorgänge haben aber 
auch eine Vervielfachung der den isolierten Wirtschaftseinheiten 
obliegenden Produktionstätigkeit zur Folge. Da die Wirtschafts- 
einheiten aber nur in beschränktem, über ein bestimmtes Maß 
nicht vermehrbaren Umfange über die Produktionsfaktoren, ins- 
besondere auch über den Faktor „Arbeit" gebieten, sind ihrer 
Produktion gewisse Grenzen gezogen, über welche hinaus eine 
weitere Bedürfnisbefriedigung entweder gar nicht oder doch nicht 
vollständig erfolgen könnte. Die Tatsache, daß der produktiven 
Leistungsfähigkeit der isolierten Einzelwirtschaft mit Rücksicht auf 
die Menge und Art der Güter-Erzeugung und Umwandlung, also in 
quantitativer, wie auch in qualitativer Hinsicht unüberschreitbare 
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Grenzen gesetzt sind, mußte notwendigerweise das Verlangen er- 
wecken, jenen Teil des Güterbedarfes, welcher aus der eigenen 
Produktion nicht gedeckt werden konnte, auf andere Weise zu 
beschaffen, um Störungen in der Befriedigung der erkannten Be- 
dürfnisse zu vermeiden. Angesichts der Unmöglichkeit, die eigene 
Produktion auszudehnen und zu erweitern, mußte ein Mittel ge- 
funden werden, um die für die eigene Wirtschaft benötigten Güter 
erster Ordnung von anderen Wirtschaften zu erlangen, in welchen 
gerade an diesen Gütern Überfluß herrschte, bei welchen der Vorrat 
an solchen Gütern den eigenen Bedarf überstieg und somif die 
Voraussetzung für die Abgabe einer Teilquantität des betreffenden 
wirtschaftlichen Gutes vorhanden war. 

Die verschiedene Veranlagung der wirtschaftenden Subjekte, 
mit anderen Worten die menschliche Eigenart, bringt es mit sich> 
daß die Skala der Bedürfnisse für verschiedene Wirtschaftseinheiten 
verschieden ist. Bedürfnissen, welche von den einen mit besonderer 
Stärke empfunden werden, wird von anderen gar keine oder doch 
eine wesentlich geringere Bedeutung beigelegt; die Verschiedenheit 
der menschlichen Fähigkeit und Geschicklichkeit bringt es ferner 
mit sich, daß in der einen Wirtschaft die Vorbedingungen für eine^ 
erfolgreiche Produktion auf einem bestimmten Gebiete in höherem 
Maße gegeben sind als in einer anderen, in welcher aber vielleicht 
das Bedürfnis nach den Gütern, welche das Ergebnis eben jener 
Produktion bilden, größer und intensiver ist. Auch finden sich die 
wirtschaftlichen Güter nicht in allen Teilen der Erde gleichmäßig 
verteilt vor, es herrscht vielmehr in manchen Gegenden Überfluß 
an gewissen Gütern, so daß dieselben für die betreffenden Gegenden 
sogar den Charakter der wirtschaftlichen Güter einzubüßen ver- 
mögen, während an anderen Orten sich dieselben Güter in einer 
im Verhältnis zum Bedarfe der wirtschaftenden Menschen absolut 
unzureichenden Menge vorfinden, so daß eine Reihe von Bedürf- 
nissen, welche zu ihrer Befriedigung auf gerade diese Güter an- 
gewiesen sind, nicht befriedigt werden kann. 

Die beiden angeführten Tatsachen — örtliche Verschiedenheit 
in der Quantität der den Menschen von der Natur zur Befriedigung 
ihrer Bedürfnisse dargebotenen Güter einerseits und begrenzte 
Leistungsfähigkeit der Einzelwirtschaften rücksichtlich ihrer Pro- 
duktionstätigkeit andererseits — rufen das Verlangen hervor, diese 

1* 
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teils auf natürlichen Grundlagen beruhenden, teils durch die ver- 
schiedenartige Tätigkeit verschiedener Wirtschaftseinheiten hervor- 
gerufenen Unterschiede auszugleichen, die der Bedürfnisbefriedigung 
im Wege stehenden Hindemisse zu beseitigen und auf diese Weise 
den Endzweck jeder Wirtschaft, d. i. die vollständige Befriedigung 
der menschlichen Bedürfnisse, zu erreichen oder ihm doch näher 
zu kommen. Es entsteht daher auf Grund der geschilderten wirt- 
schaftlichen Sachlage bei den einzelnen Wirtschaften das Begehren, 
mit anderen Wirtschaften in Verbindung zu treten, um sich die 
Verfügung über solche Güter, die in der eigenen Wirtschaft nicht 
oder nicht mit Vorteil oder nicht in ausreichender Menge und 
Güte produziert werden können, bei jenen aber aus einem der 
oben erwähnten Gründe in einer die Größe des Eigenbedarfes über- 
steigenden Quantität vorhanden sind, zu verschaffen, während be- 
züglich anderer Güter wieder das umgekehrte Verhältnis herrschen 
kann. Der Verwirklichung und Durchführung dieses Austausch- 
verlangens stehen jedoch räumliche Schwierigkeiten im Wege, die 
sich aus der räumlichen Entfernung der Produktionsstandpunkte 
der Wirtschaftseinheiten ergeben. Erst die Beseitigung der räum- 
lichen Hindernisse, die Überwindung der Entfernungen hat die 
Verbindung der Wirtschaften untereinander zur Tatsache werden 
lassen und auf diese Weise jene Wirtschaftsorganisation ermög- 
licht, welche die Wissenschaft der Nationalökonomie als „Verkehrs- 
wirtschaft" bezeichnet, i) 

War die Möglichkeit, die Entfernungen der Produktionsstand- 
punkte im Räume auszugleichen, allgemein erkannt, dann waren 
auch der wirtschaftlichen Tätigkeit als solcher neue Perspektiven 
eröffnet; jede Wirtschaftseinheit war in die Lage versetzt, sich 



1) Vgl. Dr. Emil Sax, Die Verkehrsmittel in Volks- und Staats- 
wirtschaft. Wien 1878, Bd. I, S. 17. „Das Endziel dieser Entwicklung, wie 
wir es in der heutigen Wirtschaftsstufe verkörpert sehen, liegt darin, daß 
jedes Wirtschaftssubjekt schließlich nur ein wirtschaftliches Gut aus- 
schließlich, respektive spezielle wirtschaftliche Leistungen für Viele pro- 
duziert und sich dagegen die Mittel zur Befriedigung seiner Bedürfnisse 
von jenen eintauscht und je mehr sich auf der einen Seite diese arbeits- 
teilige Produktion spezialisiert, desto mehr muß sie sich nach der anderen 
örtlich ausweiten. Das Bindeglied bildet der Verkehr und sohin fällt Ent- 
stehung und Entwicklung des Verkehres mit Entstehung und Entwicklung 
der Volkswirtschaft zusammen." 
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jenen Zweigen produktiver Tätigkeit zuzuwenden, für welche sie 
die günstigsten natürlichen und intellektuellen Bedingungen vor- 
fand, weil sie damit rechnen konnte, jene Güter, welche sie mangels 
günstiger Voraussetzungen aus ihrer Produktion ausschaltete, im 
Wege des Tauschverkehres von anderen Wirtschaftseinheiten zu 
beziehen und umgekehrt bei diesen für den Überschuß an Gütern 
derjenigen Produktionsrichtungen, auf welche sie ihre Tätigkeit 
vornehmlich richtete, willige Abnehmer zu finden. 

Die Möglichkeit des Verkehres der Wirtschaften untereinander 
eröffnete damit auch die weitere Möglichkeit, die Produktion durch 
Spezialisierung zu vervollkommnen. Es zeigt sich demnach, daß 
die beiden Hauptprobleme der verkehrswirtschaftlichen Organisation 
— Arbeitsteilung und Verkehr — in engem Kausalzusammenhang 
und inniger Wechselwirkung zueinander stehen. Wie der Verkehr 
die Arbeitsteilung ermöglicht und geradezu eine Voraussetzung 
derselben bildet, so übt auch diese wieder einen fördernden Ein- 
fluß auf den Verkehr aus; beide stehen im wechselseitigen Ver- 
hältnis von Ursache und Wirkung zueinander, beide waren es, 
welche die menschliche Wirtschaft aus dem Zustande der Isolie- 
rung in jenen der entwickelten Verkehrswirtschaft hinübergeleitet 
haben. ^) 

Die Untersuchung, in welcher Weise sich diese Entwicklung 
aus primitiven Anfängen zu den komplizierten Formen der Ver- 
kehrswirtschaft der Gegenwart vollzogen hat, wird an späterer 
Stelle zu berühren sein, kann aber nicht ausführlicher Gegenstand 
dieser Darstellung sein, ebensowenig als es deren Aufgabe ist, zu 
einer systematischen Einteilung und Gliederung dieser Entwicklungs- 
stufen zu gelangen, wie sie von List, Bücher, Hildebrand, Schmoller 
und Philippovich gegeben wurde. Es soll vielmehr zunächst das 



^) Schon Adam Smith, Reichtum der Nationen, Buch I, Kapitel 4, 
weist auf das Endergebnis dieses Entwicklungsprozesses hin: „Wenn die 
Arbeitsteilung einmal ganz durchgeführt ist, dann ist es bloß ein sehr 
kleiner Teil der Bedürfnisse, den das Produkt der eigenen Arbeit eines 
Menschen decken kann. Den weitaus größeren Teil der Bedürfnisse deckt 
er durch Austausch jenes Überschusses der eigenen Produktion, der über 
seinen eigenen Verbrauch hinausgeht, gegen solche Produkte fremder 
Arbeit, deren er bedarf." 

Vgl. auch Schaf fle, Bau und Leben des sozialen Körpers. 1878, 
Bd. n, S. 174. 
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Verkehrsproblem in seiner abstrakten Form, losgelöst von den 
konkreten Gestaltungen in den verschiedenen Phasen der volks- 
wirtschaftlichen Entwicklung, untersucht werden und die typischen 
wirtschaftlichen Erscheinungsformen des Verkehres und deren 
typische Relationen ermittelt werden. 



II. Verkehr, Verkehrsmittel und Verkehrswesen. 

Um das Wesen des Verkehrsproblemes klarstellen und dieses 
auf seine konstitutiven Elemente zurückführen zu können, muß 
vorerst festgelegt sein, was der Begriff ,, Verkehr" beinhaltet. 

Es ist oben gezeigt worden, daß der Verkehr seine Ent- 
stehung dem Streben isolierter Wirtschaftssubjekte verdankt, sich 
die Mittel zur Befriedigung ihrer Bedürfhisse, welche die eigene 
Produktion entweder gar nicht oder nicht in ausreichendem Maße 
zu liefern vermag, dadurch zu verschaffen, daß sie als fertige 
Produkte, als Güter erster Ordnung, aus solchen Wirtschaften, in 
welchen die Produktion dieser Güter den vorhandenen Bedarf über- 
steigt, der eigenen Wirtschaft zugeführt werden. Dieser wirtschaft- 
liche Sachverhalt bildet die Grundlage des Verkehres und in ihm 
liegen die für die Entstehung eines Verkehres maßgebenden 
Momente, an Hand derer eine Begriffsbestimmung erfolgen kann. 
Aus den erwähnten wirtschaftlichen Grundtatsachen ergibt sich 
als erstes verläßliches Element der Begriffsbestimmung, daß der 
Verkehr nicht nur aus ftründen wirtschaftlicher Zweckmäßigkeit 
ins Leben gerufen wurde, sondern auch seine ständig wachsende 
Bedeutung und technische Vervollkommnung ausschließlich wirt- 
schaftlichen Triebkräften verdankt. Denn sobald die Möglichkeit, 
menschliche Bedürfnisse durch räumliche Güterübertragung zu be- 
friedigen, feststand, richtete sich das Streben der wirtschaftenden 
Menschen darauf, den Kreis der auf dem Wege des Verkehres zu 
übertragenden Güter tunlichst zu erweitern, um die Bedürfnis- 
befriedigung möglichst vollständig zu gestalten, ferner darauf, den 
zur Überwindung der Entfernung erforderlichen Zeitraum so weit 
als möglich abzukürzen, um sowohl in der Kontinuität der Be- 
dürfnisbefriedigung keine Unterbrechung eintreten zu lassen, als 
auch aus dem Grunde, um auch solche Güter in den Kreis der 
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wirtschaftlichen Erwägungen einbeziehen zu können und verkehrs- 
fahig zu machen, welche einen langen Transportprozeß ihrer leichten 
Verderblichkeit oder anderer Gründe wegen nicht vertragen. Die 
Entstehung, wie auch die Weiterentwicklung und Ausgestaltung 
des Verkehres und seiner Beziehungen ist demnach durchaus auf 
wirtschaftlichen Grundlagen erfolgt, er ist also ein rein wirtschaft- 
liches Phänomen. 

Mit Hilfe dieses ersten Begriffsbestandteiles ergeben sich die 
weiteren Definitionselemente; es ist auch schon hervorgehoben 
worden, welchen wirtschaftlichen Zwecken der Verkehr dient, be- 
ziehungsweise auf welche Weise er dem obersten Wirtschafts- 
zweck, der Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse, dienstbar 
ist. Die Unmöglichkeit, die ständig wachsenden und sich ver- 
mehrenden Bedürfnisse auf dem Wege der eigenen Produktion zu 
befriedigen, und der Drang, möglichst wenige Bedürfnisse unbe- 
friedigt lassen zu müssen, hat zu einer Teilung der Produktions- 
tätigkeit in anfänglich kleinen, später immer größeren Kreisen 
und zu dem Austausche des eigenen Produktionsüberschusses gegen 
Produkte anderer Wirtschaftssubjekte geführt; und der Verkehr 
ist es, der diesen Austausch vermittelt, der es also den einzelnen 
Wirtschaftssubjekten ermöglicht hat, miteinander in Verbindung 
zu treten, um auf solche Weise die Mittel zur Bedürfnisbefriedigung 
in vollständigerem und entsprechenderem Ausmaße zu erhalten. 

Ist der Begriff so weit entwickelt, so erübrigt nur noch klar- 
zustellen, in welcher Weise der Verkehr diese vermittelnde und 
verbindende Tätigkeit bewerkstelligt, auf welchen Wegen er seinen 
wirtschaftlichen Beruf erfüllt. Die Hindernisse, welche dem an- 
gestrebten Austausche von Erzeugnissen der einzelnen Wirtschaften 
untereinander im Wege stehen, deren Beseitigung mithin die Vor- 
bedingung eines solchen Austausches ist, sind räumlicher Natur. 
Die Einzelwirtschaften haben räumlich verschiedene Produktions- 
standpunkte, welche sie dort gewählt haben, wo nach ihrem Über- 
blick über die wirtschaftliche Sachlage die günstigsten Produktions- 
aussichten gegeben waren. Es bestehen also zwischen den Stand- 
orten der Wirtschaftseinheiten bestimmte Entfernungen, welche 
dem wechselseitigen Austausch von Produkten hinderlich sind. 
Indem nun der Verkehr den Wirtschaftssubjekten die Mittel zur 
Überwindung dieser Entfernungen an die Hand gab, hat er die 
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Hindernisse aus dem Wege geräumt und die Verbindung der Wirt- 
schaften untereinander hergestellt. Auf Grund der festgestellten 
Begriffsmerkmale und -elemente ist daher der Verkehr diejenige 
wirtschaftliche Erscheinung, welche durch Überwindung 
der Entfernungen im Räume zwei oder mehrere Wirt- 
schaftseinheiten zum Zwecke der Förderung ihrer Wirt- 
schaft miteinander in Verbindung bringt. 

In kaum einer anderen Wissenschaft ist die Begriffsbestim- 
mung so wenig weit fortgeschritten wie in der Nationalökonomie; 
um manche der elementarsten Grundbegriffe wogt heute noch der 
Streit, und verhältnismäßig gering ist die Zahl jener Begriffe, 
welche als allgemein anerkannt und feststehend gelten dürfen. 
Das Problem des Verkehres gehört unstreitig zu den wichtigsten 
und bedeutungsvollsten der Volkswirtschaftswissenschaft, denn es 
bildet eine der maßgebendsten Grundlagen der volkswirtschaft- 
lichen Entwicklung, eines der wichtigsten Glieder der wissenschaft- 
lichen Forschung. Es vermittelt den Übergang zu allen jenen 
Wirtschaftsperioden, auf welchen die gesamte gegenwärtige Wirt- 
schaftsorganisation aufgebaut ist, und bildet auch den Ausgangs- 
punkt aller jener sozialwissenschaftlichen Forschung, welche eine 
Neuorganisierung der Gesellschaft und ihrer Wirtschaft als die 
Vorbedingung jedes Fortschrittes betrachtet. Man sollte daher 
meinen, daß die begriffliche Peststellung des Verkehrsproblems 
einen hervorragenden Rang in der theoretischen und vor allem in 
der begriffstheoretischen Forschungsrichtung der Nationalökonomie 
einnimmt und eine wissenschaftliche Auseinandersetzung auf brei- 
tester Grundlage herbeigeführt hat, welche zur Klärung und Fest- 
stellung der Begriffe führen konnte, i) Gerade das Gegenteil davon 
ist der Fall. Die wenigsten Forscher haben der theoretischen Ab- 
leitung des Begriffes „Verkehr" ihr Augenmerk zugewendet und 
diesen Begriff nach irgendeiner Richtung hin klar bestimmt und 
umgrenzt. In der überwiegenden Mehrzahl der national-ökonomi- 

1) Über die Bedeutung der Definitionen vgl. Emil v. Lavelaye, 
Die sozialen Parteien der Gegenwart, deutsch von Eheberg. Tübingen 
1884, S. 66: „In der politischen Ökonomie dienen wie in der Moral und 
in der Politik die Definitionen dazu, eine Vorstellung von den Dingen zu 
geben, von welchen man spricht; sie können diese nicht genau genug 
beschreiben, um daraus alle Folgerungen ziehen zu können, welche not- 
wendig sind." 
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sehen Werke wird das Wort „Verkehr" so in Anwendung gebracht, 
wie es dem gewöhnlichen Sprachgebrauche dient, der nicht nach 
scharfer Abgrenzung der Begriffe fragt, und es wird vollständig 
übersehen, daß man es hier mit einem der wichtigsten und grund- 
legenden Begriffe der Wirtschaftswissenschaft zu tun hat, der 
geradezu den Schlüssel zum Verständnis der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung bildet. Auch in jenen Fällen, wo eine Begriffsdefinition 
gegeben erscheint, begnügt sich diese meist damit, eine mehr am 
Äußeren haftende Erklärung des Wortes „Verkehr" zu geben, ohne 
in den Kern des Problems zu dringen, um dasselbe auf seine 
elementaren Merkmale zurückzuführen und so zu einer wirklich 
das Wesen des Verkehrsproblems erfassenden und umfassenden 
Begriffsbestimmung zu gelangen. Trotzdem hat eine Reihe hervor- 
ragender Nationalökonomen auch dem Verkehre als Begriff Be- 
achtung geschenkt, und wenn den Resultaten so bedeutender und 
berufener Forscher gegenüber der Versuch gemacht wurde, zu 
einem selbständigen und teilweise abweichenden Ergebnisse zu 
gelangen, so kann dies nur damit gerechtfertigt werden, daß ein- 
zelne derselben eben gar nicht beabsichtigten, eine erschöpfende 
analytische Bestimmung des in Rede stehenden Begriffes zu liefern, 
sondern sich damit begnügten, eine auf die hervorstechendsten 
Merkmale beschränkte Worterklärung zu bieten, um zu zeigen, in 
welchem Sinne sie sich dieses so verschieden gebrauchten und 
oft mißbrauchten Wortes bedienen wollten. 

Auf diese Weise ist auch die häufig anzutreffende, dem Ver- 
kehrsbegriffe aber nicht ganz entsprechende Unterscheidung eines 
Verkehres im weiteren und engeren Sinne zu erklären, welche 
eher geeignet ist, den Begriff zu verwirren als zu erklären. Es 
gibt keinen Verkehr im weiteren und keinen Verkehr im engeren 
Sinne, sondern es gibt nur einen Verkehr, der immer eine und 
dieselbe wirtschaftliche Erscheinung ist. Wenn zwischen einem 
engeren und weiteren Begriffe unterschieden wird, so beruht dies 
darauf, daß Begriffsmerkmale besonders herausgehoben werden, 
welche aber nicht zwei voneinander verschiedene Begriffe be- 
stimmen, sondern ein und dasselbe wirtschaftliche Phänomen nach 
zwei verschiedenen Seiten hin charakterisieren. So bezeichnet Sax^) 



a. a. 0. Bd. I, S. 1. 
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den Verkehr als „gleichbedeutend mit Transport, Kommunikation, 
abgesehen von der umfassenderen Bedeutung des Wortes Verkehr 
in dem Sinne von Austausch wirtschaftlicher Leistungen und Güter 
überhaupt, beziehungsweise der Bedeutung als Austausch von Ge- 
danken und Gefühlsäußerungen''. Zunächst ist zu bedenken, daß 
die Gleichstellung des Begriffes „Verkehr" mit den Begriffen 
„Transport" und „Kommunikation" (also des Verkehres im engeren 
Sinne) eine Ungenauigkeit enthält, da Transport und Kommuni- 
kation selbst zwei verschiedene Begriffe sind, die einander durch- 
aus nicht decken. Während bei dem Transporte die räumliche 
Übertragung von Gütern, Personen usw. das relevante Charakte- 
ristiken ist, wird bei dem Begriffe „Kommunikation" mehr die 
Herstellung einer Verbindung zwischen zwei oder mehreren räum- 
lich auseinander liegenden Punkten hervorgehoben; es handelt sich 
demnach um zwei nicht ganz identische Merkmale, welche in dem 
Verkehre vereinigt sind, von denen aber keines für sich allein 
den Begriff „Verkehr" zu beinhalten oder ersetzen vermag.^) Dem 
Sinne des Sax sehen Begriffes entsprechend, aber klarer und ge- 
nauer wird von einem anderen Nationalökonomen 2) der Verkehr 
im engeren Sinne definiert als „die räumliche Fortbewegung von 
Personen, Gütern und Nachrichten". Diesem engeren Begriffe wird 
der Verkehr im Sinne von Austausch wirtschaftlicher Leistungen 
und Güter überhaupt als weiterer Begriff gegenübergestellt. Eine 
genaue Betrachtung dieser Gegenüberstellung ergibt jedoch, daß 
keiner der beiden Begriffe als der engere und keiner als der 
weitere bezeichnet werden kann. Während die „umfassendere Be- 
deutung" das allerdings wichtigste Element des Verkehres heraus- 
hebt, den Austausch wirtschaftlicher Leistungen und Güter, gibt 
die engere Bedeutung nur die Art und Weise an, in welcher sich 



^) Über den Unterschied zwischen „Kommunikation" und „Transport" 
vgl. auch Dr. Josef Kaizl, Finanzwissenschaft, II. Teil, S. 22 und 28: 
„Wir nennen Eommunikationen Wege aller Art, auf welchen sich der 
Wechsel des Standortes von Personen, Gütern und Nachrichten voll- 
zieht." „Als Transport wird jede Tätigkeit bezeichnet, durch 

welche eine Veränderung des Standplatzes von Gütern, Nachrichten und 
auch von Personen bewirkt wird, sofern dieselben das passive Objekt 
dieser Tätigkeit sind." 

2) Dr. R. van der Borght, Volks Wirtschaftspolitik. Leipzig 1903, 
S. 114. 
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dieser Austausch wirtschaftlicher Leistungen und Güter vollzieht, 
nämlich im Wege der räumlichen Fortbewegung von Personen, 
Gütern und Nachrichten. Es ist weder ein Austausch wirtschaft- 
licher Leistungen und Güter ohne Portbewegung im Räume mög- 
lich, noch kann die letztere anders gedacht werden als im Dienste 
und zu Zwecken des ersteren. Daraus folgt, daß eine Zweiteilung 
des Begriffes „Verkehr" nicht am Platze ist, daß vielmehr erst 
die Zusammenfassung beider Begriffsmerkmale den Verkehr als 
vollendeten Begriff erscheinen läßt, dem der oberste Zweck allen 
Verkehres hinzugefügt werden muß, der kein anderer ist als der 
Zweck jeder wirtschaftlichen Tätigkeit überhaupt: mitzuwirken 
an der erfolgreichen Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse.^) 
Wenn also der Verkehr als diejenige wirtschaftliche Erscheinung 
erklärt wurde, welche durch Überwindung der Entfernungen im 
Eaume zwei oder mehrere Wirtschaftseinheiten zum Zwecke der 
Förderung ihrer Wirtschaft miteinander in Verbindung bringt, so 
erscheinen in dieser Begriffsbestimmung die erwähnten konstitutiven 
Merkmale zu einer umfassenden und alle Begriffselemente ent- 
haltenden Umschreibung vereinigt. 

Die Fortbewegung im Räume erfordert gewisse Vorkehrungen, 
ohne welche die Zwecke des Verkehres nicht oder nicht in 
genügendem Maße erreicht werden könnten. Je nach der wirt- 
schaftlichen Entwicklungsstufe, auf welcher sich die durch den 
Verkehr verbundenen Wirtschaftssubjekte befinden, und je nach 
dem Umfange und der Intensität des Verkehres sind diese Vor- 



1) Nach Philipp ovich, Grundriß der politischen Ökonomie, Bd. I, 
4- Auflage, 1901, S. 78, ist der Verkehr „Güterübertragung auf wirt- 
schaftlichem Wege. Es handelt sich im Verkehre um beiderseitige Hin- 
gabe von Sachgütern oder um Erwerbung von Sachgütern durch Hingabe 
von Arbeitsleistungen". Vgl. ferner Dr. Karl Johannes Fuchs, Volks- 
wirtschaftslehre. Leipzig 1901, S. 86: „Verkehr im engeren Sinne ist die 
technische, im weiteren Sinne die wirtschaftliche Verteilung der Güter, 
die Gegenstand des Verkehres sind, der Waren." Mangoldt, Grundriß 
der Volkswirtschaftslehre. Stuttgart 1863, S. 5 : „Eine regelmäßige Tausch- 
verbindung heißt Verkehr." W. Röscher, Grundlagen der National- 
ökonomie, 20. Auflage, Stuttgart 1892, S. 4, nennt den Verkehr „die fort- 
gesetzte Verbindung durch Austausch von Leistungen", v. Hermann, 
Staatswirtschaftliche Untersuchungen, 2. Auflage, 1870, bezeichnet ihn als 
„ein lebendiges Netz von Beziehungen, das Bedürfnis und Leistung ununter- 
brochen knüpfen und lösen". 
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richtungen verschieden umfangreich und ausgebildet. Wir bezeichnen 
die Gesamtheit jener Einrichtungen und Vorkehrungen, welche der 
Portbewegung im Räume dienen und geeignet sind, zwei oder 
mehrere Wirtschaftseinheiten zum Zwecke der Förderung ihrer 
Wirtschaft miteinander in Verbindung zu bringen, als Verkehrs- 
mittel,^) während der Inbegriff aller jener Erscheinungen, Tat- 
sachen und Maßnahmen, welche bestimmt sind, die Verwendung 
der Verkehrsmittel zu Zwecken der menschlichen Wirtschaft zu 
ordnen und zu regeln, das Verkehrswesen bildet. 

Schon aus dem Umstände, daß zur Durchführung des Ver- 
kehres ständige Einrichtungen geschaffen und regelnde Vorschriften 
erlassen werden, ist zu ersehen, daß es sich beim Verkehre nicht 
um vereinzelte wirtschaftliche Tatsachen handelt, sondern um eine 
Vielheit wirtschaftlicher Erscheinungen, welche unter gleichen oder 
ähnlichen Voraussetzungen wiederkehren und daher eine gleiche 
oder ähnliche Regelung erheischen. Wenn daher zwei wirtschaftende 
Subjekte nur einmal — sei es zufällig oder absichtlich — zu 
wirtschaftlichen Zwecken miteinander in Berührung treten, kann 
noch von keinem Verkehre zwischen ihnen gesprochen werden; 
erst wenn diese Verbindung wiederholt hergestellt wird und damit 
länger andauernden oder häufiger wiederkehrenden Wirtschafts- 
zwecken dient, ist das Moment des Verkehres gegeben. 



III. Die Arten des Verkehres. 

Man unterscheidet verschiedene Arten des Verkehres und 
hat zahlreiche Einteilungen desselben versucht, wobei verschiedene 
Gesichtspunkte und unterscheidende Merkmale als Einteilungsgrund 
dienen. Nur die wichtigsten derselben sollen hier Erwähnung 
finden und kurz besprochen werden. Die in wirtschaftlicher Be- 
ziehung bedeutungsvollste Einteilung ist die in den freien und 
gebundenen Verkehr. Von einem freien Verkehre ist dann die 



1) Sax, a. a. 0. S. 1 erklärt die Verkehrsmittel als die Einrichtungen 
zur Ortsveränderung, zur Beförderung von Personen, Gütern und Nach- 
richten und das Verkehrswesen als die Gesamtheit der Erscheinungen, 
mit welchen die Verkehrsmittel in der menschlichen Wirtschaft zutage 
treten. 
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Rede, wenn die Herstellung der Verbindung zwischen den Wirt- 
schaftseinheiten (wobei auch die Gemeinwirtschaften in diesem 
Sinne als Wirtschaftseinheiten anzusehen sind) dem freien Er- 
messen der wirtschaftenden Subjekte überlassen bleibt und weder 
die grundsätzliche Möglichkeit des Verkehres, noch die näheren 
Umstände seiner Durchführung seitens der höheren Zwangs- 
gemeinschaften an gewisse Vorbedingungen geknüpft oder durch 
gewisse Schranken und Verbote eingeengt werden. Die Abwägung 
der wirtschaftlichen Aussichten, die Wahrung des wirtschaftlichen 
Interesses und die Verantwortung für Erfolg oder Mißerfolg bleibt 
vielmehr dem freien Spiel der wirtschaftlichen Kräfte überlassen, 
und „Zufuhr und Nachfrage auf dem Markte wird ausschließlich 
geregelt durch den Wettbewerb der die gleichen Ziele verfolgenden 
Wirtschaften".!) 

Alle anderen Formen verkehrswirtschaftlicher Organisation, 
in welchen diese wirtschaftliche Freiheit mehr oder minder hem- 
menden Einschränkungen unterworfen ist, gehören dem gebundenen 
Verkehre an. Es muß jedoch von vorneherein festgestellt werden, 
daß das Prinzip des freien Verkehres in seiner abstrakten Reinheit 
niemals und nirgends in Wirklichkeit umgesetzt worden ist und 
wohl auch nie Wirklichkeit werden wird. Selbst der weitest- 
gehende wirtschaftliche Individualismus scheiterte in der praktischen 
Durchführung seines „laissez faire, laissez aller", weil die realen 
Bedürfnisse der Zwangsgemeinschaften allenthalben mit seiner 
Maxime in Widerspruch gerieten und sich stärker erwiesen als 
die politischen und ökonomischen Theorien.^) 

Verkehrsbeschränkungen hat es zu allen Zeiten und bei 
allen Völkern gegeben, nur die Gesichtspunkte und Ideen, aus 
welchen sie hervorgingen, haben mit dem steigenden Maße wirt- 
schaftlicher Erkenntnis gewechselt. Die wirtschaftliche Entwicklung 
und ihre Geschichte geben den klarsten und richtigsten Überblick 

1) Philipp ovich, a. a. 0. S. 31 und 180. 

2) Über die gerade für die Verkehrsbeziehungen verderbliche 
Wirkung des Individualismus äußert sich Thomas Carlyle (zitiert bei 
Gustav Cohn, Zur Geschichte und Politik des Verkehrswesens, Stuttgart 
1900): „Wir nennen es eine Gesellschaft und predigen offen die voll- 
ständige Isolierung; unser Leben ist nicht eine gegenseitige Hilfe, sondern, 
verdeckt unter Kriegsgesetzen, die wir Konkurrenz usw. nennen, eine 
gegenseitige Feindschaft." 
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über die Wandlungen, welchen gerade das Verkehrsproblem in 
seiner praktischen Geltung ausgesetzt war. Es kann hier — wie 
schon früher betont wurde — keine eingehende Untersuchung 
dieser Entwicklung versucht werden, sondern nur eine Skizzierung 
der Hauptstufen des verkehrswirtschaftlichen Werdeprozesses platz- 
greifen, soweit sie zur Klarstellung der Übergänge vom gebundenen 
zu einem freieren Verkehre unerläßlich ist. 

In den ältesten Perioden finden wir allgemein, daß die wirt- 
schaftenden Subjekte zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse aus- 
schließlich auf die Ergebnisse der eigenen Tätigkeit, beziehungs- 
weise der Arbeit der mit ihnen zu einer Wirtschaftseinheit ver- 
bundenen Haus- und Familienmitglieder angewiesen sind. Die Be- 
dürfnisse sind einfach und wenig differenziert, und die Produktion 
beschränkt sich auf den Bedarf für den eigenen Haushalt, was 
sich schon daraus ergibt, daß eine Verbindung mit anderen Wirt- 
schaften wegen der zerstreuten Lage und der mangelhaften Kom- 
munikationsverhältnisse nur ausnahmsweise möglich und mit großen 
Schwierigkeiten verbunden ist. Es fehlt daher die Kenntnis sowohl 
der Bedürfnisse anderer Wirtschaftssubjekte als auch der Mittel, 
welcher sich dieselben zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse bedienen, 
und somit auch der Anreiz zum Austausche von Erzeugnissen der 
eigenen Produktion gegen solche fremder Wirtschaften. Dieser 
Umstand wird noch dadurch verstärkt, daß die Möglichkeiten des 
wirtschaftlichen und technischen Fortschreitens äußerst geringe 
sind^ das Niveau der einzelnen Wirtschaften ungefähr das gleiche 
ist und schon aus diesem Grunde wenig Veranlassung zu Tausch- 
vorgängen vorliegt.^) 

Das erste Emporsteigen aus dieser primitiven Wirtschafts- 
organisation, welche als Periode der geschlossenen Hauswirtschaft 
bezeichnet zu werden pflegt, vollzieht sich durch die lokale An- 



1) Vgl. Dr. Karl Theodor v. Inama- Sternegg, Deutsche Wirt- 
schaftsgeschichte, Bd. I, Leipzig 1879, S. 146: „Es erklärt sich aber diese 
Isolierung zum TeU durch die große Gleichmäßigkeit der Bedürfnisse des 
Haushaltes in kleineren Gebieten des volkswirtschaftlichen Lebens, zum 
Teil aus dem höchst ungenügenden Verkehr auf weitere Entfernung, der 
ebensowohl durch die große Zerstreutheit der Wohnplätze und die geringe 
Anhäufung von Menschen in örtlichen Mittelpunkten wie durch den 
äußerst unvollkommenen Zustand der Straßen, Verkehrswege und Ver- 
kehrsmittel zu keinerlei Bedeutung gelangen konnte." 
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näherung mehrerer Wirtschaftseinheiten und ihren Zusammen- 
schluß zu Dorfverbänden, der anfänglich nur aus Gründen der 
Sicherheit und gemeinsamen Verteidigung gegen Angriffe erfolgte, 
nach und nach aber auch wirtschaftliche Folgen mit sich brachte. 
Es setzt sich langsam die Erkenntnis durch, daß jemand, der 
seine Tätigkeit auf ein bestimmtes, enger abgegrenztes Arbeits- 
gebiet konzentriert, eine größere Fertigkeit auf diesem Gebiete 
erlangt und bessere Arbeitsprodukte zu liefern vermag. So kam 
es, daß die Anfertigung einzelner Bedarfsgegenstände, wie K^leider, 
Schuhe, Waffen usw. von einigen wenigen der Dorfgenossen über- 
nommen wurde, während die übrigen als Entgelt diese Hand- 
werker mit Nahrungsmitteln ihrer Produktion versahen. Es ist 
also der Beginn einer Arbeitsteilung, welche Tauschakte unter 
den einzelnen Dorfgenossen bedingt und die erste Stufe eines 
Verkehres bedeutet. Dieser Verkehr beschränkt sich aber auf die 
Mitglieder des Dorfes, welches nach außen ein ebenso isoliertes 
Wirtschaftsgebiet darstellt, als es früher die Einzelwirtschaften 
waren. Dieser Zustand bildet die zweite Epoche wirtschaftlicher 
Entwicklung und wird als „Dorfwirtschaft'' bezeichnet. 

Die fortschreitende Konzentrierung des Bodeneigentums in 
der Hand einzelner Grundherren, die Entstehung eines Großgrund- 
besitzes wird die unmittelbare Veranlassung zur Weiterentwicklung. 
Einerseits hat sie eine stets weiter fortschreitende berufliche 
Arbeitsteilung zur Folge, andererseits entsteht bei den Grundherren 
das Interesse, für die Überschüsse der eigenen Produktion, welche 
jetzt natürlich den Eigenbedarf weit übersteigen, Abnehmer zu 
finden. Dies führte zur Entstehung von Märkten, zu welchen 
Händler herangezogen wurden, welche Erzeugnisse anderer Wirt- 
schaften brachten und so den Mittelpunkt eines Warenaustausches 
begründeten. Das Interesse der großen Grundherren wuchs, als 
ihnen seitens der Könige und Kaiser Privilegien zur Einhebung 
von Zöllen und Marktabgaben und zur Ausprägung von Münzen 
verliehen wurden. So wurde das finanzielle Interesse der Landes- 
herren ein Ansporn zur Ausgestaltung von Städten und Märkten, 
welche größere Wirtschaftsgebiete in Abhängigkeit von sich 
brachten und eine immer weitergehende Ausdehnung des Ver- 
kehres nach sich zogen. In den Städten und Märkten tritt natur- 
gemäß mit der Zeit die landwirtschaftliche Produktion in den 
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Hintergrund und macht einer regen gewerblichen Produktion Platz, 
welche — in die strengen Formen der Zunftverfassung geschmiedet i) 
— die umliegenden ländlichen Gebiete mit Gewerbeerzeugnissen 
versieht und von diesen den eigenen Bedarf an landwirtschaftlichen 
Produkten deckt. Dieser Austausch wird durch berufsmäßige 
Händler vermittelt. Die Überwindung der räumlichen Entfernungen 
spielt bei diesen wirtschaftlichen Zuständen, welche von Seh moller 
als Stadtwirtschaft, von Philippovich als Periode des lokal ge- 
bundenen Verkehres gekennzeichnet werden, eine schon bedeutende 
Rolle und führt eine Verbesserung der Wege und Straßen herbei. 

Die weitere politische Entwicklung, welche zur Bildung 
größerer Staatsgebiete führt, übt auch auf die Fortgestaltung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse entscheidenden Einfluß aus, indem 
die Landesherren das Bestreben verfolgen, die einzelnen Glieder 
ihres Staatsganzen in nähere Verbindung zu bringen, den Verkehr 
derselben untereinander zu erleichtern, während diese großen 
Gebiete nach außen abgeschlossen werden, allerdings weniger aus 
Gründen wirtschaftspolitischer Natur als aus finanzpolitischen 
Rücksichten. Bei diesem steten Fortschreiten verkehrswirtschaft- 
licher Organisation spielt der Handel eine wichÄge Rolle und wird 
auch von den Landesherren begünstigt, weil er als gewinnbringend 
und daher auch als steuerkräftig betrachtet wird. Dieses Zeitalter 
ist das der Territorialwirtschaft (Schmoller) oder des staatlich 
gebundenen Verkehres, der beginnenden Volkswirtschaft (Philip- 
povich); in diesem gelangt auch schon der internationale Handel, 
der durch die herrschenden Dogmen des Merkantilismus wesentlich 
gefördert wu'd, zu größter Bedeutung. 

Der bisherige Gang der Entwicklung zeigt, wie der Verkehr 
der wirtschaftenden Subjekte miteinander eine steigende Wichtig- 
keit erlangt, immer größere Dimensionen annimmt und die gegen- 
seitigen Interessen der Wirtschaften verdichtet. Dabei ist auch zu 
beobachten, wie die aus Gründen mannigfacher Natur von Anfang 
an gegebene Gebundenheit einer immer größer werdenden Freiheit 
des Verkehres Platz macht, die im Zeitalter des Individualismus 
einen relativen Höhepunkt erreicht, während in der Gegenwart 



1) Schmoller, Grundriß der allgemeinen Volkswirtschaftslehre, 
1900, nennt die Zunftverfassung „eine Konkurrenzregulierung im Interesse 
der örtlichen Gewerbetreibenden, des lokalen Marktes". 
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eine Einflußnahme der staatlichen Oberhoheit fühlbar wird, welche 
freilich nicht bestimmt ist, hemmend zu wirken, sondern nur dazu 
dient, den Verkehr in richtigen Bahnen zu erhalten und dem 
Staatsg^anzen am meisten nutzbar zu machen. Es ist dies ein 
volkswirtschaftlicher Zustand, welcher ein Mittelding zwischen 
freiem und gebundenem Verkehre ist und als regulierter Ver- 
kehr bezeichnet wird. 

So kennzeichnet sich die wirtschaftliche Entwicklung als ein 
stetes Fortschreiten der Verkehrsfreiheit innerhalb gewisser, durch 
höhere staatliche Rücksichten gezogener Grenzen und führt über 
die angedeuteten Entwicklungsstufen zu dem heutigen Zustande 
entwickelter Volks- und Weltwirtschaft, in welchem der Verkehr 
die allerwichtigste Stellung innehat, denn „die Wirtschaft soll 
einem Volke die Mittel seines Daseins und seiner Kultur liefern. 
Je ergiebiger sich diese Wirtschaft gestaltet, um so großer ist die 
Möglichkeit politischer und kultureller Blüte eines Landes." i) 

Eine weitere Einteilung der Arten des Verkehres geht von 
dem Objekte der räumlichen Fortbewegung aus und unterscheidet 
dementsprechend den Personen-, Güter- und Nachrichtenverkehr. 
Diese Unterscheidung ist erst in unserem Zeitalter der vervoll- 
kommneten Verkehrsmittel zur Bedeutung gelangt, weil erst hier- 
durch wahre Massentransporte von Personen, Gütern und Nach- 
richten möglich geworden sind. Während der Fortbewegung von 
Personen und Gütern die nämlichen Verkehrsmittel dienen, hat 
die technische Entwicklung der neuesten Zeit dem Nachrichten- 
verkehr noch besondere Verkehrsmittel (Telegraph, Telephon) ge- 
schaffen. Über die wirtschaftliche Bedeutung dieser Verkehrsarten 
wird noch an späterer Stelle zu sprechen sein. 

Nach dem Elemente, auf welchem sich der Verkehr vollzieht, 
wird er vor allem in zwei Hauptarten unterschieden: in den Ver- 
kehr zu Lande, welcher den festen Boden als Fortbewegungs- 
grundlage verwertet, und in den Verkehr zu Wasser, der sich auf 
dem Wasser in den verschiedenen Erscheinungsformen, in welchen 
dieses Element auf der Erdoberfläche ins Dasein tritt, vollzieht. 
Einer späteren Zukunft, welche vielleicht die dem Verkehre heute 
zu Gebote stehenden Hilfsmittel in noch nicht vorauszusehendem 



1) Dr. H. Sieveking, Auswärtige Handelspolitik. Leipzig 1905. 

B ft r d a s , Verkehr und V erkehrspolitik. 2 
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Mäße vervollkommnen wird, ;dürf|e ed vorbehalten bleibcfn, eine 
dritte Art des Verkehres, den Verkehr durch die Luft, auszu- 
gestalten, von welchem die Geg^enwart nur die rudimentärsten 
Anfange in der Form unserer mehr oder weniger unbehilflichen 
Luftballons und in den mannigfachen Versuchen^ zur Konstruktion 
eines lenkbaren Luftschiffes enthält. 

Der Wasserverkehr teilt sich in: 1. Den Seeschiffahrts- 
verkehr und 2. den Binnenschiffahrtsverkehr, bei welchem wieder 
a) die Schiffahrt auf Flüssen und Binnenseen von b) der Schiff- 
fahrt auf künstlichen Wasserstraßen (Kanälen) zu unterscheiden 
ist. Der Verkehr zu Lande enthält: 1. Den Verkehr auf Straßen; 
2. den Verkehr auf Schienenwegen. Dieser Einteilungsgrund wird 
auch dem zweiten Teile dieser Darstellung, der Untersuchung der 
besonderen wirtschaftlichen Gesetze der einzelnen Verkehrsarten, 
zugrunde gelegt werden. 

Erwähnung finden mag noch die EinteUung in Nah- und 
Femverkehr, Inlands- und Auslandsverkehr, sowie in durchgehenden 
und gebrochenen Verkehr. Von ersterem wird dann gesprochen, 
wenn zwischen zwei Orten eine direkte Verbindung, d. h. ohne 
Wechsel des Verkehrsmittels möglich ist, während beim gebrochenen 
Verkehre diese Verbindung nur indirekt mit Hilfe zweier ver- 
schiedener Verkehrsmittel, daher bei Gütern nur durch Umladung, 
hergestellt werden kann. 

Vom Standpunkte der Handelspolitik bedeutsam ist endlich 
der sogenannte „Grenzverkehr", das ist der in zollpolitischer Hin- 
sicht Erleichterungen genießende Verkehr zwischen den zu beiden 
Seiten der Zollgrenzen unmittelbar anliegenden Gebietsteilen, sowie 
der „Veredlungsverkehr", „welcher bestimmten Waren, namentlich 
Rohstoffen und Halbfabrikaten, die Zollfreiheit oder Zollbegünstigung 
sichert zu dem Zwecke, damit dieselben in einem anderen Lande 
als dem Ursprungslande weiter verarbeitet oder veredelt werden 
können",!) 



Dr. Josef Grunzel, System der Handelspolitik. Leipzig 1901. 
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IV. Die GUterqualität der Verkehrsleistungen. 

Um der wirtschaftlichen Wichtigkeit und Bedeutung des 
Verkehres gerecht zu werden, genügt es nicht, das Verkehrs- 
problem in seiner abstrakten Form zu untersuchen, es muß viel- 
mehr auch die wirtschaftliche Konstruktion jener Tatsachen klar- 
gelegt werden, mit welchen der Verkehr im Wirtschaftsleben sich 
äußert. 

Dem Verkehre als solchem läßt sich natürlich eine Stellung 
in der wirtschaftlichen Güterordnung nicht zuerkennen, denn er 
ist ein komplexer Begriff kongruenter Erscheinungen, die nur ver- 
möge ihrer Vielheit mit einem gemeinsamen Namen bezeichnet 
werden können, welcher die den Einzelerscheinungen gemeinsamen 
Merkmale zu einem höheren Begriffe zusammenfaßt. Als konkrete 
wirtschaftliche Tatsachen können aber immer nur die Einzel- 
erscheinungen selbst in Betracht gezogen und ihrem wirtschaft- 
lichen Gefüge entsprechend unter die ökonomischen Elementar- 
gebilde eingereiht werden. Diese Einzelerscheinungen, welche in 
ihrer Gesamtheit den Verkehr bilden, werden als „Verkehrs- 
leistungen", „Verkehrsakte" bezeichnet. 

Sind z. B. zwei Orte A und B durch eine Eisenbahnlinie 
miteinander verbunden und spricht man von dem Verkehre zwischen 
den Orten A und B, so wird damit die Gesamtheit der Einzel- 
tatsachen der Raumübertragung zwischen A und B bezeichnet; 
handelt es sich hingegen um die räumliche Übertragung eines 
bestimmten Objektes von A nach B, so kann naturgemäß nicht 
von einem Verkehre, sondern nur von einer bestimmten Verkehrs- 
leistung gesprochen werden. Da nun zwischen den Orten A und B 
zahlreiche solcher Einzelraumübertragungen in einem bestimmten 
Zeiträume vorgenommen werden, welche unter gleichen oder 
ähnlichen Verhältnissen und wirtschaftlichen Bedingungen vor sich 
gehen, kann ihre Gesamtheit als eine höhere begriffliche Einheit 
zusammengefaßt und Verkehr zwischen den Orten A und B genannt 
werden. 1) Als wirtschaftliche Grundtatsache kann aber immer nur 



1) Dazu ist es aber keineswegs erforderlich, daß die Verkehrs- 
verbindung eine regelmäßige sei, wie Mango! dt in seiner Definition des 
Verkehres meint. Zum Begriffe des Verkehres ist wohl eine Vielheit von 
Raumübertragungsleistungen notwendig, aber nicht, daß dieselben in einer 

2* 
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die einzelne Verkehrsleistung gelten und nur ihre Analyse kann 
die wirtschaftliche Zusammensetzung und Qualitätshestimmung des 
Verkehres dartun. 

Die erste Hauptfrage, welche der Untersuchung der wirt- 
schaftlichen Verkehrstatsachen vorliegt, lautet daher: Ist die Ver- 
kehrsleistung ein wirtschaftliches Gut und wie bestimmt sich ihre 
Güterqualität? Um festzustellen, ob die Verkehrsleistung unter die 
wirtschaftlichen Güter einzureihen ist, muß vor allem klar sein, 
was überhaupt ein wirtschaftliches Gut ist; und da wir gleich bei 
dieser elementaren Frage der Wirtschaftswissenschaft bei einem 
Punkte anlangen, in welchem die Meinungen erheblich voneinander 
abweichen, muß zuerst zur allgemeinen Frage des Gutes, beziehungs- 
weise des wirtschaftlichen Gutes Stellung genommen werden. 

Röscher^) bezeichnet als Güter ,, alles dasjenige, was zur 
mittelbaren oder unmittelbaren Befriedigung eines wahren mensch- 
lichen Bedürfnisses anerkannt brauchbar ist". Eine Definition des 
wirtschaftlichen Gutes gibt Röscher zwar nicht, da er jedoch 
alle wirtschaftliche Tätigkeit als auf Deckung des Bedarfes an 
äußeren Gütern gerichtet annimmt, ergibt sich von selbst die Ein- 
grenzung des Begriffes des wirtschaftlichen Gutes. Wirtschaftlicher 
Charakter kommt' daher nur den zur Bedürfnisbefriedigung heran- 
zuziehenden äußeren Gütern zu. Unter äußeren Gütern ist aber 
nach Hermann 2) dasjenige zu verstehen, was der Mensch „durch 
den Beistand der Außenwelt zur Befriedigung eines Bedürfiiisses 
herstellt oder erhält".^) Was daher in diesem Sinne als wirtschaft- 
liches Gut anzusehen ist, faßt die BegrifTsableitung eines anderen, 
auf Roschers Lehren fußenden Autors^) zusammen, welcher wirt- 
schaftliches Gut „jenes für die Befriedigung eines wahren mensch- 



bestimmten, von vorneherein feststehenden und gleichmäßig wiederkebren- 
den Aufeinanderfolge vor sich gehen. Und das ist es doch, was der 
Begriff „regelmäßig" beinhaltet! 

1) a. a. 0. S. 2. 

2) a. a. 0. S. 1. 

s) Schäffle, Kapitalismus und Sozialismus. Tübingen 1870, S. 17: 
„Die außer dem Menschen liegenden Naturgegenstände und die Handlungen 
der Mitmenschen werden ihm — jene unbeseelte, diese beseelte — Werk- 
zeuge des Lebens und sind und heißen als solche äußere Güter." 

*) H. Bischof. Grundzuge eines Systems der Nationalökonomik. 
Graz 1874. S. 182 und 183. 
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liehen Bedürfnisses anerkannt brauchbare Mittel" nennt, „welches 
außerhalb der wirtschaftenden Persönlichkeit, und zwar nur in 
beschränktem Maße vorhanden ist, mithin eine dem Beg:riffe der 
Wirtschaft entsprechende Betätigung des Menschen zuläßt, be- 
ziehungsweise herausfordert". 

Diese Auffassung des wirtschaftlichen Gutsbegriffes ist die 
weitestgehende, denn sie zählt sowohl Sachgüter, wie auch Leistungs- 
güter und Verhältnisgüter unter den erwähnten Voraussetzungen 
dazu und stellt eben alle äußeren Mittel der Bedürfnisbefriedigung 
unter den Begriff des Gutes. Dieser Begriff wird nur in zweifacher 
Richtung eingeengt: einerseits wird er auf die äußeren Mittel der 
Bedürfnisbefriedigung beschränkt, anderseits enthält er auch von 
diesen nur die zur Befriedigung eines wahren menschlichen Be- 
dürfnisses dienenden Mittel. Es scheiden mithin aus dem wirt- 
schaftlichen Gutsbegriffe zunächst die inneren Güter aus, d. h. 
„was Jeder als Gabe in sich findet oder was er freitätig in seinem 
Inneren erzeugt' V) doch können nach Roschers Ansicht innere 
Güter des einen für einen anderen zu äußeren Gütern werden, 
wenn jener sie diesem mittelbar oder unmittelbar in Verbindung 
mit anderen äußeren Gütern zu genießen gibt. 2) Auch in diesem 
Falle erhalten aber die durch Übertragung von einer Person auf 
die andere in der Außenwelt zutage getretenen inneren Güter 
niemals selbständig aus sich heraus die Eigenschaften eines wirt- 
schaftlichen Gutes, sondern nur durch den Zusammenhang und die 
Verbindung mit anderen äußeren Gütern. Hört der Zusammenhang 
mit diesen auf, so schwindet auch die zum Charakter des wirt- 
schaftlichen Gutes führende Qualität des inneren Gutes und das- 
selbe ist nicht mehr Gegenstand wirtschaftlicher Betraöhtung. Die 
inneren Güter bleiben nach dem Gesagten ausnahmslos aus dem 
Kreise der wirtschaftlichen Güter ausgeschlossen. 

Das zweite Erfordernis ist, daß es sich um Befriedigung 
eines wahren menschlichen Bedürfnisses handle. Wahres Bedürfnis 
ist offenbar jenes Bedürfnis, dessen Befriedigung die leibliche oder 
geistige Wohlfahrt des wirtschaftenden Subjektes zu fördern ge- 
eignet ist. Es sind daher weder die unvernünftigen und unsittlichen 
Bedürfnisse wahre Bedürfnisse, noch jene, welche auf einer irrigen 

1) V. Hermann, a. a. 0, 

^) Roseber, a. a. 0. Anmerkung 1, S«. 5. 
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Anschauung des wirtsci^aftenden Subjektes über die wirtschaftliche 
Sachlage beruhen, zu "deren Befriedigung also solche Mittel als 
geeignet angesehen werden, welche wir mit Menger^) „ein- 
gebildete Güter" nennen. Diese liegen dann vor, wenn Dingen irr- 
tümlicherweise Eigenschaften zugeschrieben oder wenn Bedürfnisse 
irrtümlicherweise vorausgesetzt werden. 

In richtiger Einschränkung des Begriffes erkennt aber auch 
Bischof^) den Leistungs- und Verhältnisgütern nur dann den 
Charakter des wirtschaftlichen Gutes zu, wenn dieselben von selten 
der Gesellschaft nicht kostenlos in unbeschränktem Maße dar- 
geboten werden, sondern bloß mit Aufopferung anderer wirtschaft- 
licher Güter herzustellen oder zu erwerben sind. 

Viel enger wird der Begriff des wirtschaftlichen Gutes von 
Philippovich^) gezogen, der als Güter „die Mittel der Bedürfnis- 
befriedigung" bezeichnet, als wirtschaftliche Güter aber nur solche 
S ach guter gelten läßt, „welche im Verhältnis zu dem gegebenen 
und zu dem wirtschaftlicherweise voraus zu beurteilenden Bedarf 
in beschränkter Weise vorhanden und verfügbar sind". Nach dieser 
Auffassung werden sowohl die Leistungsgüter, als auch die Ver- 
hältnisgüter aus dem Kreise der wirtschaftlichen Betrachtung aus- 
geschlossen. Für Verhältnisgüter und Reichte geschieht dies des- 
halb, weil sie nach Philipp o vi ch bestimmte Formen der Wirtschaft 
— einen Verkehr mehrerer Wirtschaften — voraussetzen und daher 
nicht unter die elementaren Tatsachen der Wirtschaft gerechnet 
werden können, ferner weil sie — wie auch die Leistungsgüter — 
nie das letzte Ziel des Wirtschaftens sind, sondern sich immer 
auf Sachgüter beziehen und nur durch diese ihre Bedeutung er- 
halten. Die Leistungen seien daher auch ein Mittel Güter zu 
schaffen, nicht selbst Güter,*) können weder aufbewahrt, noch zu 
Vorräten angehäuft, noch durch sorgsame Verwendung anderer 
Güter hervorgebracht, produziert werden. 



1) K. Menger, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre. Wien 1871. S. 4. 

2) a. a. 0. S. 191 ff. 

8) a. a. 0. S. 6 und 94. 

*) Die gleiche Auffassung vertritt Fuchs, a. a. 0. S. 6: „Wirtschaft- 
liche Güter sind heute nur die konkreten Sacbgüter, nicht auch Rechte, 
Verhältnisse, Dienstleistungen, die nur immer Mittel zum Zweck, Sach- 
güter zu erhalten, sind." 
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Wenn nach dieser Auffassung Güter alle Mittel den Bedürfnis- 
befriedigung sind, kann die Entscheidung, ob die Dieußtteistungen 
als Oüter zu gelten haben oder nicht, nur davon abhängen, ob 
sie geeignet sind, ein Mittel der Bedürfnisbefriedigung m. bilden. 
Man denke — um an einem Beispiele den Fall klarzulegen y~« an 
die üblichen Dienstleistungen des Hausgesindes; es wird gewiß 
niemand leugnen wollen, daß es ein Bedürfnis der wirtschaftenden 
Menschen ist, die Wohnräume, in welchen sie ihr Leben verbringen, 
immer wieder reinigen und in Ordnung halten zu lassen; es wkd 
ebensowenig in Abrede zu stellen sein, daß die Herstellung und 
Zubereitung der Mahlzeiten als ein immer wiederkehrendes, regel- 
mäßiges Bedürfnis empfunden wird. Ist es nun klar, daß in den 
erwähnten Fällen menschliche Bedürfnisse vorliegen, so kann es 
keinem Zweifel unterliegen, daß nach der obigen Erklärung des 
Outsbegriffes die Mittel, welche geeignet sind, diese Bedürfnisse 
zu befriedigen, als Güter anzusehen sind. Und welche sind die 
Mittel der Befriedigung dieser Bedürfnisse? Doch offenbar die 
Dienstleistungen der Personen des Hausgesindes, über welche man 
doch gerade zum Zweck der Sicherstellung der erwähnten Be- 
dürfnisbefriedigung zu verfügen trachtet. 

Außerdem wird dadurch, daß die wirtschaftenden Subjekte 
die Verfügung über die betreffenden Dienstleistungen, welche die 
Mittel der Bedürfnisbefriedigung bilden, durch Begründung des 
Dienstverhältnisses von vorneherein für einen längeren Zeitraum 
sicherstellen, die Verfügung über eine Vielheit solcher Mittel der 
Bedürfnisbefriedigung erlangt, es wird gewissermaßen ein Vorrat 
an solchen Dienstleistungen geschaffen, welcher alle innerhalb eines 
gewissen Zeitraumes auftretenden Bedürfnisse in dieser Richtung 
zu befriedigen vermag. Daß sich dieser „Vorrat" nicht in Kisten 
verpacken und in Schränke verschließen läßt, vermag an der wirt- 
schaftlichen Natur der Dienstleistungen nichts zu ändern, denn 
deren Beurteilung kann doch nur nach ausschlaggebenden charakte- 
ristischen Merkmalen, nicht aber nach zufälligen äußerlichen Unter- 
schieden erfolgen, welche die wirtschaftliche Bedeutung nicht 
beeinflussen. Das maßgebende Moment für das Ansammeln und 
Aufbewahren von „Güter verraten" ist doch einzig und allein die 
Vorsorge für einen künftigen Bedarf und die Voraussicherstellung 
der Befriedigung der in bestimmter Richtung auftretenden Be- 
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dürfnisse für ' einen längeren Zeitraum, nicht aber, daß die 
betreffenden'' Güter wie Weinflaschen im Keller nebeneinander auf- 
gestapelt liegen. Sogar in dieser Hinsicht stimmen also die Dienst- 
leistmug-en mit den Sachgütem überein, und es liegt kein ernsthaft 
zwingender Grund vor, ihnen die Güterqualität nicht zuzuerkennen. 

Ist aber einmal festgestellt, daß sie als Güter zu betrachten 
(rind, dann hängt es nicht mehr von der inneren Natur dieser 
Leistungsgüter, nicht von qualitativer Beschaffenheit derselben ab, 
ob sie auch wirtschaftliche Güter sind, sondern nur von Quantitäts- 
umständen. Sind sie nur in beschränkter, das Maß der vorhandenen 
Bedürfnisse nicht übersteigender Menge verfügbar, ist also die 
Aufopferung anderer wirtschaftlicher Güter zu ihrer Erlangung 
notwendig, dann kann auch ihnen die Qualität als wirtschaftliche 
Güter nicht abgesprochen werden. Auch der gewiß richtige Um- 
stand, daß sie nicht wirtschaftlicher Selbstzweck, sondern nur 
Mittel zum Zwecke der Erlangung von Sachgütem sind, beeinflußt 
ihre wirtschaftliche Stellung nicht. Es gibt auch zahlreiche Sach- 
güter, welche nicht wirtschaftlicher Selbstzweck, sondern nur Mittel 
zum Zwecke der Erlangung anderer Sachgüter sind. Bei solcher 
Einschränkung des Gutsbegriffes müßten auch alle Güter höherer 
Ordnung nicht als wirtschaftliche Güter betrachtet werden, denn 
Selbstzweck der Wirtschaft im strengsten Sinne sind immer nur 
die Güter erster Ordnung, i) 

„Verhältnisse" im Sinne wirtschaftlicher Betrachtung sind 
„zweckdienliche Eigenschaften, Zustände, Handlungen und Be- 
wegungen der ganzen bürgerlichen Gesellschaft oder einzelner 
Schichten und Kreise der letzteren", und zwar „wirtschaftlich 
beherrschbare, wegen ihres verhältnismäßig beschränkten Vor- 
kommens wertgehaltene nützliche Lebensäußerungen ganzer Kreise 
der Gesellschaft". 2) Man unterscheidet drei Kategorien solcher 
Verhältnisse: 1. Das rein sachliche Verhältnis oder die ortliche 
Lage, 2. das rein persönliche Verhältnis oder den Kredit und 
3. das persönlich-sächliche oder das Vermögensverhältnis mit den 
beiden Elementen der faktischen und der rechtlichen Macht. ^) 



Vgl. v.Böhm-Bawerk, Kapital undKapitalzins.l889,Bd.lI,S.190. 
2) Schäffle, Das gesellschaftliche System der menschlichen Wirt- 
schaft. 3. Aufl. 1873, Bd. I, S. 66. 

8) Hasner, System, S. 205 ff. 
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Die wirtschaftliche Konstruktion der Verhältnisse ist eine wesent- 
lich andere, denn sie sind erst auf verkehrswirtschaftlicher Grund- 
lage entstandene Gebilde und haben Verkehrsbeziehungen zwischen 
den Wirtschaftseinheiten zur Voraussetzung; der Einwand, daß sie 
sich nicht auf die elementaren Wirtschaftstatsachen zurückführen 
lassen, trifft sie mit Recht. Trotzdem können auch sie nicht ohne 
weiteres aus dem Kreise der wirtschaftlichen Güter verbannt 
werden, denn der oberste Güterzweck, ein Mittel der Bedürfnis- 
befriedigung zu sein, tritt auch in Rechten und Verhältnissen zu- 
tage. Wenn sie selbst auch erst in einer höheren wirtschaftlichen 
Organisation zum Dasein gelangen und daher kompliziertere Formen 
der Bedürfnisbefriedigung darstellen, muß dagegen in Betracht ge- 
zogen werden, daß auch die Bedürfhisse, deren Befriedigung sie 
dienen, erst auf dieser höheren Wirtschaftsstufe sich einstellen 
und nicht den primitiven Grundelementen der Wirtschaft ihre Ent- 
stehung verdanken. Da aber auch die komplizierten Bedürfnisse, 
die nur auf verkehrswirtschaftlicher Grundlage entstehen, gewiß 
als Bedürfnisse im wirtschaftlichen Sinne gelten, obwohl sie nicht 
in den elementaren Wirtschaftstatsachen begründet sind, wird man 
kaum umhin können, auch die zur Befriedigung dieser komplizierteren 
Bedürfnisse geeigneten Rechte und Verhältnisse als Mittel der Be- 
dürfnisbefriedigung und somit als Güter gelten zu lassen. 

Es werden daher als wirtschaftliche Güter jene zur 
Befriedigung eines wahren menschlichen Bedürfnisses 
als geeignet erkannten Mittel (Sachgüter, Leistungs- 
güter und Verhältnisgüter) angesehen, welche in nur 
beschränkter, den Bedarf nicht übersteigender Menge 
vorhanden und verfügbar sind und demgemäß „eine wirt- 
schaftliche Regelung auf mindeste Kostspieligkeit und möglichst 
großen Nutzen vernünftigerweise veranlassen und praktischerweise 
gestatten".!) Diese Auffassung des Qutsbegriflfes soll der Erörterung 
über die wirtschaftliche Stellung der Verkehrsleistungen zugrunde 
gelegt werden. 

Die Verkehrsleistung besteht in der Überwindung der Ent- 
fernung im Räume zwischen gegebenen Wirtschaftseinheiten zum 
Zwecke der Förderung ihrer Wirtschaft in einem bestimmten 



Schäffle, System, S. 143. 
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Einzelfalle. Diese Überwindung der räumlichen Entfernung erfolgt 
im Wege der räumlichen Übertragung eines bestimmten Objektes 
zum Zwecke der Förderung gewisser wirtschaftlicher Interessen. 
Empfindet ein wirtschaftendes Wesen ein Bedürfnis, dessen Be- 
friedigung in dem gewünschten Umfange nur dadurch möglich ist, 
datß eine Verbindung mit anderen Wirtschaftseinheiten gesucht 
und gefunden wird, weil die Bedürfnisbefriedigung sonst gar nicht 
oder nicht vollständig oder nicht in der richtigen Art und Weise 
oder nicht zur richtigen Zeit stattfinden könnte, so werden sich 
seine wirtschaftlichen Bemühungen darauf richten, die Verfügung 
über jene Mittel zu erlangen, welche die Befriedigung des empfundenen 
Bedürfnisses in geeigneter Weise sicherstellen. Da es aber nach 
der gegebenen Sachlage hierzu notwendig ist, mit anderen räumlich 
entfernten Wirtschaften in Verbindung zu treten, muß die wirt- 
schaftliche Tätigkeit sich zunächst darauf richten, diese Verbindung 
zu schaffen, d. h. es tritt ein neues Bedürfnis — das Bedürfnis 
mit der betreffenden Wirtschaft in Verbindung zu treten — auf, 
welches zuerst befriedigt werden muß, damit die Befriedigung des 
ersten Bedürfnisses möglich werde. Wir können solche Bedürfnisse 
als Zwischenbedürfnisse bezeichnen. Die wirtschaftlichen Be- 
mühungen richten sich also zunächst auf Befriedigung des Zwischen- 
bedürfnisses, beziehungsweise auf Verfügung über die Mittel zur 
Befriedigung desselben, nämlich auf die Verkehrsleistung. Ist die 
Verfügung über diese gewonnen, so ist die Verbindung mit der 
anderen Wirtschaft geschaffen und dadurch auch die Befriedigung 
des ursprünglich empfundenen Bedürfnisses wirtschaftlich möglich 
gemacht. Die Verkehrsleistung dient also dazu, ein Zwischen- 
bedürfnis zu befriedigen und dadurch die Befriedigung der primären 
Bedürfnisse zu ermöglichen und zu erleichtern. Da ihre Eignung, 
als Mittel zur Befriedigung menschlicher Bedürfnisse herangezogen 
zu werden, außer Zweifel steht, muß die Verkehrsleistung auch 
als Gut gelten; und da die Verfügung über dieselbe nicht in 
unbeschränktem Maße dargeboten ist, sondern nur im Wege wirt- 
schaftlicher Tätigkeit und durch Aufopferung anderer wirtschaftlicher 
Güter erlangt werden kann, kommt ihr zweifellos der Charakter 
des wirtschaftlichen Gutes zu. 

Es erübrigt sonach nur noch festzustellen, in welche Klasse 
der wirtschaftlichen Güter (Sachgüter, Leistungs- oder Verhältnis- 
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/guter) die Verkehrsleistungen einzureihen sind. Als reines Sachgut 
kann die Verkehrsleistung jedenfalls nicht angesehen werden, denn 
«ie enthält in sich immer noch etwas von der abstrakten Form 
-des Verkehres, der sich im übrigen in ihr zu konkreter Gestalt 
verdichtet. Sachgut ist das Verkehrsmittel, nicht die Verkehrs- 
leistung, welche durch jenes bewerkstelligt wird. 

Anderseits kommt aber auch dem in den Verkehrsäußerungen 
tätigen Sachgute — dem Verkehrsmittel — eine weit höhere 
Bedeutung als die eines bloßen Zweckgerätes, eines Werkzeuges 
in der wirtschaftlichen Güterwelt zu. Es gibt zahlreiche andere 
Fälle, in welchen das zur Verwendung gelangende Sachgut nur 
die untergeordnete Stellung des Hilfswerkzeuges einnimmt, das mit 
dem Wesen und Kern der Sache nichts zu tun hat. Dies trifft bei 
der Verkehrsleistung nicht zu, hier ist das Sachgut (das Verkehrs- 
mittel) ein wesentlicher Bestandteil der wirtschaftlichen Tatsache, 
'Ohne welchen die Tatsache selbst nicht bestehen könnte, das Sach- 
;gut ist nicht Hilfsmittel, sondern ein organisches Glied des Ganzen. 

Die Verkehrsleistung ist aber somit auch kein reines Leistungs- 
gut im Sinne personlicher Arbeits- oder Dienstleistung. Sie bildet 
ein Mittelglied zwischen Sach- und Leistungsgut, dem in der Reihe 
der wirtschaftlichen Güter eine besondere Stellung eingeräumt 
'werden muß. Sachgüter und Leistungsgüter stehen auch sonst in 
ständigem innigem Zusammenhange, da fast nie das eine des 
anderen vollständig entraten kann, aber sie stehen einander sonst 
nicht nebengeordnet, sondern untergeordnet gegenüber. Es können 
wenige Dienst- oder Arbeitsleistungen ohne ein Sachgut als tech- 
nisches Werkzeug gedacht werden, und auch das Sachgut ist nur 
in seltenen Fällen frei von jedem Zusammenhange mit der mensch- 
lichen Arbeitskraft als Leistung, aber immer kommt dem einen 
die bestimmende Stellung zu, während das andere nur als unter- 
geordneter Annex zu betrachten ist. Bei der Verkehrsleistung ist 
das Verhältnis ein anderes; hier bildet jedes von beiden einen inte- 
grierenden, gleichwertigen Bestandteil des Ganzen, ohne welchen 
das Ganze nicht gedacht werden könnte. Den Verkehrsleistungen 
ist daher in der Güterordnung eine besondere Stellung zuzuweisen, 
welche die organische Gliederung derselben zum Ausdrucke bringt: 
^sie können daher in diesem Sinne als sachliche Leistungsgüter 
«l)ezeichnet werden. 
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Erwähnung möge endlich noch die Unterscheidung der Güter 
in Verbrauchs- und Nutzungsgüter und ihre Beziehung zum Ver- 
kehre finden. Auch in den wirtschaftlichen Gebilden des Verkehres 
hat diese Einteilung der Güter ihre Geltung. Nutzungsgüter sind 
solche Güter, welche wiederholt oder dauernd zur Bedürfnis- 
befriedigung verwendet werden können, Verbrauchsgüter hingegen 
solche Güter, welche einmal zur Bedürfnisbefriedigung heran- 
gezogen ihre Güterqualität einbüßen. Die Anwendung dieser 
Begriffe auf die Erscheinungen des Verkehres ergibt, daß die Ver- 
kehrsmittel, die Verkehrsanstalten Nutzungsgüter, die Verkehrs- 
leistungen dagegen Verbrauchsgüter sind. Da die Verkehrsleistung 
die Verwirklichung der Verkehrszwecke in einem bestimmten 
Einzelfalle ist, findet sie mit der erfolgten Verwirklichung ihr 
Ende und ist damit konsumiert. Ergibt sich in einem gleichen 
Einzelfalle das Bedürfnis nach gleicher Verwirklichung des Verkehrs- 
zweckes, so wird zwar eine gleichartige Verkehrsleistung diesem 
Zwecke entsprechen, es kann aber nicht dieselbe Verkehrsleistung 
ein zweitesmal herangezogen werden, da sie mit der Erfüllung des 
ersten Verkehrsbedürfhisses verbraucht und aus der Reihe der 
wirtschaftlichen Güter ausgeschieden ist. Die Subsumierung der 
Verkehrsleistungen unter die Verbrauchsgüter geht aus deren 
Natur klar und selbstverständlich hervor; anscheinend zweifelhaft 
kann diese Einreihung nur dann werden, wenn es sich um die 
Verfügung über eine Mehrheit gleicher Verkehrsleistungen handelt,, 
wie dies z. B. bei den Abonnements- und Jahreskarten der Eisen- 
bahnen der Fall ist. Diese gestatten scheinbar eine wiederholte 
Heranziehung zur Bedürfnisbefriedigung und wären dann unter die 
Nutzungsgüter zu rechnen. Es muß aber daran festgehalten werden, 
daß in diesem Falle nicht die Abonnements- oder Jahreskarte das. 
wirtschaftliche Gut ist, welches der Bedürfiiisbefriedigung dient 
sondern die Verkehrsleistungen, welche durch sie verkörpert 
werden. Die betreffende Karte ist nicht selbst Gut, sondern nur 
Symbol für einen Gütervorrat, nämlich für eine Mehrheit von 
Verkehrsleistungen. Durch die Benützung der Karte wird also- 
jedesmal ein bestimmtes Einzelgut aus dem Gütervorrate zur Be- 
friedigung des Bedürfnisses herangezogen und durch die Heran- 
ziehung auch verbraucht. Die richtige Beurteilung ergibt sich also,, 
wenn berücksichtigt wird, daß zur Befriedigung eines bestinunten 
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Verkehrsbedürftiisses auch nur eine bestimmte Verkehrsleistung 
dienen kann, welche durch diese Verwendung verbraucht wird und 
ihre Güterqualität einbüßt. Dauernder Nutzung sind nur die Ver- 
kehrsmittel fähig, welche bei der Heranziehung zur Bedürfnis- 
befriedigung nicht in ihrem substantiellen Wesen verändert werden 
und den Charakter des wirtschaftlichen Gutes dauernd bewahren. 



V. Produktioni Produktivität und Verkehr. 

Alle wirtschaftliche Tätigkeit der Menschen ist darauf ge- 
richtet, die zur Befriedigung der vorhandenen oder zu erwartenden 
Bedürfnisse als geeignet erkannten und als notwendig verlangten 
wirtschaftlichen Güter zu erlangen, um den nach dieser oder jener 
Richtung hin empfundenen Mangel zu beseitigen oder dem als 
möglich oder wahrscheinlich vorausgesetzten Mangel vorzubeugen 
und Störungen in der subjektiven Wohlfahrt zu verhüten. Das 
menschliche Leben in seinen so vielfältigen Äußerungen und Be- 
ziehungen erfordert die Anspannung der gesamten Arbeitskraft 
der Individuen, um die wirtschaftliche Befriedigung wenn auch 
nicht aller, so doch möglichst vieler Bedürfnisse zu erreichen, 
denn „Arbeit ist menschliche Lebenskraft, verwendet auf die Er- 
langung von Mitteln zu leben", i) Je höher die Kulturstufe ist, 
auf welcher sich die wirtschaftenden Individuen befinden, desto 
mannigfaltiger und zahlreicher sind die Bedürfnisregungen, welche 
sie empfinden, desto größer wird der Kreis der Güter, welche zur 
Bedürfnisbefriedigung herangezogen werden müssen, desto größer 
auch der Bedarf an menschlicher Arbeit, welche diese Mittel be- 
schaffen soll. 

Schon bei der Darstellung der Entwicklung aller verkehrs- 
wirtschaftlichen Organisation ist hervorgehoben worden, daß sich 
die wirtschaftlichen Bemühungen der Menschen in zweifacher 
Richtung äußern: auf der einen Seite in dem Bestreben, durch die 
eigene Tätigkeit die Mittel der Bedürfnisbefriedigung zu schaffen, 
anderseits in dem Trachten, diese Güter im Wege des Tausches 



Schäffle, Kapitalismus und Sozialismus, S. 17. Vgl. auch An- 
merkung 3 auf S. 31. 
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von anderen wirtschaftenden Subjekten zu erhalten. Sobald die 
Erkenntnis auftritt, daß durch Tausch wirtschaftliche Güter erlangt 
werden können, und daß derjenige, welcher mehr im Tausche zu 
bieten hat, auch mehr Güter dafür eintauschen kann, wird die 
wirtschaftliche Tätigkeit der Menschen darauf gerichtet sein, nicht 
nur für den eigenen unmittelbaren Verbrauch Güter hervorzu- 
bringen, sondern auch noch einen möglichst großen Güterüberschuß 
zu schaffen, welcher als Tauschobjekt zur Erlangung der Güter 
fremder Tätigkeit geeignet ist. Die wirtschaftliche Tätigkeit der 
Menschen umfaßt daher sowohl die Hervorbringung von Gütern, 
welche teils der eigenen Konsumtion, teils der Hingabe an andere 
Wirtschaftssubjekte dienen sollen, als auch das Vertauschen und 
Eintauschen von Gütern im Wege des Verkehres mit anderen 
Wirtschaften. Die Grundlage der menschlichen Wirtschaft ist daher 
immer die Produktion, das ist diejenige menschliche Tätigkeit, 
welche darauf gerichtet ist, durch Gewinnung, Formveränderung 
und Zugänglichmachung von Naturstoffen Mittel zur Befriedigung 
der menschlichen Bedürfnisse (Güter) hervorzubringen, i) Die wirt- 
schaftliche Produktionstätigkeit ist an gewisse Elemente gebunden, 
deren Zusammenwirken die Voraussetzung jedes auf Güter-Hervor- 
bringung oder -Umwandlung gerichteten Vorganges ist. 

Da die Produktion auf Gewinnung, Formveränderung odei* 
Zugänglichmachung von Naturstoffen gerichtet ist, bildet die 
Natur in ihren mannigfaltigen Erscheinungsformen das erste 
Element dieses wichtigen wirtschaftlichen Prozesses. Die Ein- 
wirkungen der Natur und ihrer Kräfte auf die wirtschaftliche 
Tätigkeit des Menschengeschlechtes sind so ungezählte und oft 
fast unentwirrbar verzweigte, daß ihr mittelbares oder unmittel- 
bares Vorhandensein gar nicht in allen Beziehungen nachweisbar 
ist oder beachtet wird; wirtschaftliches Leben, Gedeihen und 
Schaffen ist ohne die innigsten Zusammenhänge mit der äußeren 
Natur gar nicht denkbar und möglich. 

1) Vgl. auch Philippovich, Grundriß I, S. 7. „Die Hervorbringung 
von Brauchbarkeiten durch menschliche Tätigkeit ist Produktion." Ferner 
S. 104. „Produktion ist in letzter Linie Beherrschung der Natur durch 
Anpassung ihrer stofflichen Elemente an die Bedürfnisse der Menschen." 
Bischof, Grundzüge, S. 203: „Die durch menschliches Zutun und Opfer 
bedingte oder die wirtschaftliche Entstehung von Gütern heißt Güter- 
erzeugung oder Produktion." 
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Sowie die 01*0- und hydrographische Gliederung eines Ge- 
bietes dessen wirtschaftlichen Charakter bestimmt, ist vor allem 
auch das Klima eines Landes ausschlaggebend für die Gestaltung 
des wirtschaftlichen Lebens seiner Bewohner. Der Feuchtigkeits- 
prozentsatz, sowie die Temperaturschwankungen sind die für die 
Volkswirtschaft wichtigsten klimatischen Erscheinungen, weil von 
ihnen nicht nur die Bodenbeschaffenheit als solche beeinflußt wird^ 
sondern auch die Verwertung derselben für die verschiedenen 
Arten der Urproduktion abhängt. Durch die Linien gleicher Jahres- 
wärme (Isothermen) werden die Produktionszonen bestimmt, d. h. 
die Zerlegung des Gebietes einer Volkswirtschaft in Teilgebiete 
mit Rücksicht auf die klimatischen und geognostischen Anbau- 
möglichkeiten. 1) 2) Auch die Bedürfhisgestaltung der wirtschaftenden 
Bevölkerung wird in hohem Grade durch die klimatischen Ver- 
hältnisse, sowie durch die Bodenbeschaffenheit des Landes bedingt: 
Völker im hohen Norden führen eine ganz andere Lebensweise 
und haben andere Bedürfnisse als Völker, welche in wärmeren 

südlichen Zonen ansässig sind, Küstenvölker suchen die Befriedigung 

■ 
ihrer Bedürfnisse auf wesentlich andere Weise zu fördern als 

Gebirgsvölker. Die Außenwelt in ihren Wechselbeziehungen zum 
menschlichen Leben bestimmt daher auch die Richtung mensch- 
licher Wirtschaft und Produktion, die Natur ist somit der erste 
Produktionsfaktor. 

Die Produktion wurde auch als eine menschliche Tätigkeit 
bezeichnet, was besagt, daß sie ein aktives Eingreifen mensch- 
licher Arbeitskraft voraussetzt. Ohne menschliche Arbeit gibt es 
keine Produktion, denn nur „die auf ein äußeres Gut gerichtete 
Tätigkeit des Menschen" 3) vermag der Natur die zur Befriedigung 



1) Für Frankreich z. B. hat A. Young, Travels in France, I, 293 ff. 
auf Grund dieser Forschung mit relativ großer Präzision nachgewiesen, 
in welcher Weise sich die dem Weinbau, beziehungsweise Mais- und 
OUvenpflanzungen günstigen Gebiete voneinander abgrenzen. 

2) Grisebach, Die Vegetation der Erde nach ihrer klimatischen 
Anordnung II, 1871, bezeichnet die Grenzen des Gedeihens der verschie- 
denen Getreidearten, über welche hinaus die Menschen auf animalische 
Nahrungsstoffe angewiesen sind. 

8) So definiert Philipp ovich, Grundriß, Bd. I, S. 111, die Arbeit. 
Dagegen nennt sie Mangoldt, Grundriß, S. 4, Jede um des erwarteten 
Erfolges willen geschehende Eraftäußerung eines lebenden Wesens" und 
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menschlicher Bedürfhisse geei^eten Stoffe abzuringen, bereits ge* 
wonnene Stoffe in ihrer Form derart zu verändern, daß sie als 
Mittel der Bediu*fnisbefriedigung: verwendet werden können, oder 
die in gebrauchsfertigen Zustand gebrachten Naturstoffe den 
Bedürfnisregungen der wirtschaftenden Menschen zugänglich zu 
machen. Auf welcher Kulturstufe immer sich eine Volkswirtschaft 
befinden mag, kann die Produktion als Vorbedingung der Bedürfnis- 
befriedigung nicht ohne menschliche Arbeitskraft geleistet werden, 
denn nur diese ist imstande, eine solche Einflußnahme auf die 
Natur, beziehungsweise die Naturstoffe und Naturkräfte auszuüben, 
daß dieselben in einen den menschlichen Wirtschaftszwecken ent- 
sprechenden Zustand hinübergeleitet werden. Die Form, in welcher 
die Arbeit als zweiter Produktionsfaktor an dem Vorgange der 
Gütererzeugung, -Umwandlung und -Zugänglichmachung beteUigt 
ist, wechselt mit den verschiedenen Entwicklungsstufen wirtschaft- 
licher Einsicht und technischer Ausbildung. In primitiven Wirt- 
schaftsepochen steht die roheste körperliche Arbeit im Vorder- 
grunde, denn es mangelt an der Fähigkeit, mit der Arbeitskraft 
hauszuhalten und mit jeder Kraftäußerung den höchsten Erfolg zu 
erzielen. Bei höheren Wirtschaftszuständen tritt die qualifizierte 
Arbeit als Leiterin des Produktionsprozesses auf, die der einfachen 
Arbeit ihre wirksamste Verwendung zuweist. Von dem kulturellen 
Hoch- oder Tiefstand der Volkswirtschaft hängt auch die Bedeutung 
ab, welche dem dritten Faktor der Produktion in diesem wichtig- 
sten aller wirtschaftlichen Vorgänge zugeteilt ist, dem Kapital. 
Wie ohne Naturstoffe und menschliche Arbeit kein wirtschaftliches 
Ergebnis zutage gefördert werden kann, ist auch das Kapital eine 
elementare Voraussetzung der Produktion. Das Kapital ist das 
wichtige Verbindungsglied zwischen Natur und Arbeit, denn es 
ermöglicht und begünstigt die richtige Einwirkung der letzteren 



Röscher, Grundlagen, S. 85, erkennt gleichfalls, daß „zum Begriffe Arbdt 
immer das Merkmal einer Mühe gehört, die auf einen außerhalb ihrer 
selbst liegenden Zweck gerichtet ist*'. Er teilt die Arbeiten ein in a) Ent- 
deckungen und Erfindungen, hj Okkupation der freiwiUigen Naturgaben, 
cj Rohproduktion, d. h. Leitung der Natur, um brauchbare Rohstoffe her- 
vorzubringeu, dj Rohstöffverarbeitung, ej Zuteilung des Gütervorrates, 
/J Dienstleistungen. — Schaff! es Definition der Arbeit vgl. Anmerkung 
auf S. 29. 
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auf die erstere. Je fortgeschrittener und entwickelter die wirtschaft- 
liche Einsicht und das wirtschaftliche Verständnis eines Volkes sind^ 
desto größere Bedeutung kommt der Kapitalsverwendung im Pro- 
duktionsprozesse zu.i) Wenn wir Kapital jedes Produkt nennen, 
welches zu fernerer wirtschaftlicher Produktion (auch zu plan- 
mäßigen späteren Gebrauche) aufbewahrt wird,^) so ergibt sich, 
daß jeder Produktionsvorgang auf anderen vorhergegangenen Pro- 
duktionsprozessen aufgebaut ist, daß er nicht ein selbständiges, 
unabhängiges Ganzes ist, sondern nur ein Glied in der endlosen 
Reihe wirtschaftlichen Schaffens und Erzeugens bildet. Während 
in primitiven Perioden der Wirtschaft der Anteil des Kapitals an 
der Produktion ein nur geringer ist und sich auf die mehr oder 
minder kunstlosen und mangelhaften Werkzeuge beschränkt, die 
nur eine bessere Bewaffnung der menschlichen Gliedmassen be- 
deuten, gewinnt er in entwickelten Wirtschaftsperioden immer mehr 
an Einfluß, ersetzt die ausführende menschliche Kraft zum Teile 
durch Maschinen und weist ihr eine mehr leitende und überlegene 
Stellung zu. Diese Tendenz prägt sich in der fortschreitenden 
Volkswirtschaftsgestaltung immer klarer und deutlicher aus und 
führt schließlich und endlich dazu, daß der Kapitalbesitz geradezu 
entscheidend für die Stellung im Produktionsprozesse wird, so daß 
derjenige, der über diesen Produktionsfaktor in zu geringem Maße 
oder gar nicht verfügt, von jeder selbständigen Produktion aus- 
geschlossen ist. Dieses Ergebnis ist es, welches die sozialistischen 
Bestrebungen als Grundübel der modernen Gesellschaftsörganisation 
bekämpfen; hier soll der große Umsturz, den sie auf ihre Fahne 
schreiben, einsetzen, um durch Organisierung der Produktion auf 
gesellschaftlicher Grundlage eine gleichmäßige Teilnahme aller 
wirtschaftenden Einzelsubjekte an den Ergebnissen der Produktion 
herbeizuführen. 

Oberster Zweck der volkswirtschaftlichen Produktion ist stets 
die Hervorbringung von Mitteln zur Befriedigung der menschlichen 
Bedürfnisse, also die Hervorbringung von Gütern oder die „Er- 



1) Siehe auch Dr. Viktor Mataja, Der ünternehmergewinn. Wien 
1884, S. 131: „Das Kapital ist das Mittel, die menschliche Arbeit produk- 
tiver zu machen; Tatsache ist es, daß die mit Kapital bewaffnete Arbeit 
mehr erzeugt als die kapitallose.'* 

^) Röscher, Grundlagen, S. 99. 

B a r d a B , Verkehr und Verkehrspolitik. 3 
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Beugung von tieuen Werten'V) u^^d der Weg, auf welchem sie 
ihren Zweck erreicht, ist — wie oben gesagt wurde — die Ge- 
winnung, Formveränderung und Zugänglichmachung von Natur- 
stoffen. Die Produktion im wirtschaftlichen Sinne ist demnach eine 
dreifache: 1. Die auf Gewinnung von Naturstoffen gerichtete Pro- 
duktion (Landwirtschaft, Bergbau, Fischerei), auch Urproduktion 
genannt, 2. die auf Formveränderung von Naturstoffen bedachte 
Produktion (gewerbliche und industrielle Produktion), und 3. die 
der Zugänglichmachung der natürlichen oder verarbeiteten Roh- 
stoffe und ihrer Verteilung in Zeit und Raum gewidmete Produk- 
tion (Handel und Verkehrswesen). Wenn auch jede dieser drei 
Produktionsrichtungen selbständig für sich allein auftritt, sind doch 
alle gegenseitig voneinander bedingt und abhängig. Am frühesten 
entwickelt sich bei einem Volke die Urproduktion, denn schon die 
Befriedigung der einfachsten und rohen Bedürfnisse weist auf die 
Natur und ihre Stoffe hin und die okkupatorische Tätigkeit solcher 
unentwickelter Völker enthält die ersten Keime wirklicher plan- 
mäßiger Produktion. Erst wenn die Rohstoffgewinnung auf eine 
höhere Stufe der Entwicklung gelangt ist, wird eine gewerbliche 
Produktion in größerem Umfange möglich, die ein weit höheres 
Maß technischen Verständnisses und wirtschaftlicher Selbständig- 
keit voraussetzt und erfordert. Sie arbeitet mit größeren Mengen 
von Rohstoffen und bedarf notwendig auch der dritten Art volks- 
wirtschaftlicher Produktion, des Handels und Verkehres, denn die 
Verteilung der Produkte in Zeit und Raum wird ein wichtiger, 
oft über Erfolg oder Mißerfolg entscheidender Bestandteil des 
Produktionsprozesses. Es ist ein langer, durch die ganze Literatur 
der Nationalökonomie sich hindurchziehender und auch heute noch 
keineswegs entschiedener Streit, ob die Leistungen des Handels 
und Verkehres als Produktion aufzufassen seien und ihnen der 
Charakter der Produktivität zukomme. Von jenen, welche den 
Gutsbegriff in engerer Weise umgrenzen und auf die Sachgüter 
beschränken, wird auch Produktivität nur der Sachgütererzeugung 
zuerkannt 2) und Handel und Verkehrsleistungen als nicht pro- 



1) Fuchs, a. a. 0. S. 58. 

2) Die Schwierigkeit, die Grenzlinie zwischen materieller und gei- 
stiger Produktion zu bestimmen, betont Schäffle, Theorie der aus- 
schließenden Absatzverhältnisse, 1867, S. 135 ff. 
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daktiv angesehen. So unfruchtbar dieser ganze Streit auch wirk- 
lich für das allgemeine Gebiet der Volkswirtschaftswissenschaft 
sein mag, so ist er doch gerade für eine den wirtschaftlichen 
Gesetzen des Verkehrswesens gewidmete Untersuchung von Wichtig- 
keit. Nicht jede Produktionstätigkeit an und für sich ist auch 
produktiv, sondern nur jene, ysrelche Produkte liefert, deren wirt- 
schaftlicher Wert höher ist als der Wert der zu ihrer Hervor- 
bringung verwendeten Güter. Erfolgt die Produktion nur zur 
Deckung des Bedarfes der eigenen Wirtschaft, so ist der Gebrauchs- 
wert des Produktes für Erfolg oder Mißerfolg der Produktion ent- 
scheidend. Wird hingegen für den Markt produziert, so wird der 
Tauschwert des Produktes ausschlaggebend. Im ersten Falle muB 
der Gebrauchswert, im letzteren Falle der Tauschwert des Pro- 
duktes höher sein als der Kostenwert der zur Produktion heran- 
gezogenen Güter, damit sie als produktiv angesehen werden könne. 
Unter Produktivität ist daher die einer Produktionsrichtung 
innewohnende Fähigkeit zu verstehen, Naturstoffe in solcher Weise 
zu gewinnen, zu verändern oder zugänglich zu machen, daß deren 
endlicher wirtschaftlicher Wert höher ist als ihr ursprünglicher 
Kostenwert. Die Stellung des Verkehres und der Verkehrsleistungen 
im Produktionsprozesse bestimmt sich somit danach, ob der Ver- 
kehr die Eignung besitzt, die durch seine Einwirkung gewonnenen, 
veränderten oder zugänglich gemachten Güter in ihrem wirtschaft- 
lichen Werte zu steigern, so daß für die Wirtschaft, beziehungs- 
weise Volkswirtschaft ein Wertzuwachs als positiver Gewinn 
resultiert. 

Der volkswirtschaftliche Werdegang ist dadurch gekenn- 
zeichnet, daß eine stets steigende Anzahl von Gütern in die wirt- 
schaftliche Betrachtung und Berechnung einbezogen und dadurch 
der Bedürfnisbefriedigung immer neue Hilfsquellen erschlossen 
werden. Es gibt nun zahlreiche Naturstoffe, welchen an ihren 
Fundorten keine wirtschaftliche Bedeutung zugemessen wird, ent- 
weder weil die kulturelle Befähigung der dortigen Bevölkerung 
sich ihrer nicht zu bedienen weiß oder weil sie von einer ver- 
schwenderisch freigebigen Natur in solcher Menge dargeboten 
werden, daß sie das Maß des gegebenen Bedürfnisses erheblich 
übersteigen und als freie Güter nicht den Gegenstand wirtschaft- 
licher Bemühungen bilden. In anderen räumlich entfernten Volks- 

3* 
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Wirtschaftsgebieten mag gerade das Bedürfnis nach diesen Natur- 
stoffen ein besonders ausgeprägtes sein, der verfugbare Vorrat 
jedoch ein ganz unzureichender und ungenügender. Obwohl es 
also Wirtschaften gibt, welche ihnen große wirtschaftliche Be- 
deutung beilegen, werden diese Naturstoffe doch an den räumlich 
entfernten Orten ihres überreichen, verwendungslosen Vorkommens 
ungenützt und ungesucht brachliegen, solange nicht die Möglich- 
keit besteht, sie im Wege räumlicher Übertragung denjenigen 
Wirtschaften zuzuführen, welche ihrer bedürfen und sie zu ver- 
werten verstehen. Sobald aber die Möglichkeit der Überführung 
solcher Naturstoffe im Räume gegeben ist, d. h. also, sobald der 
Verkehr als Bindeglied zwischen ihren Fundort und den Ort ihrer 
wirtschaftlichen Verwertung vermittelnd sich einschiebt, tritt in 
ihrem wirtschaftlichen Verhältnisse eine vollständige Veränderung 
ein: sie werden Gegenstand wirtschaftlicher Bemühungen, werden 
als Mittel der Befriedigung von Bedürfnissen erkannt und ver- 
wandeln sich durch die Einwirkung des Verkehres in wirtschaft- 
liche Güter. Daraus folgt, daß dem Verkehre im Wirtschaftsleben 
nicht nur eine vermittelnde und Güter zuteilende, sondern geradezu 
eine Güter schaffende Stellung zukommt, daß eine Reihe von Gütern 
nur durch ihn Güterqualität erlangen und dem wirtschaftlichen 
Leben zugeführt werden, und daß seine Leistungen entschieden 
als wirtschaftliche Produktion anzusehen sind. 

Der Verkehr hat aber nicht immer mit Gütern zu tun, welche 
erst durch ihn den Charakter wirtschaftlicher Güter erlangen; 
seine Haupttätigkeit umfaßt vielmehr Objekte, welche schon Güter- 
qualität besitzen und mit der Bestimmung, zwecks Erlangung 
anderer Güter ausgetauscht zu werden, in den Kreislauf des volks- 
wirtschaftlichen Organismus eingeführt werden. Jede Wirtschaft 
trachtet, die in ihrer Verfügung befindlichen, zur eigenen Bedürftiis- 
befriedigung nicht benötigten Wirtschaftsmittel gegen Güter ein- 
zutauschen, deren sie für ihre Wirtschaftszwecke bedarf, über 
welche sie aber noch nicht verfügt. Da es das oberste Prinzip 
allen Wirtschaftens ist, einen möglichst großen Erfolg unter Auf- 
wendung möglichst geringer Mittel zu erzielen, richtet sich das 
Streben der Wirtschaften darauf, die von ihr abzugebenden Güter 
zu deren höchstem Tauschwerte zu vertauschen, um Güter zu er- 
halten, welche für sie den höchsten Gebrauchswert haben. Der 



Digitized by CjOOQ IC 



— 37 — 

Tausch wird daher für die Wirtschaft nur dann ein erfolgreicher 
sein, wenn der Gebrauchswert der empfangenen Güter ein höherer 
ist als der Tauschwert der abgegebenen. Der Verkehr ist das 
taugliche Organ, solche Tauschvorgänge zu vermitteln, denn er 
verbreitet die Kenntnis von der Wirtschaftslage verschiedener 
Wirtschaftseinheiten und zeigt an, für welche Güter in jeder der- 
selben die Geneigtheit zum Tausche vorhanden ist, er ermöglicht 
also die Abgabe der Güter zu ihrem höchsten Tausch- und ge- 
ringsten Gebrauchswerte und den Erwerb der Güter zum geringsten 
Tausch- und höchsten Gebrauchswerte. Auf diese Weise gestattet 
er den wirtschaftenden Menschen, ihre wirtschaftlichen Absichten 
mit Vorteil auszuführen und erfolgreich zu gestalten. Indem er 
somit Güter, welche an dem Orte ihrer Erzeugung infolge reich- 
lichen Vorhandenseins oder günstiger Produktionsbedingungen ge- 
ringeren Wert besitzen, an jene Orte bringt, wo sie höherer Wert- 
schätzung begegnen, steigert er sie in ihrem Werte und bewirkt 
damit eine Verteilung der Güter nach der höchsterreichbaren wirt- 
schaftlichen Wertschätzung, erfüllt also alle an die Produktivität 
gestellten Erfordernisse. ^) Die Stellung des Verkehres und der Ver- 
kehrsleistungen im wirtschaftlichen Prozesse der Gütererzeugung, 
•Umwandlung und -Zugänglichmachung ist eine sehr wichtige und 
bedeutungsvolle und erbringt den erneuten Beweis, wie durch die 
Entwicklung des Verkehres das gesamte Wirtschaftsleben in der 
nachhaltigsten Weise beeinflußt und umgewandelt und die ganze 
Wirtschaftsorganisation in neue Bahnen gelenkt wird. 



VI. Die Lehre vom wirtschaftlichen Werte. 

Den Ausgangspunkt allen wirtschaftlichen Tuns und Lassens 
bilden die menschlichen Bedürfnisse, und das Ziel, welchem alle 
wirtschaftliche Überlegung, Fürsorge und Bemühung zustrebt, ist 
die möglichst vollständige Befriedigung derselben. Daß der Mensch 
Bedürftiisse empfindet, will sagen, daß ihm Störungen oder Unvoll- 



») Vgl. hierzu auch Dr. Gustav Cohn, Nationalökonomie des Handels 
und des Verkehrswesens. Stuttgart 1898, S. 2 : „Auch die Verkehrsanstalten 
sind produktiv, weil sie notwendige Beiträge für den Gesamtzweck der 
Versorgung des Bedarfes einer Volkswirtschaft sind." 
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kommenheiten in seinem Wohlergehen zum Bewußtsein kommen, 
das Gleichgewicht seiner subjektiven Zufriedenheit und seines 
Behagens in Frage stellen und das Gleichmaß der individuellen 
Wohlfahrt gefährden. Wenn uns hungert oder dürstet, wenn wir 
Kälte oder Hitze empfinden, wenn Gegenstände unserer Bekleidung 
schadhaft oder unbrauchbar werden, wenn uns Mittel der geistigen 
Bildung und Beschäftigung verloren gehen oder nicht zur Ver- 
fügung stehen, immer ist es ein körperliches oder seelisches Unbe- 
hagen, welches uns die Erkenntnis der Mangelhaftigkeit in unserer 
Wohlfahrt vermittelt und den Wunsch in uns rege werden läßt, 
diesen Zustand des Vermissens und Entbehrens zu bannen, die 
Störungen unseres Wohlbefindens zu beseitigen und die Gefühle 
der Unlust und des Mangels aus unseren Empfindungen auszu- 
schalten. Etwas bedürfen heißt also fühlen, daß einem etwas fehlt, 
und wünschen, diesem Fehlen abzuhelfen; das menschliche Be- 
dürfnis enthält daher zwei psychologische Momente, ein positives 
und ein negatives: einerseits als negatives Moment das Bewußt- 
sein eines bestimmten Mangels, andererseits als positives Moment 
das Verlangen und Streben, diesem bewußt empfundenen Mangel 
abzuhelfen. Diese beiden psychologischen Momente, aus welchen 
sich der Begriff des Bedürfnisses zusammensetzt, sind auch die 
Grundsteine, auf welchen das Gebäude des menschlichen Wirt- 
schaftslebens aufgebaut ist und beruht: das negative Moment ent- 
hält die wirtschaftliche Erkenntnis, in dem positiven Elemente 
hat alle wirtschaftliche Tätigkeit ihren Ursprung. 

Da die Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse der End- 
zweck allen Wirtschaftens ist, bleibt die Beschaffung der für die 
menschlichen Wirtschaftsbestrebungen als tauglich erkannten Güter 
das Mittel zur Erreichung dieses Zweckes. Sowie die Zahl der 
Bedürfnisse eine große und die Wichtigkeit der einzelnen Bedürf- 
nisse eine sehr verschiedene ist, so ist auch die Bedeutung der 
zur Befriedigung dieser Bedürfnisse für geeignet gehaltenen Güter 
eine sehr wechselnde und verschiedene. Diese Verschiedenheit in 
der Bedeutung bestimmter Güter rührt daher, daß erstens nicht 
alle Menschen die gleichen Bedürfnisse empfinden, zum mindesten 
aber die gleichen Bedürfnisse nicht in der gleichen Stärke und 
Intensität. Da aber die Befriedigung eines Bedürfnisses, welches 
stärker und intensiver empfunden wird, für das wirtschaftende 



Digitized by CjOOQ IC 



- 39 "^ 

Wesen bei weitem, wichtiger ist als die Befriedigung eines minder 
intensiv gefühlten Bedürfnisses, werden die Menschen mit intens 
siveren Bedürfnisregungen nach einer bestimmten Richtung der 
Verfügung über die zur Stillung dieser Regungen als tauglich er- 
kannten Güter größere Bedeutung beilegen als Menschen mit 
schwächeren Bedürfnisregungen nach der gleichen Richtung. Ebenso 
gehen die Anschauungen der Menschen über die Fähigkeiten der 
Güter, der Bedürfnisbefriedigung zu dienen, sehr auseinander, 
Während also die einen einem bestimmten Gute große Bedeutung 
beimessen und sich deshalb die Verfügung über dasselbe zu ver- 
schaffen suchen, erachten die anderen, welche das gleiche Bedürfnis 
befriedigen wollen, eben dieses Gut als ganz ungeeignet oder doch 
minder geeignet und richten ihre wirtschaftliche Tätigkeit auf 
die Erlangung anderer, nach ihrer Meinung besser entsprechender 
Güter. Die dritte Ursache in der Verschiedenheit der Auffassungen 
über die wirtschaftliche Wichtigkeit der Güter liegt darin, daß 
auch die Ansichten eines und desselben Wirtschaftssubjektes über 
die Art und Weise der Befriedigung der Bedürfnisse zeitlichen 
Schwankungen unterliegen, und durch das Maß wirtschaftlicher 
Erkenntnisfähigkeit und technischer Vervollkommnung beeinflußt 
werden, weshalb Güter, welche heute in hohem Maß Gegenstand 
der wirtschaftlichen Bemühungen eines Wirtschafters sind, morgen 
jede Bedeutung für ihn verlieren können, wenn er ein anderes 
Gut als tauglicher zur Befriedigung des betreffenden Bedürfnisses 
erkannt hat und daher seine Wirtschaft durch Verfügung über 
das für besser gehaltene Gut vollkommener zu gestalten trachtet. 
Aus den angeführten Ursachen geht hervor, daß keineswegs 
alle Güter im Wirtschaftsleben die gleiche Rolle spielen, sondern 
daß sie je nach der Art und Intensität der wirtschaftlichen Be- 
dürfnisse und nach der Gestaltung des Wirtschaftsplanes sehr 
verschiedener Beurteilung und Bewertung unterliegen. Unter dem 
wirtschaftlichen Werte eines Gutes ist daher die Bedeutung 
zu verstehen, welche einem Gute seitens wirtschaftender Menschen 
mit Rücksicht darauf beigelegt wird, daß von ihnen die Tauglich- 
keit des Gutes zur Befriedigung von menschlichen Bedürfhissen 
und die Verfügung über dasselbe als Voraussetzung der Befriedi- 
gung eigener Bedürfnisse erkannt wird. Der Wert eines Gutes 
wird durch die individuell verschiedene Auffassung der wirt- 
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schaftenden Wesen über dessen Eigenschaften und über das Maß 
der empfundenen Bedürfnisse beeinflußt, ein und dasselbe Gut 
kann für verschiedene Wirtschaftssubjekte oder auch für ein und 
dasselbe Wirtschaftssubjekt zu verschiedenen Zeiten wesentlich 
verschiedenen wirtschaftlichen Wert haben. Der Wert eines Gutes 
ist daher weder eine unter allen Umständen feststehende, noch 
flu" alle Menschen gleiche Größe, er hängt vielmehr von der sub- 
jektiven Schätzung eines bestimmten wirtschaftenden Individuums 
in einem bestimmten Zeitpunkte ab und unterliegt persönlichen 
und zeitlichen Schwankungen und Änderungen. Die Lehre vom 
Werte ist der wichtigste Bestandteil der theoretischen National- 
ökonomie, denn von ihr aus verbreitet sich das Licht wissen- 
schaftlicher Erkenntnis über die verschlungenen Pfade des wirt- 
schaftlichen Lebens, aus ihr entspringt der lebendige Quell der 
Durchforschung und Beherrschung der wirtschaftlichen Zusammen- 
hänge, sie bildet den „Eckstein des ökonomischen Gebäudes".^) 
Immer aber muß man sich vor Augen halten, daß der Wert der 
Güter eine subjektive Erscheinung ist, die in dem Verhältnisse 
zwischen dem konkreten Gute und der wirtschaftlichen Erwägung 
eines wirtschaftenden Subjektes ihren Ursprung hat, im Flusse 
der wechselnden persönlichen und zeitlichen Schätzungen Wand- 
lungen unterworfen ist und niemals zu einer objektiven Eigenschaft 
der Güter erstarrt. 2) 

In der Lehre vom wirtschaftlichen Werte wird der Unter- 
scheidung des Wertes in Gebrauchs- und Tauschwert in der ganzen 
Literatur der Nationalökonomie besondere Beachtung zugewendet. 
Die ursprünglichste Bedeutung des Gutes für menschliche Wirt- 
schaftszwecke beruht auf ihrer Fähigkeit, unmittelbar zur Be- 



*) Proudhon, Systeme des contradictions ^conomiques, 1846. 

2) Den subjektiven Charakter des Wertes betonen vor allem C. 
Menger, Grundsätze, S. 83: „Der Wert ist ein Urteil der wirtschaftenden 
Menschen, also nichts den Gütern Anhaftendes, sondern etwas Subjektives'' 
und F. V. Wies er, Ursprung und Hauptgesetze des wirtschaftlichen 
Wertes, Wien 1884, und Der natürliche Wert, Wien 1889. Vgl. auch von 
Böhm-Bawerk, Kapital und Eapitalzins, Bd. II, sowie Grundzüge der 
Theorie des wirtschaftlichen Güterwertes, im Bd. XLIV der Jahrbücher für 
Nationalökonomik und Statistik. Ferner E. Sax, Zur Grundlehre einer 
Theorie der Staats Wirtschaft, 1887. Zuckerkandl, Zur Theorie des 
Preises, 1889. Komorzynski, Der Wert in der isolierten Wirtschaft. 
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friedigung von Bedürfnissen herangezogen zu werden, d. h. in 
ihrem Gebrauchswerte. Sobald sich jedoch die ersten Spuren einer 
verkehrswirtschaftlichen Organisation zeigen, erlangen die Güter 
*feine zweite Fähigkeit, durch die Möglichkeit der Verbindung mit 
anderen Wirtschaftseinheiten erstreckt sich das Interesse der 
wirtschaftenden Menschen auch auf solche Güter, welche sie nicht 
direkt für ihre Bedürfiiisse benötigen, für welche aber die Mög- 
lichkeit des Austausches an fremde Wirtschaftseinheiten behufs 
Erlangung anderer wirtschaftlicher Güter besteht. Die Bedeutung, 
welche solche Güter im Wirtschaftsleben haben, wird nun der 
Tauschwert der Güter genannt. Eigentlich ist aber der Tausch- 
wert keine selbständige Seite der Werterscheinung, sondern ent- 
springt gleichfalls nur dem Gebrauchswerte, da ja die Güter nur 
deshalb Gegenstand des Austausches werden können, weil es Wirt- 
schaftssubjekte gibt, welche zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse auf 
dieselben angewiesen sind und ihnen Gebrauchswert zuerkennen. 
Der Tauschwert eines Gutes für das vertauschende Wirtschafts- 
subjekt hat seinen Grund nur in dem Gebrauchswerte des Gutes 
für das eintauschende Wirtschaftssubjekt, ist also durch diesen 
bedingt. Bei vorgeschrittenen verkehrswirtschaftlichen Zuständen 
werden die Tauschvorgänge so vervielfacht, ehe ein Gut in die 
Hände desjenigen kommt, dem es unmittelbar zur Befriedigung 
«ines Bedürfnisses dient, die Zahl der Zwischenglieder in der Kette 
des wirtschaftlichen Lebens wird so groß, daß der Zusammenhang 
zwischen dem Gebrauchs- und Tauschwerte übersehen und der 
letztere als selbständige Form des Wertes betrachtet wird. Da 
femer in dem so zahlreich verzweigten Volkswirtschaftsmechanismus 
•die wirtschaftliche Verwertungsfähigheit gewisser Güter allgemein 
bekannt und anerkannt ist, kann mit Sicherheit darauf gerechnet 
werden, für Güter solcher Art willige Abnehmer zu finden, und 
dieser volkswirtschaftlichen Tatsache verdankt die Theorie vom ob- 
jektiven Werte oder Gattungs werte ihre Entstehung, i) Dabei wird 
jedoch übersehen, daß die allgemeine Anerkennung „des Grades der 



1) Vgl. hierzu Friedländer, Theorie des Wertes, im Dorpater 
Universitätsprogramm 1852, und Knies, Die national-ökonomische Lehre 
vom Werte, in der Tübinger Zeitschrift für die gesamte Staats Wissen- 
schaft 1855, dann Geld und Kredit, 1873, Bd. I, auch Philippovich, 
Grundriß, S. 197 ff. 
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Brauchbarkeit eines Gutes für menschliche Zwecke" (Knies) und 
,,der Befähigung eines Gutes, einen bestimmten äußeren Erfolg zu 
erzielen" (Philippovich) nur auf der Übereinstimmung einer Viel- 
heit subjektiver Wertanschauungen beruht und mit ihr steht und 
fällt. ^) Wie immer man sich zu diesen Fragen der Theorie stellen, 
mag, die Wurzel aller Bewertung ist und bleibt unter allen Um- 
ständen der Gebrauchswert, und von ihm muß die Untersuchung 
des Wertproblems ausgehen. 2) Der Grad und das Maß des Wertes,, 
welchen eip Wirtschaftssubjekt einem Gute beilegt, hängt sowohl 
von der Wichtigkeit der damit zu befriedigenden Bedürfnisse und 
der Anzahl der Bedürfnisregungen innerhalb der bestimmten Be- 
dürfnisgruppe ab, welche der Befriedigung harren, als auch von 
der Größe des zur Verfügung stehenden Gütervorrat^s. Da jedes 
Bedürfnis aus der Empfindung eines Mangels entspringt, welcher 
ein Gefühl der Unlust im Menschen auslöst, richtet sich das Aus- 
maß des Wertes, welchen ein Gut hat, nach der Größe der Unlust, 
welche das wirtschaftende Subjekt empfindet, wenn das Bedürfnis,, 
zu dessen Befriedigung das Gut fähig ist, unbefriedigt bleiben 
muß. Die Unlust — hervorgerufen durch das unbefriedigte Be- 
dürfnis — ist also der Maßstab, an welchem der Wert eines wirt- 
schaftlichen Gutes gemessen werden kann, nicht aber die auf die- 
Hervorbringung des Gutes verwendeten Kosten. Es entspricht daher 
auch nicht dem Wesen des Wertes, wenn geradezu von einem^ 
Kostenwerte der Güter gesprochen wird, der sich nach Ansicht 
der klassischen Nationalökonomie und mit teilweise veränderter- 
Begründung auch des Sozialismus aus der auf das Gut verwendeten^ 
menschlichen Arbeit,^) nach Ansicht der historischen National- 



1) Die diametral entgegengesetzte Ansicht vertritt John Kuskin». 
Wie wir arbeiten und wirtschaften müssen, übersetzt von Jakob Feis,, 
2. Auflage, Straßburg, S. 127: „Der Wert eines Dinges an sich ist unab- 
hängig von der öffentlichen Meinung und seiner Masse. Was man darüber 
oder soviel man davon erlangen mag, der Wert eines Dinges an sich; 
wird weder größer noch geringer. Es bewährt sich jederzeit oder es be* 
währt sich nicht." 

2) Adam Müller, Die Elemente der Staatskunst, 1809, setzt an 
Stelle von Gebrauchswert und Tauschwert die Bezeichnung individueller 
und sozialer Wert. 

3) So sagt Dr. S. Perlmutter, Karl Menger und die österreichi- 
sche Schule der Nationalökonomie, Bern 1902, S. 77: „Die Arbelt ist die 
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Ökonomie aus den zur Hervorbringung notwendigen Kosten im 
allgemeinen (Kapitalsaufwand — Arbeit) zusammensetzt. Dieser 
Annahme liegt aber eine unbewußte Verwechslung einzelner 
Momente des Wertes mit denen des Preises der Güter zugrunde, 
welch letzterer allerdings in hervorragendem Maße durch die 
Kosten der Erzeugung der Güter beeinflußt wird. Und wenn 
darauf hingewiesen wird, daß auch in der isolierten Wirtschaft, 
in welcher es keinen Tauschwert und daher auch noch keinen 
Preis der Güter gibt, auf das, was die Güter kosten werden, 
Rücksicht genommen werden muß, ist dem gegenüber hervor- 
zuheben, daß für die Wertschätzung zuletzt doch immer nur die 
Bedeutung der Güter für die Befriedigung menschlicher Bedürf- 
nisse maßgebend ist. Daß die Hingabe von Kapital und Arbeit 
zur Erwerbung eines Gutes nötig wird, ist eine Frage für sich, 
die eventuell dazu führen kann, daß das Wirtschaftssubjekt von 
der Erwerbung des Gutes gänzlich absieht, weil die mit der Er- 
werbung verbundenen, durch die Aufopferung von Arbeit und 
Kapitalsgütern hervorgerufenen Unlust größer ist als die durch 
die eventuelle Nichtbefriedigung des Bedürfnisses verursachte 
Unlust, der Gebrauchswert des erworbenen, d. h. bereits in der 
Verfügung des wirtschaftenden Subjektes befindlichen Gutes kann 
aber durch die Kosten desselben in keiner Weise beeinflußt werden. 
Die menschlichen Bedürfnisse weisen — wie schon erwähnt 
wurde — eine sehr verschiedene Intensität auf und haben sehr 
verschiedene Bedeutung für die Wohlfahrt. Während die Befriedi- 
gung gewisser Bedürfnisse als unerläßliche Voraussetzung der 
Weiterexistenz empfunden wird, haben andere Bedürfnisse nur 
Einfluß auf die Aufrechterhaltung unseres Wohlbefindens, wieder 
andere verschaffen uns in ihrer Befriedigung nur Behagen, An- 
nehmlichkeit oder Vergnügen. Da den einzelnen Bedürfnissen ein 
verschiedener Rang in der Skala der Bedürfnisse zugewiesen 
wird, richtet sich das wirtschaftliche Streben natürlich darauf, die 
wichtigsten Bedürfnisse vor den minder wichtigen, diejenigen Be- 



ürsache des Tauschwertes, der gesellschaftliche Gebrauchswert die Be- 
dingung seiner Realisierung." Vgl. auch Dr. A. Schäffle, Die Quintessenz 
des Sozialismus, 2. Auflage, Gotha 1877, S. 44: „Die ,Substanz des Wertes' 
der Produkte liegt nach dieser (nämlich der sozialistischen) Theorie in der 
gesellschaftlichen Arbelt, durch welche das Produkt zustande kommt." 
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dürfnisse, deren Nichtbefriedigung die Existenz bedroht (wie das 
Nahrungs- und Wohnungsbedürfnis), vor jenen zu befriedigen, 
welche — wie z. B. das Bedürfnis nach Kleidung — nur auf das 
menschliche Wohlbefinden einwirken, diese wieder früher als solche 
Bedürfnisse, von welchen nur Behaglichkeit und Vergnügen ab- 
hängen. Der wirtschaftende Mensch nimmt also eine genaue Klas- 
sifikation der Bedürfnisarten nach dem Maße ihrer Bedeutung für 
das menschliche Leben vor. Eine ähnliche Abstufung geht hinsicht- 
lich der einzelnen Bedürfnisregungen innerhalb einer bestimmten 
Bedürfnisart vor sich. Auch die Einzelbedürfnisse in einer Bedürfnis- 
gruppe haben verschiedene Intensität und Bedeutung für die Er- 
haltung der Wohlfahrt. Je mehr Einzelbedürfnisse einer bestimmten 
Art befriedigt werden, desto geringer wird die Bedeutung der 
noch übrigen unbefriedigten Bedürfnisse derselben Art. Durch 
diese in absteigender Linie sich bewegende Bedeutung der mensch- 
lichen Bedürfnisse, beziehungsweise der Bedürfnisregungen gleicher 
Art wird auch der Wert der Güter, welche zur Befriedigung der 
Bedürfnisse geeignet sind, bestimmt. Hat ein Wirtschaftssubjekt 
ein bestimmtes Gut als fähig zur Befriedigung eines bestimmten 
Bedürfnisses erkannt, so richtet sich für dieses Wirtschaftssubjekt 
der Wert des Gutes nach der Anzahl und Stärke der Bedürfnis- 
regungen und nach dem ihm zur Verfügung stehenden Vorrate 
dieses Gutes. Zur Befriedigung eines Einzelbedürfnisses solcher 
Art ist eine gewisse Teilmenge des Gutes erforderlich; so viele 
solcher Teilmengen der Vorrat an dem Gute enthält, so viele 
Bedürfnisregungen (Einzelbedürfnisse) gleicher Art können be- 
friedigt werden, während eine Reihe von Bedürfnisregungen, für 
welche der Vorrat nicht mehr ausreicht, unbefriedigt bleiben 
müssen. Da die Unlust, welche die Nichtbefriedigung der Bedürf- 
nisse im Menschen erweckt, die Bedeutung dieser Bedürfnisse und 
damit auch den Wert der Güter, welche zu ihrer Befriedigung 
dienen, bestimmt, wird sich der Wert einer Teilmenge des gegebenen 
Gütervorrates nach der Unlust bestimmen, welche der wirtschaftende 
Mensch empfinden würde, wenn noch eines der Bedürfnisse, für 
welche der Gütervorrat ausreicht, unbefriedigt bleiben müßte. Der 
Wert einer bestimmten Teilmenge eines bestimmten Gutes hängt 
daher von der Bedeutung des letzten durch den verfügbaren 
Gütervorrat noch gedeckten Bedürfnisses ab, oder mit anderen 
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Worten, von* dem Nutzen, welchen die letzte verfägbare Teilmeng^e 
des Gutes für die Bedürfnisbefriedigung zu liefern vermag. Dieser 
Nutzen wird als Qrenznutzen, der Wert der Teilmenge des Gutes 
danach als Grenzwert bezeichnet. 

Für die besonderen Eigenschaften des Verkehres und der 
Verkehrsleistungen ist hinsichtlich des wirtschaftlichen Wertes fest- 
zustellen, in welcher Weise die Erscheinungen des Verkehres auf 
den Wert der wirtschaftlichen Güter im allgemeinen einwirken 
und wie der Wert der Verkehrsleistungen selbst im Wirtschafts- 
leben sich gestaltet. Es ist schon bei der Untersuchung der wirt- 
schaftlichen Güter erwähnt worden, daß durch den Verkehr zahl- 
reiche Güter, welche vorher nicht den Gegenstand wirtschaftlicher 
Bestrebungen bilden konnten, in das Wirtschaftsleben eingeführt 
werden und Bedeutung für die Bedürfnisbefriedigung und wirt- 
schaftlichen Wert erlangen. Der Verkehr vermittelt und verbreitet 
auch die Kenntnis von den Fähigkeiten der einzelnen Güter für 
die menschlichen Wirtschaftszwecke, ermöglicht daher eine gleich- 
mäßige und allgemeine Verwendung der Güter nach ihrem höchst- 
möglichen Nutzen und bewirkt, daß jedes wirtschaftliche Gut nach 
seiner höchsten Bedeutung geschätzt und bewertet wird. Da durch 
das Bindeglied des Verkehres räumlich weit voneinander entfernte 
Wirtschaftssubjekte mit den bei anderen Völkern, Gegenden und 
Wirtschaftsgruppen herrschenden wirtschaftlichen Zuständen be- 
kannt gemacht werden, ist jeder Einzelwirtschaft die Möglichkeit 
geboten, ihren eigenen wirtschaftlichen Standpunkt vollkommener 
zu gestalten, von anderen neue Bedürfnisse zu übernehmen, neue 
Arten der Befriedigung ihrer BedürMsse zu erlernen und damit 
neuen Gütern Wert zu verleihen. Auf diese Weise wird durch 
den Verkehr auch eine Annäherung und wenigstens teilweise Aus- 
gleichung der Bedürfnisse und der Art der Bedürftiisbefriedigung 
unter solchen Volk&wirtschaften hervorgerufen, welche auf an- 
nähernd gleicher Kulturstufe stehen. Die unmittelbare Folge davon 
ist, daß die Grenzen, zwischen welchen die Bewertungen verschie- 
dener Wirtschaften hinsichtlich eines Mittels der Bedürfnisbefriedi- 
gung nach aufwärts und abwärts schwanken, immer enger werden. 
Wenn die Bedürfnisse einander immer ähnlicher und gleichmäßiger 
werden, wird auch die Wertschätzung der diesen Bedürfnissen 
dienenden wirtschaftlichen Güter gleichmäßiger und konstanter, 
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der Wert der Güter in der subjektiven Bemessung verschiedener 
wirtschaftender Menschen zeigt die Tendenz der interlokalen und 
internationalen Vereinheitlichung und Stabilisierung. Diese wirt- 
schaftliche Tatsache kann als Gesetz der verkehrswirtschaft- 
lichen Wertausgleichung bezeichnet und kurz dahin zusammen- 
gefaßt werden, daß bei fortschreitender Verkehrsentwicklung die 
Bildung des wirtschaftlichen Wertes der Güter in der subjektiven 
Wertschätzung räumlich entfernter Wirtschaftseinheiten gleich- 
mäßiger, einheitlicher und konstanter wird. Der Verkehr beeinflußt 
auch den Wert der Güter, dringt mit seinen Wirkungen in alle 
Poren des Wirtschaftslebens und führt die Entwicklung der mensch- 
lichen Wirtschaft auf ungekannte Höhen der Vervollkommnung. 
Diese wertausgleichende Wirkung des Verkehres ist eine der be- 
deutsamsten Grunderscheinungen des Wirtschaftslebens der Gegen- 
wart und nur durch sie ist der schwindelerregende Aufschwung 
der weltwirtschaftlichen Entwicklung ermöglicht und in die Wege 
geleitet worden. 

Nicht nur der Verkehr in seiner Gesamtheit hat Bedeutung 
für das Wirtschaftsleben, auch jede einzelne Verkehrsleistung 
unterliegt als Mittel der Befriedigung eines menschlichen Bedürf- 
nisses der wirtschaftlichen Bewertung und wird je nach der Zahl 
und Stärke der Bedürfnisse, im Hinblick auf welche sie mensch- 
lichen Wirtschaftszwecken dienstbar ist, geschätzt und veranschlagt. 
Auf Seite der Wirtschaftssubjekte, welche die Verfügung über die 
Verkehrsleistungen zur Förderung ihrer wirtschaftlichen Zwecke 
zu erlangen suchen, äußert sich das Werturteil in der Form des 
Gebrauchswertes, denn es wird die unmittelbare Verwendung der 
Verkehrsleistung zur Befriedigung eines konkreten Bedürfnisses 
angestrebt; für den Unternehmer, welcher die Verkehrsleistungen 
darbietet, steht natürlich der Wert als Tauschwert im Vorder- 
grunde, weil für den Verkehrsunternehmer nicht die unmittelbare 
Verfügung über die Verkehrsleistungen die Erfüllung seiner Wirt- 
schaftsabsichten bedeutet. Sein Wirtschaften geht darauf hin, durch 
Hingabe der Güter seiner Produktion — der Verkehrsleistungen — 
im Austausche solche wirtschaftlichen Güter zu erhalten, welche 
ihm als Mittel der Befriedigung seiner eigenen Bedürfnisse not- 
wendig und wertvoll erscheinen. Der Verkehrsuntemehmer bewertet 
die Verkehrsleistung nach ihrer Fähigkeit, ausgetauscht zu werden, 
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beziehungsweise nach der Möglichkeit, dadurch, daß er sie aus 
seinem wirtschaftlichen Gütervorrate (Vermögen) entfernt, diesen 
Gätervorrat durch andere Güter zu ergänzen, deren er wirtschaft- 
licherweise bedarf, welche für ihn Gebrauchswert haben. Die Hoff- 
nung und Gewißheit, daß bei anderen Wirt Schaftssubjekten Ver- 
kehrsbedürfnisse rege sind und daher die Geneigtheit zur Erwerbung 
der Verfügung über Verkehrsleistungen besteht, bildet die wirt- 
schaftliche Ursache des Tauschwertes, und die Zahl und Intensität 
dieser Verkehrsbedürfnisse regelt wie das Maß des Gebrauchs- 
wertes, so auch das Maß des Tauschwertes, der von jenem ab- 
hängig ist. Wird von einer Wirtschaftseinheit in jener Bedürfnis- 
gruppe, zu deren Befriedigung die Verkehrsleistungen als geeignetes 
Mittel erkannt werden, eine bestimmte Anzahl von Bedürfnis- 
regungen empfunden, so wird die Höhe des Wertes einer Teilmenge 
des wirtschaftlichen Gutes, welche einer solchen Bedürfnisregung 
entspricht, das ist der Einzelverkehrsleistung, durch die Menge 
des gegebenen Gütervorrates, das ist durch die Anzahl der Ver- 
kehrsleistungen, über welche die Wirtschaftseinheit die Verfügung 
erworben hat, bestimmt. Je größer die Zahl der Bedürfnisse, desto 
stärker wird auch der Wunsch nach ihrer Befriedigung fühlbar, 
und je größer die Anzahl der verfügbaren Verkehrsleistungen ist, 
desto geringer wird die Intensität der noch unbefriedigten Be- 
dürfnisse: die Stärke der vorhandenen Verkehrsbedürfnisse steht 
also in umgekehrtem Verhältnisse zur Menge der verfügbaren 
Verkehrsleistungen. Der Gebrauchswert einer Verkehrsleistung wird 
bei gegebenem Vorrate durch die Intensität des letzten Verkehrs- 
bedürfnisses bestimmt, welches noch durch den verfügbaren Vorrat 
Befriedigung finden kann; der Gebrauchswert einer Verkehrsleistung 
richtet sich also nach dem Grenznutzen, welchen sie der Wirt- 
schaft zu leisten imstande ist. 

Der wirtschaftliche Idealzustand wäre dann erreicht, wenn 
jede Wirtschaftseinheit in der Lage wäre, durch Aufwendung 
anderer Kapitalsgüter die Verfügung über so viele Verkehrs- 
leistungen zu erwerben, als ihrem Wirtschaftsplane und Wirtschafts- 
zustande gemäß Bedürfnisse nach ihnen rege werden. Je mehr 
sich die Wirtschaftslage diesem Höhepunkte der Bedürfnisbefriedi- 
gung nähert, desto tiefer sinkt der Gebrauchswert der Verkehrs- 
leistungen für die Wirtschaftseinheit, und in demselben Maße 
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schwindet das Interesse an der weiteren Verfugung über dieselben. 
Anzahl und Intensität der Bedürfnisregungen in der Gruppe der 
Verkehrsbedürfnisse, femer der Rang, welchen diese Bedürfnis- 
gruppe in der Skala der Bedürfnisse einnimmt, sowie die Menge 
der einer Wirtschaftseinheit zur Befriedigung ihres Verkehrs- 
bedürfnisses zur Verfügung stehenden Verkehrsleistungen sind 
daher die für die Wertbemessung zunächst maßgebenden Verhält- 
nisse. Es spielen jedoch in die Wertbestimmung der Verkehrs- 
leistungen noch andere Momente hinein, welche der komplizierten 
Natur der Verkehrserscheinungen entspringen. 

Bereits an früherer Stelle i) wurde hervorgehoben, daß das 
Verkehrsbedürfnis in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle kein 
originäres, selbständiges Bedürfnis, sondern in die Kategorie jener 
Bedürfnisse einzureihen ist, welche als Zwischenbedürftiisse dahin 
gekennzeichnet wurden, daß ihre Befriedigung nicht wirtschaft- 
licher Selbstzweck, sondern nur Voraussetzung der Befriedigung 
eines anderen primären Bedürfnisses ist. Die Tatsache der Unter- 
ordnung der Verkehrsbedürfnisse im Reiche der wirtschaftlichen 
Bedürfnisse bringt auch gewisse Modifikationen in dem Vorgange 
der Wertbildung hinsichtlich der Verkehrsleistungen mit sich, 
welche nicht außer acht gelassen werden dürfen. Der Zusammen- 
hang, welcher zwischen dem Verkehrsbedürfnisse und jenem Haupt- 
bedürftiisse besteht, dessen Befriedigung durch die Vorausbefriedi- 
gung jenes gesichert und ermöglicht werden soll, drückt sich auch 
in der Bewertung der für den angedeuteten Zweck in Anspruch 
zu nehmenden Verkehrsleistung aus. Je größere Bedeutung dem 
primären Bedürfnisse für die Aufrechterhaltung der menschlichen 
Wohlfahrt zukommt, desto wichtiger wird auch die Verfügung 
über die Verkehrsleistung, welche zur Befriedigung des ersteren 
vorausgesetzt wird. Hört aus irgend einem Grunde das Haupt- 
bedürfhis auf, Gegenstand des wirtschaftlichen Empfindens zu sein, 
so wird auch das Zwischenbedürfnis seine Bedeutung einbüßen 
und die Verkehrsleistung ihren Wert in der Schätzung der Wirt- 
schaftssubjekte verlieren. Das Verkehrsbedürfnis wird also auch 
durch den Rang und die Intensität des primären Bedürfnisses, 
mit welchem es in Zusammenhang steht, auf das Nachhaltigste 

Seite 26. 
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beeinflußt, und der Wert der Verkehrsleistung steht in deutlich 
fühlbarer Abhängigkeit von dem Werte des zur Befriedigung des 
Hauptbedürfnisses als tauglich anerkannten wirtschaftlichen Gutes. 
Je fortgeschrittener die volkswirtschaftliche Entwicklung ist, um 
so komplizierter werden die Elemente, aus welchen die Werturteile 
der Wirtschaftssubjekte hervorgehen, um so zahlreicher und dif- 
ferenzierter werden im allgemeinen die Verkehrsbedürfnisse, um 
so größer, stabiler und gleichmäßiger auch der Wert der Verkehrs- 
leistungen im Urteile der wirtschaftenden Menschen. 



Vll. Die wirtschaftliche Preisbildung im Vericehre. 

Jeder Tauschvorgang bewirkt eine Veränderung der wirt- 
schaftlichen Sachlage und der Stellung der tauschenden Subjekte 
im wirtschaftlichen Verkehr, denn es tritt durch jeden Tauschakt 
eine Verschiebung in dem Verhältnisse der empfundenen oder 
erwarteten Bedürfnisse zu dem zu ihrer Deckung verfügbaren 
Gütervorrat ein. Der Tausch verfolgt den Zweck, die Bedürfnis- 
befriedigung in vollständigerer und besser entsprechender Weise 
zu ermöglichen, als dies vorher der Fall war. Ob dieser Wirt- 
schaftszweck im praktischen Tausch verkehr auch erreicht wird,- 
hängt von der wirtschaftlichen Einsicht und Geschicklichkeit der 
tauschenden Subjekte ab. Die wirtschaftliche Grundtatsache, auf 
welcher der Tausch beruht, ist immer das Vorhandensein von 
Bedürfnissen, zu deren Befriedigung Güter dienen, über welche 
das Wirtschaftssubjekt gar nicht oder nicht in ausreichendem 
Maße verfügt, während in dem in seiner Macht befindlichen Güter- 
vorrate solche Güter vorhanden sind, welche zur Befriedigung von 
Bedürfnissen geeignet sind, die im gegebenen Zeitpunkte von dem 
wirtschaftenden Subjekte gar nicht oder doch minder intensiv 
empfunden werden. Da diesen Gütern eine nur geringe Bedeutung 
für das wirtschaftliche Wohlbefinden, das ist ein geringer Wert, 
zugemessen wird, entsteht der Wunsch, dieselben aus dem Güter- 
vorrate auszuscheiden und durch solche Güter zu ersetzen, welche 
der Bedürfnisbefriedigung bessere Dienste zu leisten vermögen 
und von dem Wirtschaftssubjekte daher höher bewertet werden. 
Die Absicht, welche durch den Tausch verwirklicht werden soll, 
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ist also immer der Erwerb von Gütern hoher subjektiver Wert- 
schätzungy und das Mittel zu seiner Ausführung ist die Hingabe 
anderer niedriger gewerteter Güter. Jeder Tausch muß daher, um 
wirtschaftlich richtig und gelungen zu sein, einen Wertzuwachs 
für das tauschende Subjekt mit sich bringen. 

Die unendlich große Bedeutung, welche dem Tausch als 
Mittel der Güterbeschaffung zukommt, beruht darauf, daß der 
Tausch ein zweiseitiger wirtschaftlicher Vorgang ist, der also die 
wirtschaftlichen Interessen zweier Wirtschaftssubjekte miteinander 
in Verbindung bringt und aneinander knüpft. Wenn das wirt- 
schaftende Subjekt A ein Bedürfnis empfindet, zu dessen Befriedi- 
gung es das Gut Gl erwerben will, während es in der Lage ist, 
eine bestimmte Teilquantität eines anderen Gutes G2 abzugeben, 
so kann es diese Absicht nur dann im Wege des wirtschaftlichen 
Tausches ausführen, wenn es ihm gelingt, mit einer Wirtschafts- 
einheit B in Verbindung zu treten, welche ihrerseits zur Befriedi- 
gung ihrer Bedürfnisse auf den Erwerb des Gutes G 2 angewiesen 
ist, hingegen in ihrem Gütervorrate über den eigenen Bedarf hinaus 
verfügbare Teilmengen des Gutes G 1 besitzt. Ein Tausch kann also 
nur zwischen Wirtschaftssubjekten mit komplementären Bedürf- 
nissen und Gütervorräten zustande kommen. In welchem Quantitäts- 
verhältnisse, d. h. zu welchem Preise, der Tausch stattfinden wird, 
hängt von der Zahl und Stärke der beiderseits empfundenen Be- 
dürfnisregungen, von der Größe des zum Tausch heranziehbaren 
Gütervorrates und außer diesen beiden objektiven Bedingungen 
von der subjektiven Fähigkeit, die eigenen Interessen mit dem 
größten Erfolg zu vertreten, ab. 

Solange die volkswirtschaftlichen Zustände unentwickelt sind 
und der Naturaltausch der einzelnen Güter gegeneinander die 
einzige Tauschmöglichkeit ist, kann der Tauschverkehr wirt- 
schaftender Menschen keinen sehr großen Umfang annehmen, weil 
die Schwierigkeit, daß gerade jene Wirtschaftssubjekte einander 
finden, welche komplementäre Bedürfnisse und Gütervorräte auf- 
weisen, eine allzu schwer überwindliche ist. Eine Ausdehnung des 
eng gezogenen Kreises solcher Naturaltauschvorgänge kann durch 
die Zerlegung eines beabsichtigten Tausches in zwei Tausch- 
vorgänge stattfinden, welche einander ergänzen und auf diese 
Weise das gewünschte Ergebnis zeitigen. Wenn die Wirtschafts- 
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einheit A eine gewisse Teilmenge des Gutes G 1 erwerben will 
und eine Teilmenge des Gutes G2 abzugeben hat, kann der Fall 
eintreten, daß sich keine Wirtschaftseinheit zum Tausch bereit 
findet, bei welcher gerade das umgekehrte Verhältnis vorliegt. 
Findet sich jetzt eine Wirtschaftseinheit B, welche zwar eine Teil- 
menge des Gutes G2 zu erwerben geneigt ist, selbst aber nur 
eine Quantität eines anderen Gutes G3 zum Tausche zu bieten 
hat, so kann auf Grund dieser Sachlage ein Tausch, welcher beide 
Wirtschaftseinheiten befriedigt, nicht vor sich gehen. Käme es 
jetzt zum Tausche, würde wohl das Wirtschaftssubjekt B jenes 
Gut G2 erwerben, dessen es zur Förderung seiner Wirtschaft 
bedarf, B hätte also mit dem Tausche seinen Wirtschaftszweck 
erreicht, nicht so aber A, denn dieser hätte statt des Gutes G 1, 
welches er erwerben wollte, eine Teilquantität des Gutes G3 er- 
halten, welche seiner Bedürfnisbefriedigung nicht dient. Unter Um- 
ständen wird aber die Wirtschaftseinheit A, welche auf diese Weise 
vom Tausche und dadurch auch von der Befriedigung des eigenen 
Bedürfnisses ausgeschlossen wäre, doch zu dem angeführten Tausch 
bereit sein, nämlich dann, wenn sie nach ihrem Überblick über die 
wirtschaftliche Sachlage hoffen kann, unter demjenigen Wirtschafts- 
subjekten, welche Teilmengen des Gutes Gl abzugeben haben, 
eher solche zu finden, welche geneigt sind, das Gut G3 zu er- 
werben, als Wirtschaftssubjekte, welche des Gutes G2 bedürfen. 
Unter dieser Voraussetzung wird der Tausch zwischen den Wirt- 
schaftseinheiten A und B doch stattfinden, und an ihn wird sich 
ein zweiter Tausch zwischen A und einer dritten Wirtschafts- 
einheit C anschließen, wobei A das Gut G 1 gegen Hingabe der 
von B erworbenen Teilmenge des Gutes G3 erhält, während C 
das ihm verfügbare Gut Gl abgibt und die von ihm benötigte 
Teilmenge des Gutes G 3 erwirbt. So werden aus einem Tausch- 
vorgange zwei, bei welchen drei Wirtschaftseinheiten ihre wirt- 
schaftlichen Absichten zu erreichen in der Lage sind. 

Es ist klar, daß auch mit Hilfe dieser komplizierteren Tausch- 
vorgänge kein unbegrenzt erweiterter und unendlich vervielfachter 
volkswirtschaftlicher Tauschverkehr entstehen kann; erstens ist 
der Überblick über die Bedürfnisse der einzelnen Wirtschaften ein 
viel zu schwieriger, als daß es möglich wäre, durch Auseinander- 
kettung mehrerer Tauschakte mit Sicherheit auf die Verwirklichung 
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der Wirtschaftsabsichten rechnen zu können, und zweitens hemmt 
die Schwierigkeit, das richtige Quantitätsverhältnis der verschie- 
denen wirtschaftlichen Güter zueinander in jedem einzelnen Falle 
festzustellen, den Tauschverkehr der wirtschaftenden Menschen. 
Im einfachen Tausche ist die Lage eine viel klarere und leichter 
zu beurteilen. Wenn das Wirtschaftssubjekt A — um im Rahmen 
des gewählten Beispieles zu bleiben — eine gewisse Teilmenge 
de» Gutes G2 aus seinem Gütervorrate abzugeben geneigt ist, 
um dafür eine bestimmte Quantität des Gutes G 1, welche es zur 
Befriedigung von Bedürfnissen benotigt, zu erwerben, richtet sich 
das Maß, in welchem A die beiden Güter gegeneinander auszu- 
tauschen bereit sein wird, nach dem Verhältnis, in welchem der 
von A der verfügbaren Menge des Gutes G 2 (des Preisgutes) bei- 
gemessene Wert zu der Bedeutung steht, welche die Befriedigung 
des Bedürfnisses, dem das zu erwerbende Gut Gl dient, für das 
Wirtschaftssubjekt A hat. Ebenso bestimmt B seine wirtschaftliche 
Lage in dem vorzunehmenden Tausch nach dem Verhältnis, welches 
zwischen dem von ihm der Menge des ihm verfügbaren Gutes G 1 
zuerkannten Werte und der Bedeutung der durch das zu er- 
werbende Gut G 2 sicherzustellenden Bedürfnisbefriedigung herrscht. 
Innerhalb der durch diese beiden Verhältnisse gezogenen Grenzen 
wird der Tausch zwischen den beiden Wirtschaftssubjekten A und B 
zustande kommen. Anders ist die Sachlage bei dem erweiterten 
Tauschverkehr, denn hier muß der Wert der Teilmenge des Preis- 
gutes ins Verhältnis gesetzt werden zu der Bedeutung, welche 
dieser TeUmenge voraussichtlich von einem anderen, vorläufig noch 
gar nicht bestimmten Wirtschaftssubjekte zu Zwecken von dessen 
Bedürfnisbefriedigung beigemessen wird; der zweite Faktor des 
Verhältnisses ist also ein sehr unsicherer und dadurch wird die 
ganze Tauschkombination sehr erschwert und beschränkt. 

Ein volkswirtschaftlicher Tauschverkehr mit unbegrenzten 
Möglichkeiten tritt erst dann auf, wenn ein bestimmtes wirtschaft- 
liches Gut vermöge seines großen inneren Wertes und leichter 
Absatzfähigkeit als allgemeines Tauschmittel (Geld) anerkannt und 
verwendet wird, weil jetzt jedes einen Tausch beabsichtigende 
Wirtschaftssubjekt nur das Verhältnis zwischen dem Werte der 
abzugebenden Gütermenge und der dafür einzutauschenden Teil- 
menge des Geldgutes zu bestimmen hat und somit ein verläßlicher 
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Maßstab für den Erfolg des Tausches gegeben erscheint. Die aus- 
gebildete Verkehrswirtschaft der Gegenwart beruht aber nicht mehr 
auf einer Mehrheit oder Aneinanderreihung von isolierten Tausch- 
vorgängen, sie hat die Beziehungen der Wirtschaftssubjekte und 
der wirtschaftlichen Güter so innig miteinander verwoben, daß die 
Preisbildung, 1) d. h. die Feststellung jener Menge anderer Güter 
(in der entwickelten Verkehrswirtsehaft der Gegenwart des Geld- 
gutes), welche man im Tauschverkehre für ein bestimmtes Gut 
erhält, nicht in jedem einzelnen konkreten Tausch neu ermittelt 
werden muß, sondern daß sich vielmehr auf Grund des volkswirt- 
schaftlichen Verhältnisses zwischen Angebot und Nachfrage ein 
Marktpreis herausbildet, der als die Resultante aus den beiden 
Komponenten Angebot und Nachfrage in dem Parallelogramm der 
wirtschaftlichen E^räfte angesehen werden kann. Da die über- 
wiegende Mehrzahl der wirtschaftlichen Güter von solcher Art ist, 
daß einerseits eine Mehrheit von Wirtschaftssubjekten sie zum 
Tausch anbietet, andererseits eine Mehrheit von Wirtschaftssubjekten 
Bedürfnisse nach ihnen empfindet, bilden sich Konkurrenzpreise, 
welche aus den verschiedenen Wertschätzungen des Gutes seitens 
der verschiedenen Käufer und Verkäufer hervorgehen. Da jeder 
Käufer nur dann zum Tausch bereit und fähig ist, wenn dieser 
zu einem Preis stattfinden kann, der niedriger oder höchstens 
gleich seiner Wertschätzung des Gutes ist, während jeder Ver- 
käufer nur dann mit Erfolg tauschen kann, wenn der Preis höher 
ist als seine Wertschätzung des zu vertauschenden Gutes, wird 
bei der tatsächlichen Preisfeststellung eine Reihe von Käufern und 
Verkäufern vom Tausch ausgeschlossen bleiben, und es wird zur 
Preisbildung innerhalb eines Spielraumes kommen, welcher seine 
obere Grenze in der subjektiven Bewertung seitens desjenigen 
unter den noch tauschfähigen Käufern und desjenigen unter den 
nicht mehr tauschfähigen Verkäufern, deren Wertschätzung die 
niedrigste ist, hat, während seine untere Grenze in der subjektiven 
Bewertung desjenigen unter den noch tauschfähigen Verkäufern 



1) Vgl. I. F. Neumann, Zur Revision der Grundbegriffe, in der 
Tübinger Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, 1872, S. 317 ff.: 
„Der Ausdrack Preis bezieht sich aoif einen wirklichen Tausch oder Kauf, 
während der Ausdruck Tauschwert auf Schätzung beruht oder auch bloß 
im allgemeinen anzeigt, daß ein Gegenstand Tauschwert besitzt.'' 
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und desje^igen unter den nicht mehr tauschfähigen Käufern liegt, 
deren Wertschätzung die höchste ist. 

Auf die Preisgestaltung üben außer der subjektiven Be- 
wertung des Gutes nach seinem Grenznutzen verschiedene andere 
Momente ihren Einfluß aus: so vor allem das Verhältnis zwischen 
Angebot und Nachfrage, i) d. h. das Verhältnis zwischen der An- 
zahl der Wirtschaftssubjekte, welche ein bestimmtes Gut im wirt- 
schaftlichen Tauschverkehr abzugeben bereit sind, und der Anzahl 
derjenigen Wirtschaftssubjekte, welche Teilmengen dieses Gutes 
zu erwerben wünschen. Ist das Angebot größer als die Nachfrage, 
so werden nicht alle anbietenden Wirtschaftseinheiten zum Tausch 
gelangen können, sondern nur jene, welche den Käufern die 
günstigsten Tauschbedingungen zu stellen vermögen; die Käufer 
werden das betreffende Gut zu niedrigen Preisen erwerben können, 
das Wachsen des Angebotes übt also eine preisdrückende Wirkung 
aus. Das Gegenteil ist der Fall, wenn die Zahl der kauflustigen 
Wirtschaftssubjekte die Zahl der das Gut ausbietenden Verkäufer 
übersteigt, wenn also die Nachfrage stärker ist als das Angebot. 
In diesem Falle werden nur die tauschkräftigsten Käufer zum 
Tausch gelangen, weil die Verkäufer, welche die Lage überblicken, 
wissen, daß der verfügbare Gütervorrat geringer als die Nach- 
frage ist und daher jedenfalls mit Erfolg abgesetzt werden kann; 
die Steigerung der Nachfrage bringt eine preiserhöhende Wirkung 
mit sich. Unter sonst gleichen Umständen richten sich die Preise 
der Güter nach der Tauschfähigkeit des am wenigsten tausch- 
kräftigen Verkäufers, dessen Gütervorrat noch notwendigerweise 
herangezogen werden muß, um die Nachfrage nach dem Gute be- 
friedigen zu können. Da sich die Tauschfähigkeit der Verkäufer 
nicht nur nach ihrer subjektiven Bewertung des abzugebenden 
Gutes, sondern auch und in erster Linie nach den jeweiligen 
Produktionskosten 2) bestimmt, bilden sich die Güterpreise nach 



1) Vgl. dazu G. Cohn, System der Nationalökonomie, Bd. I. Grund- 
legung, 1885, S. 489: „Über den Preis entscheiden zunächst nicht Urteile, 
sondern Vorurteile, nicht die Denkarbeit jedes einzelnen, sondern die 
fertigen Meinungen einer großen Zahl, nicht die täglich sich erneuernde 
Prüfung des Wertes, sondern die Gewohnheit eines bestimmten Wertes." 

2) Siehe auch J. B. Say, Trait6 d'^oonomie politique 1802, der die 
Produktion selbst einen Tausch nennt, in welchem Produktivdienste (der 
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den Produktionskosten desjenigen unter den verkaufenden Wirt- 
schaftssubjekten, das unter den ungünstigsten Voraussetzungen 
produziert, dessen Produkte aber zur Deckung der Nachfrage noch 
notwendig sind (Gesetz der höchsten Produktionskosten). 

Sobald das Angebot die Nachfrage übersteigt, verschiebt 
sich die wirtschaftliche Sachlage zugunsten der kauflustigen Wirt- 
schaftssubjekte. Da diese wissen, daß der zum Tausch ausgebotene 
Gütervorrat größer ist als der zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse 
erforderliche, sind sie in der Lage, die günstigsten Tauschbedingungen 
aufzusuchen. Der Wettbewerb der Verkäufer wird also nur jene 
Verkäufer zum Tausch gelangen lassen, welche die niedrigsten 
Preise zu stellen vermögen, weil sie unter den günstigsten Bedin- 
gungen produzieren, während die teurer produzierenden Verkäufer 
vom Tausche ausgeschlossen bleiben. Der Preis wird sich jetzt 
nach den Produktionskosten desjenigen der vierkaufslustigen Wirt- 
schaftssubjekte richten, welches unter den günstigsten Bedingungen 
produziert (Gesetz der niedrigsten Produktionskosten). 

Unter wesentlich anderen Voraussetzungen erfolgt die Preis- 
bildung dann, wenn eine Mehrheit von Kauflustigen einem einzigen 
Verkäufer gegenübersteht, wenn es sich um ein Monopolgut handelt, 
und dieser Fall ist gerade für eine große Anzahl von Verkehrs- 
unternehmungen bedeutsam, denn „die intensiveren Transport- 
unternehmungen, die gerade auf den höchsten Wirtschaftsstufen 
eine so große, noch immer zunehmende Wichtigkeit erlangen, sind 
meistens von der Art, daß hier die freie Konkurrenz mit ihren 
Spornen und Zügeln entweder gar nicht oder nur in geringem 
Maße anzubringen ist".i) Der Monopolist ist den zum Erwerb des 
Monopolgutes geneigten Wirtschaftssubjekten gegenüber in einer 
günstigen Lage, denn diese sind hinsichtlich der Bedürfnisse, zu 
deren Befriedigung das Monopolgut dient, an ihn gewiesen und 
müssen mit ihm den Tausch vornehmen, wenn die Bedürfnis- 
befriedigung nicht unterbleiben soll. Trotz dieser begünstigten 
Stellung im Tauschverkehr kann der Verkäufer d^s Monopolgutes 



Natur, der Arbeit uad des Kapitales) hingegeben werden, um Produkte 
dafür zu erhalten; der Wertanschlag jener Produktivdienste sind die 
Produktionskosten. 

^) Röscher, System der Finanzwissenschaft, 4. Auflage, Stuttgart 
1894, S. 125. 
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nicht unbeschränkt hohe Preise erstellen, weil auch die zur Be- 
friedig^ung ihres Bedürfnisses auf den Erwerb des Gutes ange^ 
wiesenen Wirtschaftseinheiten nur bis zu einem gewissen Höchst- 
maß dem Preise zu folgen vermögen. In dem Augenblick, wo der 
Preis des Monopolgutes eine solche Höhe erreicht^ daß die Hin- 
gabe der Teilmenge des Preisgutes der Wirtschaft empfindlicheren 
Abbruch tut als die Nichtbefriedigung des vom Monopolgute ab- 
hängigen Bedürfnisses, werden sie lieber auf die Befriedigung 
dieses Bedürfnisses verzichten, als ihre Wirtschaft durch Hingabe 
der geforderten Teilmenge des Preisgutes in noch fühlbarerer Weise 
zu schädigen. Je höher also der Preis des Monopolgutes ist, desto 
mehr Wirtschaftssubjekte scheiden aus der Reihe der nachfragen- 
den Kauflustigen aus, desto kleiner wird die Zahl der noch tausch- 
kräftigen Käufer, desto geringer auch die Absatzmöglichkeit des 
Monopolgutes. Die Tauschfähigkeit der konsumierenden Glieder der 
Volkswirtschaft zieht daher der Ausnützung der Monopolstellung 
eine unüberschreitbare Grenze. Der Verkäufer des Monopolgutes 
wird seine Preisermittlung auch mit Rücksicht darauf verschieden 
gestalten, ob es sich um ein Gut von relativ hohem Werte und 
hohen Produktionskosten handelt oder nicht. Ist das Monopolgut 
ein wirtschaftliches Gut von hohem inneren Wert, dessen Produktion 
erhebliche Kosten verursacht, die im Preise des Gutes ihren Ersatz 
finden müssen, dann ist die Zahl der Wirtschaftssubjekte, welche 
in der Lage sind, dasselbe zu erwerben, ohnehin eine geringe, weil 
nur Wirtschaftseinheiten von großer Tauschfähigkeit ein solches 
Gut ihrer Bedürfnisbefriedigung zuwenden können. Da in diesem 
Falle der Kreis der Wirtschaftssubjekte, welche für den Absatz 
des Monopolgutes in Betracht kommen, ein enger und wenig er- 
weiterungsfähiger ist, wird der Verkäufer den Preis möglichst hoch 
zu stellen trachten, weil nur dann die Produktion des Gutes aus- 
reichenden Erfolg verspricht, zumal jene Wirtschaften von wirt- 
schaftlichem Wohlstand und großer Tauschfähigkeit, welche den 
Erwerb des Monopolgutes anstreben, auch eines höheren Preises 
wegen auf die Befriedigung ihres Bedürfnisses nicht Verzicht leisten 
wollen. Wenn aber das Monopolgut ein Gut von niedriger Be- 
wertung und geringen Produktionskosten ist, wird die Preispolitik 
des Verkäufers eine ganz andere sein müssen. Er muß jetzt 
trachten, den Kreis der nachfragenden Wirtschaftssubjekte mög- 
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liehst zu erweitem, und zu diesem Zwecke den Preis des Gutes 
niedrig stellen, um die bei zunehmender Produktion sinkenden 
Produktionskosten der Gutseinheit herabzudrücken und sich durch 
eine Vervielfachung der Tauschakte einen entsprechenden Gewinn 
zu sichern. 

Beeinflußt wird die Preisbildung hinsichtlich eines Monopol- 
gutes auch durch die Gemeinwirtschaft, welche zum Schutze der 
Konsumenten vor übertriebener Ausnützung der Monopolstellung 
die Freiheit der Preisbildung beschränkt, wie dies vor allem zahl- 
reichen Kategorien von Verkehrsunternehmungen gegenüber hin- 
sichtlich der Preise für die von denselben dargebotenen Verkehrs- 
leistungen der Fall ist. Die Bedeutung der großen Verkehrsunter- 
nehmungen, wie Eisenbahnen, Post und Telegraph, subventionierte 
Schiffahrtslinien usw. für die gesamten Beziehungen der Volks- 
wirtschaft und ihrer Glieder ist eine viel zu große und in alle 
Poren des volkswirtschaftlichen Organismus dringende, als daß 
die Zwangsgemeinschaft dem freien Walten privatwirtschaftlicher 
Gesichtspunkte und Interessen unbehinderten Spielraum gewähren 
könnte. Je fortgeschrittener und entwickelter vielmehr die Volks- 
wirtschaft ist, mit desto elementarerer Gewalt kommen die gemein- 
wirtschaftlichen Interessen den Verkehrsanstalten gegenüber zum 
Durchbruch, und mit um so größerem Ernste muß die Zwangs- 
gemeinschaft die ' Interessen der Allgemeinheit wahren und den 
gemeinwirtschaftlichen Standpunkt hervorkehren. Am besten ist 
die Wahrung der gemeinwirtschaftlichen Interessen gesichert, wenn 
die Verkehrsleistungen von der Gemein Wirtschaft selbst dargeboten 
werden, wie dies hinsichtlich gewisser Verkehrsanstalten wie Post 
und Telegraph allgemein der Fall ist und auch bei den Eisen- 
bahnen immer mehr und mehr geschieht, i) Soweit aber die Ge- 
meinwirtschaften die Verkehrsunternehmungen nicht in ihre Ver- 
waltung und in eigenen Betrieb nehmen können oder wollen, 
behalten sie sich weitgehende Überwachungs- und Aufsichtsrechte, 
besonders im Hinblick auf die Bildung der Preise der Verkehrs- 
leistungen (Tarife) vor. Zwei Grundsätze verfolgt hier die Gemein- 



Über die verschiedenen Auffassungen in der österreichischen 
Eisenbahnpolitik in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts vgl. Adolf 
Beer, Die Finanzen Österreichs im 19. Jahrhundert. Prag, P. Tempsky, 
1877, S. 152 ff. 



Digitized by CjOOQ IC 



- 58 — 

Wirtschaft in ihrem Verhältnisse zu den Verkehrsunternehmun^en: 
den Grundsatz der relativen Niedrigkeit der Preise der Verkehrs- 
leistungen und das Prinzip der ahsoluten Gleichheit dieser Preise 
für alle Glieder der Volkswirtschaft. Jene Verkehrsunternehmungen, 
welchen wirklich hervorragende Bedeutung für die Fortbildung 
der volkswirtschaftlichen Verkehrsbeziehungen zukommt, bedürfen 
— soweit sie nicht ohnehin in der Hand der Zwangsgemeinschaft 
sind — entweder schon zu ihrer rechtmäßigen Entstehung eines 
Aktes der Gemeinwirtschaft (Konzession), welcher dieser Gelegen- 
heit gibt, ihren Einfluß bindend auszusprechen, oder sie werden 
in irgendeiner Form einer materiellen Unterstützung von Seite der 
Gemeinwirtschaft teilhaftig, deren Zuwendung an die Einhaltung 
der auferlegten Verpflichtungen geknüpft wird. 

Eine absolute und dauernde Fixierung der Preise der Ver- 
kehrsleistungen kann natürlich nicht vorgenommen werden, weil 
dieselben wie alle wirtschaftlichen Preise Wandlungen unterworfen 
sind und sich — wenigstens bis zu einem gewissen Grade — der 
allgemeinen volkswirtschaftlichen Preislage anpassen müssen; die 
Zwangsgemeinschaft kann aber eine relative Maximalhöhe fest- 
setzen, über welche hinaus eine Tariferhöhung unzulässig ist, oder 
sie behält sich das Recht vor, eine Herabsetzung der Tarife anzu- 
ordnen, wenn der wirtschaftliche Ertrag des Verkehrsunternehmens 
ein gewisses Maß übersteigt. Der zweite gemeinwirtschaftliche 
Grundsatz, dessen Befolgung und Einhaltung meist viel schwieriger 
zu überwachen ist, gut der Tarifgleichheit. Da die Verkehrsunter- 
nehmungen vermöge ihrer weittragenden Bedeutung großenteils 
rein privatwirtschaftlichen Grundsätzen entzogen sind, ist die 
wichtigste Aufgabe der Zwangsgemeinschaft, darüber zu wachen, 
daß die Verkehrsleistungen allen Gliedern der yolkswirtschaft unter 
absolut gleichen Bedingungen zugänglich sind, daß keinesfalls eine 
Bevorzugung einzelner Wirtschaftssubjekte gegenüber anderen statt- 
finde, welche vor allem als unmoralisch zu verwerfen ist und auch 
die wirtschaftliche Stellung der einzelnen Glieder der Volkswirt- 
schaft in empfindlichster Weise zu schädigen vermöchte. Es kann 
der Fall eintreten, daß die Verkehrsunternehmung sich veranlaßt 
sieht, für gewisse Zweige volkswirtschaftlicher Betätigung, welche 
in Entwicklung begriffen und daher einer besonderen Förderung be- 
dürftig sind, Herabsetzungen der allgemeinen Tarifsätze zuzugestehen. 
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^ber solche Begünstigungen und Tarifnachlässe (Refaktien) müssen 
^llen Wirtschaftssubjekten, welche dem betreffenden Zweig volks- 
wirtschaftlicher Betätigung angehören, in gleicher Weise eingeräumt 
werden, es dürfen keine individuellen Bevorzugungen (geheime 
Refaktien) platzgreifen. Die Zwangsgemeinschaften stehen gerade 
hinsichtlich der Darbietung von Verkehrsleistungen im Volkswirt- 
schaftsleben schwierigen Aufgaben gegenüber, und die Preisbildung 
4m Verkehre ist ihrer Besonderheit wegen Schranken unterworfen, 
welche die allgemeinen Gesetze der wirtschaftlichen Preisbildung 
teilweise durchbrechen, um den höchsten Nutzen der Verkehrs- 
-anstalten und Verkehrsleistungen für alle Glieder einer Volkswirt- 
schaft zu gewährleisten. 



VIII. Verkehr und Unternehmung. 

Als Unternehmungen im volkswirtschaftlichen Sinne sind jene 
Wirtschaften zu verstehen, welche im Wege selbständiger wirt- 
schaftlicher Zusammenfassung der Produktivkräfte auf Grund kapi- 
talistischer Organisation eines Produktionsprozesses durch Weiter- 
veräußerung ihrer Produkte einen wirtschaftlichen Gewinn zu er- 
zielen trachten; Verkehrsunternehmungen sind solche kapitalistisch 
•organisierte Wirtschaften, welche im Wege selbständiger Schaffung 
und wirtschaftlicher Verwendung von Verkehrsanstalten Verkehrs- 
leistungen darbieten, um einen wirtschaftlichen Gewinn zu erzielen. 
.Die Unternehmung dient stets der wirtschaftlichen Produktion von 
Gütern, welche zum Tausche bestimmt sind, sie ist also ein Er- 
gebnis verkehrswirtschaftlicher Organisation, das auf primitiven 
wirtschaftlichen Entwicklungsstufen gar nicht oder nur in kümmer- 
lichen Ansätzen vorhanden ist und mit dem Fortschreiten der 
volkswirtschaftlichen Durchbildung mehr und mehr der Grundstein 
aller Vorsorge für die wirtschaftliche Güterbeschaffung wird. Da 
sie im Wesen eine Produktion nicht für den eigenen Bedarf, son- 
dern zum tausch wirtschaftlichen Absatz an eine Vielheit von Wirt- 
schaften ist, daher stets einen Zug ins Große aufweist, wird ein 
essentieller BestandteU der Unternehmung ihre Organisation auf 
kapitalistischer Grundlage. Je größer und umfangreicher eine Unter- 
.nehmung ist, desto stärker kommt der kapitalistische Grund- 
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Charakter zum Ausdruck. Eine auf Massenerzeugung gerichtete 
Produktion bedarf kostspieliger Anlagen, der Mithilfe einer großen 
Anzahl tätiger Menschen (Arbeitnehmer), sowie eines bedeutenden 
Vorrates an Gütern höherer Ordnung, aus deren Bearbeitung und 
Verarbeitung das Produkt, dessen Erzeugung die Unternehmung 
gewidmet ist, hervorgeht. Alle diese Umstände zeigen die Not- 
wendigkeit der Verfügung über einen ausreichenden Vorrat an 
Kapitalgütern, welche die unerläßliche Voraussetzung aller Unter- 
nehmertätigkeit bilden. Bei den Verkehrsunternehmungen kommt 
diesen kapitalistischen Vorbedingungen eine besonders hervor- 
ragende Bedeutung zu, denn die Betriebsanlagen der großen Ver- 
kehrsunternehmungen setzen sich aus sehr komplizierten und 
wertvollen Bestandteilen zusammen, deren Beschaffung, Erhaltung 
und Ausnützung nur durch die Verfügung über große Kapitals- 
mengen möglich wird. Eine weitere charakteristische Eigenschaft 
der Unternehmung ist die wirtschaftliche Selbständigkeit, aus 
welcher einerseits die Hoffnung auf den zu erzielenden Gewinn,, 
auf der anderen Seite aber auch die Übernahme der Gefahr für 
ein eventuelles Mißlingen der Produktion, für Verluste resultiert. 
In Bezug auf die Form der Unternehmung sind mit Rück- 
sicht auf die Anzahl der in einer Unternehmung beteüigten Wirt- 
schaftssubjekte, sowie die Art der Beteiligung der einzelnen Mit- 
glieder mannigfache Gestaltungen zu unterscheiden. Zunächst die 
Einzelunternehmung, welche die wirtschaftliche individuelle 
Selbständigkeit am deutlichsten verkörpert. Im Verkehrswesen 
kommt dieser Untemehmungsform nur geringe Bedeutung zu, weil 
der Kapitalsbedarf der Verkehrsinstitute im allgemeinen ein viel 
zu großer ist, als daß er von einzelnen Wirtschaftsindividuen be- 
friedigt werden könnte. Die Darbietung von Verkehrsleistungen 
ruht daher meist in Händen von Gesellschaftsunternehmungen, 
welche durch die Vereinigung von Kapital zu den nötigen Investi- 
tionen befähigt erscheinen. Unter ihnen sind die Formen der offenen 
Gesellschaft, stillen Gesellschaft, Kommanditgesellschaft, Aktien- 
gesellschaft und Gesellschaft mit beschränkter Haftung zu unter- 
scheiden. Die leichteste und ausgebreitetste Kapitalsvereinigung 
ermöglicht die Form der Aktiengesellschaft, welche auch vermöge 
der leichten Übertragbarkeit der Anteile die größte Anpassungs- 
fähigkeit und Bewegungsfreiheit besitzt. Ihr kommt auch für das 
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Gebiet der Verkehrsunternehmungen die erste Stelle zu. Alle 
sonstigen Formen gesellschaftlicher Vereinigung zu gemeinsamer 
Förderung der Wirtschaft und des Erwerbes werden unter die 
Kategorie der Genossenschaftsunternehmungen zusammen- 
gefaßt, zu produktiver Tätigkeit auf dem Gebiete des Verkehrs- 
wesens ist jedoch diese Unternehmungsform wenig befähigt. Große 
Wichtigkeit und immer mehr sich ausbreitende Bedeutung gerade 
zu Verkehrszwecken besitzt die Korporafcionsunternehmung, 
worunter die von Gemeinwirtschaften, wie Staat, Gemeinde usw. 
geschaffenen und geleiteten wirtschaftlichen Unternehmungen zu 
verstehen sind. Diese Produktionsform eignet sich besonders für 
jene Zweige wirtschaftlicher Tätigkeit, welche vermöge ihrer Eigen- 
art oder aus anderen Gründen dem freien Wettbewerbe der Wirt- 
schaften entzogen sind und zum rechtlichen oder faktischen Monopol 
drängen, wie dies vor allem bei einem großen Teile der Verkehrs- 
unternehmungen stattfindet. Endlich sind als besondere, in der 
neuesten volkswirtschaftlichen Entwicklung zu fester Gestalt aus-, 
reifende Wirtschaftsgebüde die Unternehmerverbände (Kartelle, 
Syndikate usw.) und Kollektivunternehmungen (Trusts), welche 
bei Erhaltung der Selbständigkeit der einzelnen konkurrierenden 
Betriebe die den Unternehmern schädlichen Folgen der Konkurrenz 
zu verhüten und monopolistische Wirkungen auf die organisierte 
Mehrheit der die gleichen Produktionsziele verfolgenden Wirt- 
schaften zu übertragen suchen, hervorzuheben. Ihre wirtschaftliche 
und rechtliche Behandlung seitens der Zwangsgemeinschaften ist 
eine noch wenig sichere und einheitliche, doch überwiegt die Mei- 
nung, daß ihre Entwicklung in gewissen Grenzen gehalten werden 
muß, um nicht zu einer Gefahr für die gesamte volkswirtschaft- 
liche Güterversorgung zu werden. 

Das Ergebnis der Unternehmertätigkeit ist das Unternehmer- 
einkommen, welches den nach Abzug aller Betriebskosten erübri- 
genden RoheinnahmenbestandteU darstellt. Die Beurteilung des 
Erfolges einer Unternehmung muß mit großer Vorsicht erfolgen, 
damit aus dem Unternehmereinkommen alle Bestandteile aus- 
geschieden werden, welche ihren wirtschaftlichen Grund nicht aus- 
schließlich in der Unternehmung haben. Zunächst muß, wo es sich 
um solche Betriebe handelt, in welchen der oder die Unternehmer 
mit ihrer persönlichen Arbeitskraft tätig sind, ein entsprechender 
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Einnahmenteil als Unternehmerlohn in Abzug gebracht werden^ 
welcher der allgemein möglichen Verwertung der entsprechend 
qualifizierten Arbeit gleichkommt. Desgleichen hat ein gewisser 
Kapitalzins in Abrechnung zu kommen, welcher durch Verwertung 
des Kapitales ohne Übernahme der wirtschaftlichen Gefahr des 
Unternehmers zu erzielen wäre, und nur, was über diese Ein- 
kommenstelle hinaus als Überschuß der Produktion verbleibt, kann 
in seiner wirtschaftlichen Herkunft der Unternehmung als Unter- 
nehmergewinn zugeschrieben werden. Für die Verkehrsunterneh- 
mungen gestalten sich die vom Roheinkommen in Abzug zu brin- 
genden Ertragsbestandteile in folgender Weise : Zuerst der als 
Unternehmerlohn zu veranschlagende Betrag, welchem wohl gerade 
im Verkehrswesen nur untergeordnete Bedeutung zukommt, weil 
bei den größeren Verkehrsuntemehmungen im großen und ganzen 
wegen ihrer meist gesellschaftlichen oder korporativen Organisation 
die eigene Mittätigkeit der Unternehmer entfallt; zweitens der den 
Kapitalszins des Anlagekapitales bildende Betrag, welcher um so 
höher ist, je größer die Anlagekapitalien sind, sowie eventuell auch 
einer Amortisationsquote für dieses Kapital, besonders bei solchen 
von der Zwangsgemeinschaft konzessionierten Unternehmungen, 
welche nach Ablauf ihrer Konzession an die Zwangsgemeinschaft 
heimfallen; endlich die Kosten des speziellen Betriebsaufwandes, 
welche sich aus den Arbeitslöhnen aller im Betriebe und in der 
Verwaltung der Verkehrsanstalt Verwendung findender Personen, 
aus den allgemeinen Verwaltungserfordernissen, aus dem Aufwände 
zur Instandhaltung, Ergänzung und Erneuerung des Betriebs- 
materiales und aus den Kosten der zum Betriebe notwendigen 
Hilfsstoffe (Kohlen, elektrischer Strom usw.) zusammensetzen. Die 
prozentuelle Höhe des speziellen Betriebsaufwandes ist nicht nur 
für verschiedenartige, sondern auch für Verkehrsuntemehmungen 
derselben Kategorie eine sehr ungleiche, ja sogar für ein und das- 
selbe Unternehmen zeitlich und örtlich sehr schwankend. 

Das Streben der Verkehrsuntemehmungen ist stets auf Er- 
zielung eines wirtschaftlichen Erfolges gerichtet, doch wird dieses 
Streben in seiner rücksichtslosen Durchsetzung durch verschiedene 
Umstände gehemmt. In jenen Zweigen des Verkehrswesens, welche 
in den Händen öffentlicher Korporationsunternehmungen ruhen, 
wird zwar regelmäßig auch auf Erzielung eines Reinerträgnisses 
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hingearbeitet, aber doch stets nur unter umfassendster Bedacht- 
nahme auf die höheren gemeinwirtschaftlichen Bedürfnisse, deren 
Schutz eine der vornehmsten Aufgaben der Unternehmungen bleibt. 
Dieser Schutz führt in gewissen Fällen dazu, daß die Gemeinwirt- 
schaft auf einen Gewinn vollständig verzichtet und die Preise der 
dargebotenen Verkehrsleistungen nur in solcher Höhe festsetzt, 
daß die Selbstkosten gedeckt sind; unter Umständen wird selbst 
von einer Verzinsung des Anlagekapitales abgesehen (so bei Binnen- 
schiffahrtskanälen) und für die Verkehrsleistung nur ein Preis er- 
hoben, der gerade imstande ist, die laufenden Betriebskosten zu 
decken. Die Gemeinwirtschaft ßndet das Entgelt für den entgan- 
genen Unternehmergewinn in dem allgemeinen volkswirtschaftlichen 
Nutzen, welcher durch die leichte Zugänglichkeit der Verkehrs- 
leistungen der Gesamtheit und ihren Gliedern erwächst, in der 
engen Verbindung, welche durch sie zwischen den einzelnen 
Teilen der Volkswirtschaft untereinander und mit anderen Volks- 
wirtschaften geschaffen wird und in der Hebung, Förderung und 
Sicherung der gesamten volkswirtschaftlichen Interessen. 
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Zweiter Teil. 

Die Verkehrspolitik. 

I. Die volkswirtschaftliche Natur und Bedeutung 
der Verkehrspolitik. 

Jedes Zeitalter der geschichtlichen Entwicklung weist seine 
besondere Prägung auf, d. h. gewisse Ereignisse oder Zustände 
drücken seiner Gestaltung und Entwicklung das charakteristische 
Merkmal auf, welches für die historische Beurteilung der betref- 
fenden Zeitperiode maßgebend wird und ihr eine ganz bestimmte 
Eigenart verleiht. Die früheren Epochen der menschlichen Ent- 
wicklungsgeschichte waren erfüllt von kriegerischen Ereignissen, 
von Eroberungszügen und Vernichtungskämpfen, Revolutionen, Auf- 
ständen, die eine beständige Gefahr für ein gedeihliches Aufblühen 
und Wachsen des Volkswohlstandes bildeten, denn wie immer auch 
der Ausgang solcher blutiger Ereignisse sein mochte, ob unglücklich 
oder siegreich, immer brachten sie eine erhebliche Beeinträchtigung 
der Volkswirtschaft mit sich. Man braucht nur an die Epochen 
des Dreißigjährigen Krieges, der schlesischen Kriege usw. zu denken 
und sich die wirtschaftlichen Folgen und Wirkungen derselben vor 
Augen zu halten, so bietet sich der historischen Betrachtung stets 
das Bild einer volkswirtschaftlichen Katastrophe, welche die Er- 
folge mühevoller, jahrzehntelanger Kulturarbeit zerstört und ver- 
nichtet und den Fortschritt des volkswirtschaftlichen Gedeihens 
hemmt und erschwert. Wenn auch gewiß nicht behauptet werden 
kann, daß das Wort „Krieg" der Gegenwart fremd geworden sei, 
wenn auch gerade in der Gegenwart mehr als je über die drückende 
Last des Militarismus Klage geführt wird, der nie so schwere 

Bar das, Verkehr und Verkehrspolitik. 5 
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materielle Opfer von der Bevölkerung gefordert hat als in der 
Jetztzeit, so war doch gerade die ständige Kriegsbereitschaft und 
die kolossale technische Vervollkommnung der Kampfmittel die 
wesentliche Ursache, daß die Kriege zu Seltenheiten geworden 
sind, daß Europa durch fast vier Jahrzehnte eines — allerdings 
bewafftieten — Friedens teilhaftig wurde und sich anderen Auf- 
gaben zuwenden konnte, durch welche dem Volkswohlstande neue 
Quellen erschlossen und die Wechselbeziehungen der Volker unter- 
einander in ungeahnter Weise ausgedehnt und vermehrt wurden. 
Diese Heranbildung und Ausgestaltung der internationalen kom- 
merziellen Beziehungen zu einer — ^man kann beinahe sagen — 
Produktions- und Konsumtionsgem'einschaft fast aller Völker der 
Erde waren es, welche dem jetzigen Zeitalter die entscheidende 
Charakteristik verliehen und es „das Zeitalter des Verkehres'* 
werden ließen. 

Der Verkehr! Das war das Zauberwort, welches die Volks- 
vermögen vergrößerte, dem intellektuellen Kräfteüberschuß die 
Wege zur Betätigung wies und stets neue Werte schuf. Der 
menschliche Geist hat hierin — wie nie zuvor auf irgend einem 
Gebiete — Vollkommenes geleistet, und in dem Maße, in welchem 
seine Beherrschung der technischen Hilfskräfte wuchs, konnte er 
auch die rapid ansteigenden Verkehrsbedürfnisse differenzieren und 
das Verkehrswesen zu jenem vielgestaltigen und weitverzweigten 
Organismus machen, ohne den heute das Leben gar nicht mehr 
gedacht werden kann, und der einen großen Teil der allgemeinen 
Lebensbedingungen umgestaltet hat. So ist das Verkehrswesen zu 
einer vormals unerhörten Bedeutung gelangt und verfügt über 
technische und kommerzielle Hilfsmittel, von denen die Verkehrs- 
wirtschaft einer primitiveren Epoche nichts ahnte. 

Wie rasch sich die Erkenntnis von dem gewaltigen Einflüsse 
der Kommunikationsmittel durchsetzte, beweisen die Worte eines 
Nationalökonomen aus der Mitte des 19. Jahrhunderts, i) also aus 
einer Zeit, welche erst die Anfangsstadien der Anwendung der 
Dampf kraft im Verkehre aufweist: „Man kann die Kommunikations- 
mittel eines Landes als eine Art von Werkzeugen betrachten, be- 
stimmt, um den Waren die letzte Eigenschaft zu geben, um sie 

^) Dr. Josef Kudler, Die Grundlehren der Volkswirtschaft. 2. Aufl., 
Wien 1856. 
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als Güter zu behandeln, nämlich die Zugänglichkeit fQr den Be- 
dürftigen. Ein Land, dem es an diesen Verbindungsmitteln gebricht 
oder wo sie von schlechter Beschaffenheit sind, gleicht einer 
schlecht eingerichteten Werkstätte, in welcher man auch gewisse 
Artikel nicht oder nicht mit Vorteil erzeugen kann, weil nur 
schlechte oder mangelhafte Werkzeuge zu Gebote stehen. Nur 
hat hierin die Natur für einzelne Länder mehr getan als für 
andere; aber überall wird es notwendig, diese Anlagen zu be- 
nützen und auszubUden, soll anders die Wirtschaft nicht zurück- 
bleiben." 

Hat aber das so entwickelte Verkehrswesen die Existenz- 
bedingungen der einzelnen Privatwirtschaften auf völlig veränderte 
Grundlagen gestellt, so war dies in noch höherem Maße bei den 
GemeinwirtRchaften und am meisten bei ihrer höchsten Form, dem 
Staate, der Fall, dessen wirtschaftliche Daseinsformen eine radikale 
Verschiebung erfuhren. Damit war aber auch für den Staat eine 
Reihe von neuen Problemen gegeben, eine Kette von Aufgaben 
gestellt, denen er sich nicht entziehen konnte, und zwar Aufgaben 
auf wirtschaftspolitischem, aber auch auf sozialpolitischem und 
rechtlichem Gebiete. Der Staat sah sich gezwungen, den ver- 
änderten Verkehrsverhältnissen Rechnung zu tragen und zu ihnen 
Stellung zu nehmen. Die Art und Weise, in welcher die einzelnen 
Staaten dies taten, war freilich eine sehr verschiedene, da geogra- 
phische, nationale und allgemein-politische Besmi der holten jeden 
Staat seine eigenen Wege zu gehen nötigten und zu selbständigen, 
seiner Eigenart entsprechenden Ergebnissein führten. 

Der Weg, auf welchem dies geschieht, die im Flusse der 
volkswirtschaftlichen Entwicklung wechselnden Bestimmungen, 
welche zur Regelung des Verkehres im Sinne höchster volkswirt- 
schaftlicher Nutzbarkeit ergriffen werden, kennzeichnen die staat- 
liche Verkehrspolitik. Diese beschäftigt sich mit den Maßnahmen, 
welche dazu dienen, den Verkehr der Mitglieder eines Gemein- 
wesens untereinander oder mit Angehörigen anderer Gemeinwesen 
am zweckmäßigsten und erfolgreichsten zu gestalten und mit den 
höheren Erfordernissen des Gemeinwesens selbst in Einklang zu 
bringen. Die Gestaltung des wirtschaftlichen Verkehres ist ein viel 
zu tiefgreifender und nachhaltig wirkender Faktor des volkswirt- 
schaftlichen Lebens, als daß sie dem freien Ermessen der wirt- 

5* 
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schaftenden Subjekte überlassen bleiben könnte; die Zwangs* 
Gemeinschaften wollen und müssen vielmehr im Sinne der höheren 
Zwecke der Gemeinschaft teils fördernd, teils hemmend in den 
Gang der Verkehrsbeziehungen eingreifen. Das Ergebnis dieses 
Eingreifens ist eben der „regulierte Verkehr", welcher die Har- 
monie zwischen den oft widerstreitenden Interessen der wirt- 
schaftenden Subjekte herstellen und diese Interessen in einer dem 
höheren Ganzen förderlichen Weise lenken und leiten soll, denn 
„Aufgabe des Verkehres ist die Herstellung des Einklanges zwi- 
schen den einseitig gerichteten Produktionen, die er miteinander 
zusammenführt, damit sie einander ergänzen".^) 

Der Begriff „Verkehrspolitik" umfaßt jedoch zweierlei. Er 
enthält einerseits die theoretische Frage: „Was soll der Staat 
als Zwangsgemeinschaft zur Regelung des Verkehres tun? und 
andererseits die praktische Frage: Was tut der Staat in dieser 
Hinsicht? Demgemäß ist zu unterscheiden zwischen theoretischer 
und praktischer Verkehrspolitik, welche zwei voneinander streng 
abzugrenzende Gebiete darstellen. Die theoretische Verkehrspolitik 
beschäftigt sich mit der wissenschaftlichen Untersuchung der wirt- 
schaftlichen Tatsachen des Verkehres und ihres Zusammenhanges, 
sowie mit der %forschung jener Mittel und Wege, auf welchen 
der Staat als Zwangsgemeinschaft die bestmögliche und ökonomi- 
scheste Ausnützung der Verkehrsmittel für die einzelnen Glieder 
dieser Zwangsgemeinschaft bewirken kann, während die praktische 
Verkehrspolitik von besonderen Verhältnissen und Umständen be- 
einflußt oder bedingt wird, so daß ihre Erscheinungsformen mit 
den Ergebnissen der Theorie keineswegs immer in Einklang ge- 
bracht werden können. Begrifflich definiert ist demnach die theo- 
retische Verkehrspolitik die Lehre von den Vorkehrungen und 
Einrichtungen, welche die Gemeinwirtschaft (der Staat) zu treffen 
hat, um den Verkehr im Sinne des ökonomischen Prinzipes, das 
ist Herbeiführung des größten Erfolges unter Anwendung der 
geringsten Mittel, zu regeln. Die praktische Verkehrspolitik hin- 
gegen ist die Gesamtheit jener realen Maßregeln, mit welchen 
die Gemeinwirtschaften an der Gestaltung und Regelung des Ver- 
kehres aktiv tätig sind. Das oberste Ziel der praktischen Ver- 



1) Gustav Cohn, Nationalökonomie des Handels und Verkehrs- 
wesens. Stuttgart 1898. 
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kehrspolitik wird es stets sein müssen, die Betätigungsformen, 
unter welchen sie in die Außenwelt tritt, unter Berücksichtigung 
nationaler und lokaler Besonderheiten tunlichst den Forderungen 
der Theorie anzupassen, um die möglichste Übereinstimmung zwi- 
schen beiden herbeizuführen. Die theoretische Verkehrspolitik stellt 
also die Gesetze auf, nach welchen die praktische sich betätigen 
soll; ihre Aufgabe ist es, die allgemeinen Grundsätze zu erforschen, 
deren Anwendung und Anpassung an die konkreten volkswirt- 
schaftlichen Verhältnisse Aufgabe der praktischen Verkehrspolitik 
ist. Mehr als fraglich mag es aber erscheinen, „daß es der Wissen- 
schaft ersprießlicher wäre, wenn sie ein Menschenalter lang gar 
keine Gesetze entdeckte".^) Wenn es auch gewiß richtig ist, daß 
mit der Theorie und Wissenschaft allein kein Staat und kein 
modern-kolossaler Verkehr geleitet werden kann, so ist doch die 
wissenschaftliche Tätigkeit gerade auf wirtschaftspolitischem Ge- 
biete nie ohne bestimmenden Einfluß gewesen, sie war es im 
Gegenteil, welche die Ideen über die großen wirtschaftlichen 
Probleme geklärt und auf Grund ihrer Forschungen jene Grund- 
sätze aufgestellt hat, welche das moderne Wirtschaftsleben be- 
herrschen. 

Die Verkehrspolitik der staatlichen Gemeinwirtschaft macht 
sich in dreifacher Richtung geltend, und die Berücksichtigung 
dieser verschiedenen Richtungen verkehrspolitischer Tätigkeit er- 
gibt auch die Einteilung der Verkehrspolitik in drei Unterarten. 
Die ursprünglichste Aufgabe der staatlichen Verkehrspolitik ist 
darin gelegen, die Herstellung von Verbindungen zwischen den 
Gliedern der Volkswirtschaft zu begünstigen und zu überwachen. 
Die Auswahl und Einrichtung der Verkehrslinien ist die primärste 
und schwierigste Obliegenheit der Verkehrspolitik, denn sie be- 
einflußt die ganze Entwicklung des Verkehres und kann dem 
wirtschaftlichen Aufschwung oder Niedergang ganzer Teile der 
Volkswirtschaft in gefährlichster Weise präjudizieren. Nicht alle 
Teile des volkswirtschaftlichen Ganzen bedürfen der Verkehrs- 
gelegenheiten in gleichem Ausmaße, denn natürliche topographische 
oder klimatische Eigenheiten setzen der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung einzelner Orte oder ganzer Gegenden unüberschreitbare 

1) Gustav Cohn, Untersuchungen über die englische Eisenbahn- 
politik. 2 Bände. 
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Schranken, welche auch für die Möglichkeiten der Verkehrs- 
gestaltung für diese Orte oder Gegenden von ausschlaggebendem 
Einflüsse werden. Die Verkehrspolitik wird daher in erster Linie 
dafür zu sorgen haben, daß jene Teile des volkswirtschaftlichen 
Ganzen, welche regeren Anteil an dem volkswirtschaftlichen Leben 
besitzen oder infolge natürlicher Vorbedingungen erhoffen lassen, 
in ein enges Netz von Verkehrslinien nach den für sie maßgeben- 
den Richtungen einbezogen werden, daß aber andererseits auch 
den von der Natur weniger begünstigten Gegenden nicht jene 
Anschlüsse vorenthalten bleiben, deren sie bedürfen, wenn anders 
sie nicht noch mehr verkümmern sollen. Dieser erste Teil der 
verkehrspolitischen Aufgaben, welcher sich auf die Sicherstellung 
der volkswirtschaftlich notwendigen Verkehrslinien in möglichst 
vollkommener Zahl und Ausdehnung erstreckt, kann als Kom- 
munikationspolitik bezeichnet werden. 

Sobald in einer bestimmten Verkehrsrelation die Verbindung 
der Wirtschaftseinheiten zum Zwecke der möglichsten Förderung 
ihrer Wirtschaft hergestellt ist, erwächst der staatlichen Verkehrs- 
politik die weitere Aufgabe, darüber zu wachen, daß die Verkehrs- 
unternehmungen, welche den Verkehr in jener Relation über- 
nommen haben, den ihnen übertragenen wichtigen wirtschaftlichen 
Funktionen in zweckentsprechender Weise gerecht werden, damit 
die EiTeichung des volkswirtschaftlichen Verkehrszweckes gesichert 
sei. Die Durchführung des Verkehres wird aber nur dann die Ver- 
bindung der einzelnen Glieder der Volkswirtschaft zum Zwecke 
der Förderung ihrer Wirtschaft gewährleisten, wenn der Staat 
darüber wacht, daß die Verfügung über die Verkehrsleistungen 
allen Wirtschaftssubjekten unter den entsprechenden Bedingungen 
und Voraussetzungen ermöglicht werde, denn die Bedeutung der 
Verkehrsunternehmungen ragt viel zu sehr über eine einfache 
privatwirtschaftliche Tätigkeit hinaus, als daß sie der staatlichen 
Aufsicht entzogen werden dürften. Als zweiter Teil der staatlichen 
Verkehrspolitik schließt sich daher für den Staat die Pflicht an, 
die Modalitäten der Abwicklung des Verkehres zu beaufsichtigen 
und derart zu beeinflussen, daß der Volkswirtschaft aus ihm der 
größte Nutzen erwachse; die Lehre von den Maßnahmen, welche 
dem Staate in dieser Hinsieht obliegen, bildet die staatliche 
Transportpolitik. 
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Von besonderer Wichtigkeit für die Leichtigkeit der Benützung 
der verschiedenen Verkehrsmittel und für die Möglichkeit, die Ver- 
fügung über die für die eigenen Wirtschaftszwecke als notwendig 
erkannten Verkehrsleistungen zu erlangen, ist der Preis, welcher 
der Verkehrsuntemehmung entrichtet werden muß. Da die Ver- 
kehrsunternehmung, mag sie nun auf privatwirtschaftlicher Grund- 
lage organisiert sein oder von der Gemeinwirtschaft selbst ver- 
waltet werden, ihre wirtschaftlichen Leistungen nicht unentgeltlich 
darzubieten in der Lage ist, sondern höhere oder niedrigere Ein- 
nahmen zu erzielen trachten muß, bildet die Preiserstellung eines 
der wichtigsten Objekte staatlicher Einflußnahme, zumal durch die 
schon an früherer Stelle hervorgehobene Monopolstellung einzelner 
Verkehrsunternehmungen die normalen Gesetze der wirtschaft- 
lichen Preisbildung gewisse Einschränkungen erfahren. Das dem 
Staate vorbehaltene Recht, die Erstellung der Preise der Verkehrs- 
leistungen zu überwachen und eventuell zu regulieren, wird als 
staatliche Tarifhoheit, die Gesamtheit jener Grundsätze, nach 
welchen die Tarifhoheit zur wirksamen Geltung gebracht wird, als 
Tarifpolitik bezeichnet. 

Welcher der drei Teile verkehrspolitischer Tätigkeit jeweilig 
und jedem einzelnen Verkehrsmittel gegenüber vorwiegend zur 
Geltung zu kommen hat, hängt von besonderen Umständen ab, 
denn mit Rücksicht auf die verschiedene Natur der einzelnen Ver- 
kehrsmittel war es von selbst gegeben, daß die Verkehrspolitik 
entsprechend den verschiedenen Verkehrsmitteln verschiedene Wege 
einschlug und zu verschiedenen Resultaten kam. 

Je fortgeschrittener und vollkommener die Entwicklungsstufe 
einer Volkswirtschaft ist, desto reger und häufiger wird das Be- 
dürfnis der Wirtschaftseinheiten, miteinander oder mit Gliedern 
anderer Volkswirtschaften zum Zwecke der Förderung ihrer Wirt- 
schaft in Verbindung zu treten, desto umfassender wird die Wich- 
tigkeit der Verkehrsmittel im Wirtschaftsleben, desto tiefgreifender 
und ausgedehnter auch das Gebiet der staatlichen Verkehrs- 
politik. Der Stand des Verkehrswesens einer Volkswirtschaft wird 
geradezu zum Gradmesser der wirtschaftlichen Entwicklungsstufe 
derselben. 
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II. Die Politik der Seeschiffahrt. 

A. Die Stellung der Seeschiffahrt im Verkehrswesen und 
ihre Behandlung seitens des Staates, 

Die Hauptrolle im Verkehrsleben der Gegenwart spielen 
unbestritten die Eisenbahnen, welche den Verkehr zu Lande mit 
unwiderstehlicher Gewalt an sich gerissen haben und ihm ihre 
Gesetze diktieren. Sie haben am einschneidendsten auf das Wirt- 
schaftsleben aller Staaten eingewirkt, und darum hat sich die 
wissenschaftliche Untersuchung der Verkehrsprobleme hauptsäch- 
lich stets nur mit der Stellung der Eisenbahnen in Volks- und 
Staats Wirtschaft beschäftigt. Es ist auch außer jedem Zweifel, 
daß den Eisenbahnen unter allen Verkehrsmitteln die erste Stelle 
gebührt, und daß sie die tiefstgreifende Wirkung für das gesamte 
nationale und internationale Wirtschaftsleben erlangt haben. In 
der ausgestalteten Verkehrswirtschaft unserer Tage hat aber auch 
der Verkehr zu Wasser und vor allem der Verkehr zur See eine 
so wesentlich erhöhte und konsequent steigende Wichtigkeit er- 
rungen, daß neben den Eisenbahnen an Bedeutung auch die Ver- 
kehrswege zur See hervorragen, denn „die Seeschiffahrt ist das 
große Verkehrsorgan zwischen den Völkern und Staaten; in ihr 
berührt sich das Leben der durch das Meer getrennten Länder; 
sie ist die Bedingung für alles, was das eine Volk fast von der 
Hälfte aller anderen empfangen und ihnen geben kann; sie ist 
der gewaltigste Organismus des Weltverkehres und eben darum 
ein ebenso mächtiger als wichtiger Teil des Lebens eines jeden 
Landes".!) 

So eingehend und erschöpfend auch die Wissenschaft der 
Verkehrs- und Volfcswirtschaftspolitik sich mit dem Probleme der 
Eisenbahnen und ihrer Einwirkungen auf die volks- und welt- 
wirtschaftlichen Verhältnisse beschäftigt hat, so wenig Aufmerk- 
samkeit wurde der Seeschiffahrt bisher von der Wissenschaft ge- 
schenkt. Entweder wird ihrer als besonderer Verkehrsform gar 
keine Erwähnung getan oder sie wird mit wenigen Worten abgetan, 
und die Grundsätze des Eisenbahnverkehres und der Eisenbahn- 



1) Dr. Lorenz von Stein, Handbuch der Verwaltungslehre. 2. Auf- 
lage, Stuttgart 1876, S. 376. 
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Politik werden einfach auf sie übertragen, wobei ganz unbeachtet 
bleibt, daß man es bei der Seeschiffahrt mit einer verkehrsrecht- 
lichen und verkehrspolitischen Individualität von ganz eigenartigem 
Organismus zu tun hat, welche unter teilweise grundverschiedenen 
Voraussetzungen zur Geltung kommt und daher auch von anderen 
wirtschaftlichen Gesetzen beherrscht wird. Die Seeschiffahrt bietet 
eine Reihe von wichtigen und interessanten Problemen sui generis 
— insbesondere in ihrer Stellung zum Staate — dar, welche in der 
verkehrswissenschaftlichen Literatur fast gar keiner Beachtung 
gewürdigt wurden. Dieses Gebiet ist bisher fast ausschließliches 
Wirkungsgebiet der praktischen Verkehrspolitik; für die Verkehrs- 
politik als Wissenschaft aber ist der ganze Komplex des See- 
schiffahrtverkehres und seiner Aufgaben in großem Maße Neuland. 
Die wirtschaftlichen Grundlagen des Verkehres zu Wasser 
unterscheiden sich in manchen wesentlichen Momenten von jenen 
des Verkehres zu Lande und müssen daher auch von ganz anderen 
Gesichtspunkten betrachtet und beurteilt werden. Es ist zunächst 
die historische Entwicklung der beiden Verkehrsarten von ihren 
Anfangen bis zu ihrer heutigen Gestalt eine sehr verschiedene, und 
auch die Verwendung des Dampfes als treibender Kraft hat im 
Verkehr zu Lande viel plötzlicher und radikaler umstürzend ge- 
wirkt als im Seeverkehre, hat daher ihre national-ökonomischen 
Folgen nicht in gleicher Weise und in gleichem Maße bei beiden 
geäußert. Ein zweiter wichtiger Unterschied ergibt sich bei Be- 
trachtung des volkswirtschaftlich so wichtigen Konkurrenzprinzipes, 
bei der Untersuchung, in welchen Formen, unter welchen Voraus- 
setzungen und mit welchen Einschränkungen das Prinzip des freien 
Wettbewerbes bei beiden Verkehrsarten Geltung hat. Gerade hierin 
liegt der Schwerpunkt der charakteristischen Verschiedenheiten 
zwischen beiden. Drittens endlich wird zu untersuchen sein, in 
welcher Weise die eigenen Gestehungskosten des Verkehres selbst 
sich bilden und wie diese einen grundlegenden Unterschied bei 
Bildung der Tarife, bei deren Höhe und Einflußnahme auf die wirt- 
schaftliche Verfrachtungsfähigkeit und Absatzmöglichkeit der Güter 
bedingen. Aus der Erkenntnis und Untersuchung dieser drei her- 
vorgehobenen Hauptpunkte ergibt sich, welche Stellung und Be- 
deutung der Schiffahrt, beziehungsweise dem Verkehre zur See im 
Verkehrsleben zukommt, und in welcher Weise die Gemeinwirt- 
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Schäften (Staaten) zu diesen Verkehrserscheinungen Stellung zu 
nehmen gezwungen sind. 

Fast so alt wie das Menschengeschlecht ist auch die Erkenntnis, 
daß die Meere die Völker nicht trennen müssen, sondern vielmehr 
zu verbinden vermögen, und so groß auch der Unterschied zwischen 
den kunstlosen, unbeholfenen Fahrzeugen der Urzeit und unseren 
modernen, rafßniert-komplizierten Schiffskolossen sein mag, sie 
standen und stehen im Dienste derselben Idee: jene sind ebenso 
als Pioniere des völkerverbindenden Verkehres und des Fortschrittes 
durch die unendlichen Fluten der Meere gezogen, wie diese es 
heute tun. Und der Grundgedanke, der längst vergangene Völker 
nur halb unbewußt beherrscht hat, dem die Gegenwart aber mit 
klarem Erkennen dient, war damals und heute der gleiche: „Die 
See ist die große Hochstraße des Weltverkehres. Sie macht uns 
zu Nachbarn unserer Antipoden", i) 

Damit ist auch jener essentielle Unterschied gegeben, welcher 
Eisenbahn- und Seeverkehr zu zwei selbständigen und wesentlich 
verschiedenen Organismen macht. Die Eisenbahn dient in erster 
Linie und zunächst dem nationalen Verkehre und vermittelt primär 
den Güteraustausch innerhalb einer Volkswirtschaft zwischen den 
einzelnen Teilen des Staatsganzen; dazu gesellt sich als wohl sehr 
bedeutender, aber doch sekundärer Faktor der internationale Bahn- 
verkehr. Streng begrifflich genommen, gibt es zwar keinen inter- 
nationalen Eisenbahnverkehr, denn jede staatliche Gemein Wirtschaft 
ist nur innerhalb ihres eigenen Territoriums selbständiges Verkehrs- 
subjekt, das heißt also eben nur im nationalen Verkehre; einen 
internationalen Güteraustausch ermöglicht sie nur durch den Ver- 
kehr von, beziehungsweise zu der Grenze und durch Vorsorge für 
entsprechende Anschlüsse an das benachbarte Verkehrssubjekt, 
dessen Verkehrshoheit der zu bewerkstelligende Transport hin- 
sichtlich der Verkehrseinrichtungen, Transportkosten und sonstigen 
Verkehrsmodalitäten vollständig unterworfen ist. Ein internationaler 
Eisenbahnverkehr wird also nur durch Übereinkommen, Zusammen- 
wirken und gegenseitige Abhängigkeit der benachbarten Volkswirt- 
schaften ermöglicht und ist nie ein einheitliches Ganzes, sondern 



1) E. Fitger, Die wirtschaftliche und technische Entwicklung der 
Seeschiffahrt. Leipzig, Duncker und Humblot, 1902. 
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«tets eine Mehrheit von zeitlich aneinander gereihten, aber völlig 
selbständigen Verkehrsleistungen. 

Die Tatsache, daß ein internationaler Eisenbahntransport sich 
aus zwei oder mehreren Teiltransportakten zusammensetzt, gibt 
Jedem Staate die Möglichkeit in die Hand, den Verkehr mit dem 
•eigenen Lande, beziehungsweise durch dasselbe, beliebig zu er- 
leichtern oder zu behindern, so daß er besonders in seiner Tarif- 
hoheit ein wirksames Werkzeug für seine Volkswirtschafts- und 
Handelspolitik besitzt, das z. B. in den sogenannten Richtungs- 
tarifen in deutlichster Form zu Geltung kommt, indem für ein 
•bestimmtes Produkt niedrigere Tarife zur Grenze und höhere 
Tarife von der Grenze erstellt werden, was der eigenen Produktion 
den Export erleichtert und sie durch Erschwerung des Importes 
gleicher Produkte aus dem Auslande vor Konkurrenz schützt. 

Ganz anders vollzieht sich der Verkehr zur See. Erstens 
spielt hier der rein nationale Verkehr (die Küstenschiffahrt) dem 
internationalen gegenüber eine nur untergeordnete Rolle, zweitens 
ist auch die Durchführung des einzelnen Verkehrsaktes eine ganz 
andere, denn hier hat man es fast immer mit einer einheitlichen 
Transportleistung zu tun, die in gänzlicher Unabhängigkeit von 
anderen Volkswirtschaften durchgeführt wird. 

Außerdem ist der Seeverkehr — wenigstens gewiß nicht der 
Hauptsache nach — nicht Verkehr zwischen zwei auch an der 
trockenen Grenze benachbarten Staaten, sondern meistens und in 
seinen wichtigsten Relationen Verkehr zwischen solchen Staaten, 
welchen ein Verkehr zu Land entweder nur durch Vermittlung dritter 
Verkehrssubjekte oder auch nicht durch Einschaltung von Zwischen- 
gliedern möglich ist. Auf diese Weise ist also der einzelnen Volkswirt- 
schaft die Möglichkeit geboten, die für ihre Import- und Exportbedürf- 
nisse erforderlichen Verkehrswege selbständig und unabhängig von 
Verkehrslinien fremder Staaten zu schaffen und einzurichten, und sie 
hätte daher theoretisch auch die Möglichkeit, die Tarife so hoch 
zu erstellen, als dies mit Rücksicht auf die Verfrachtungsfähigkeit 
der Güter möglich ist, und damit die Rentabilität des Verkehrs- 
Untemehmens sicherzustellen. Tatsächlich besteht aber doch eine 
— wenn auch indirekte — Abhängigkeit der seefahrenden Nationen 
voneinander, weil eben jede handeltreibende Nation annähernd 
.gleiche Verkehrsexigenzen aufweist und diese selbständig zu be- 
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friedigen trachtet, so daß eine Reihe von Verkehrslinien in den 
gleichen Relationen besteht, welche im Interesse der • eigenen 
Prosperität gezwungen sind, in schärfste Konkurrenz miteinander 
zu treten und die Tarife nahe der unteren Grenze, wo noch eine- 
Gewinstmöglichkeit besteht, festzusetzen, wodurch eine annähernde 
internationale Tarifgleichheit herbeigeführt wird. 

So ergibt sich aus den angeführten Tatsachen ein neuer er-^ 
heblicher Unterschied zwischen Eisenbahn- und Seeverkehr, nämlich 
das Vorhandensein, beziehungsweise Fehlen der Konkurrenz. Die^ 
Eisenbahn geht nur über Grund und Boden des eigenen Staats- 
gebietes und bedarf schon zu ihrer Entstehung unbedingt der 
staatlichen Unterstützung und Zustimmung, wie zu den notwendigen^ 
Enteignungen usw. Der Staat hat es daher vollständig in der Hand,, 
das Zustandekommen einer Eisenbahn zu ermöglichen oder zu ver- 
hindern. Tatsächlich machen auch alle Regierungen von diesem 
Bestimmungsrechte den ausgiebigsten Gebrauch. Vielfach haben* 
die Gemeinwirtschaften den Eisenbahnbetrieb vollständig selbst in 
der Hand und werden natürlich nie die Zustimmung zur Errichtung- 
einer sie selbst konkurrierenden Linie geben; aber auch in Ländera 
mit dem System der Privatbahnen begegnet man dem fast aus- 
nahmslos durchgeführten Prinzipe der Privilegierung, wodurch jede 
Eisenbahn für ihre Verkehrsrelationen ein faktisches Verkehrs- 
monopol erhält, ein Grundsatz, der auch vom Standpunkte der- 
Volkswirtschaftstheorie unanfechtbar ist, weil die Erfahrung be- 
wiesen hat, daß jede Eisenbahn bei entsprechender Ausgestaltung 
und Ausnützung der Verkehrsanlagen und bei tunlichster Verkehrs- 
verdichtung durch möglichste Einschränkung der toten Zeit und' 
des toten Gewichtes in der Lage ist, jeden an sie herantretenden» 
Verkehr zu bewältigen. 

Schon in der Natur der. Sache liegt es, daß die Einflußnahme- 
des Staates bei Schaffung von Seeverkehrslinien eine viel weniger 
intensive ist und hier der privatwirtschaftlichen Assoziation und' 
Spekulation ein weit größerer Spielraum gelassen ist. Während- 
sich bei den Eisenbahnen der Staatsbetrieb nach und nach fast 
überall durchsetzt, zeigt sich in keiner Volkswirtschaft auch nur 
ein Versuch, Schiffskurse in staatlicher Verwaltung zu führen. Auf 
die Gründe dieses unbestreitbaren Gegensatzes wird noch an späterer 
Stelle zurückzukommen sein. Wenn der Staat sich auch auf dem 
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Gebiete des Seeverkehres der aktiven Selbstbetätigung enthalten 
muß, so hat er es doch nicht verabsäumt, auf die Ausgestaltung 
bestehender und Schaffung neuer Schiffahrtsverbindungen intensiven 
Einfluß zu nehmen, der sich in zahlreichen Fällen nicht nur in in- 
direkter, mittelbarer Förderung, sondern auch in direkten materiellen 
Zuwendungen äußert. Wäre der Staat in der Lage, so wie der 
Eisenbahn für ihr Verkehrsgebiet auch einer Schiffahrtslinie ein 
Verkehrsmonopol in ihrer Relation zu gewähren und jedes Glied seiner 
Volkswirtschaft zu zwingen, wenn es ein Verkehrsbedürfnis nach 
einer bestimmten Relation zu befriedigen sucht, sich gerade dieser 
Linie zu bedienen, dann freilich läge die Sache anders. Dem ist 
aber nicht so, denn Wirtschaftssubjekte, denen z. B. die heimische 
Schiffahrtsgesellschaft für den Bezug ihrer Rohprodukte aus fremden 
Volkswirtschaftsgebieten übermäßig hohe Tarife vorschreiben würde, 
sind in der Lage, diese Rohprodukte mit einer fremden Schiffahrts- 
linie nach einem Hafen des Auslandes und über die trockene Grenze 
an den Standort ihrer Wirtschaft zu beziehen und umgekehrt ihre 
Erzeugnisse zu versenden. Auf diese Weise sind die Schiffahrts- 
gesellschaften gezwungen, die Tarife so zu erstellen, daß die Summe 
der eigenen Frachtrate und der Bahnfracht vom heimischen Hafen 
an den Bestimmungsort kleiner ist als die Summe der Schiffs- 
fracht nach einem fremden Hafen und der Bahnfracht von diesem 
an den Bestimmungsort oder umgekehrt. Ein indirekter Zwang im 
angedeuteten Sinne wird allerdings in manchen Fällen durch Dif- 
ferentialzölle ausgeübt (so z. B. der österreichische Kaffeezoll), bei 
welchen für dasselbe Produkt verschiedene Zollsätze eingehoben 
werden, je nachdem es auf dem See- oder Landwege in das Volks- 
wirtschaftsgebiet gelangt. 

So ist eben das Vorhandensein der Konkurrenzmöglichkeit 
und das Bestreben der Verkehrslinien, in einer bestimmten Ver- 
kehrsrichtung durch gegenseitige Unterbietung in den Tarifen mög- 
lichst zahlreiche Verkehrsinteressen an sich zu ziehen, der beste 
Schutz der Verfrachter vor allzu hohen Transportkosten. Da aber 
diese gegenseitige Konkurrenz leicht in einen erbitterten Tarif- 
kampf auszuarten vermag, bei welchem es darauf ankommt, welche 
Gesellschaft die Verluste länger auszuhalten imstande ist, gleich- 
zeitig aber alle in der empfindlichsten Weise geschädigt werden 
(so der transatlantische Schiffahrtskrieg im Jahre 1904), sind 
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wiederholt Vereinbarungen der beteiligten Gesellschaften — aller- 
dings meist mit zweifelhaftem Erfolge — zustande gekommen, um 
eine unüberschreitbare Minimalgrenze zu fixieren und durch Ver- 
einheitlichung der Tarife eine gewisse natürliche Verkehrsteilung 
zu bewirken. Die Schiffahrtsgesellschaften der verschiedenen See- 
staaten sind aber wirtschaftliche Subjekte heterogenster Art und 
von ganz verschiedener Kapitalskraft, weshalb nicht überall die 
gleichen Vorbedingungen und Aussichten des wirtschaftlichen Er- 
folges gegeben sind und die betreffenden Staaten sich zur Für- 
sorge für die minder begünstigten und schwächeren Unternehmungen 
genötigt sahen, um ihnen durch Ausgleichung vorhandener Nach- 
teile die Möglichkeit eines erfolgreichen Wettbewerbes zu sichern. 
Eine indirekte Unterstützung finden die Schiffahrtslinien schon 
durch jede Industrieforderung überhaupt, denn sobald ein be- 
stimmter Industriezweig einen besonderen Aufschwung nimmt, sieht 
er sich selbstverständlich auf den überseeischen Export gewiesen, 
zu dessen Durchführung ihm die einheimischen Schiffahrtsgesell- 
schaften zur Verfügung stehen. Eine weitere und wirksamere Maß- 
nahme liegt in der Erstellung niedriger Exporttarife auf den Eisen- 
bahnen, eine Maßregel, welche aber freilich nur dort durchführbar 
ist, wo der Staat das Eisenbahnnetz in seiner Hand hat. DieVer- 
billigung der Bahnfrachten für solche Transporte, die zur Ausfuhr 
bestimmt sind, bietet einen mächtigen Anreiz und fordert ebenso 
sehr die Schiffahrt als die Industrie selbst. 

In vielen Fällen reichen aber die Mittel der indirekten Schiff- 
fahrt sunterstützung nicht aus, und alle Staaten — die einen mehr, 
die anderen weniger — sind zur Zuwendung direkter Subventionen 
genötigt, um den Schiffahrtsverkehr überhaupt oder doch in dem 
gewünschten Umfange zu erhalten. So sehr man auch gegen die 
Richtigkeit und Zulässigkeit solcher Zuwendungen vom Stand- 
punkte national-ökonomischer Theorie zu Felde gezogen ist, das 
praktische Bedürfnis hat sich stärker erwiesen als die Vorbehalte 
der Theorie, die eine Heranziehung aller Glieder der Volkswirt- 
schaft als Steuerträger für Zwecke einer einzelnen Gruppe von 
Wirtschaftssubjekten für bedenklich und unrichtig erklären. Mag 
es auch „in einer Menge von Fällen, in welchen heute aus Staats- 
mitteln gewissen Erwerbsklassen Sondervorteile zugewendet werden, 
unzweifelhaft sein, daß die so begünstigten Erwerbsklassen nicht 
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durch Aufbringung besonders großer Quoten der staatlichen Steuer- 
last der Gesamtheit eine Gegenleistung für die empfangenen Sonder- 
begünstigungen gewähren'V) so werden doch der Gesamtheit 
indirekt dadurch Vorteile gebracht, denn die Subventionen ermög- 
lichen auch niedrigere Importfrachtraten, durch welche wieder der 
Preis einer ganzen Reihe von wichtigen Konsumartikeln verbilligt 
wird. Bei Beurteilung der Berechtigung und Zulässigkeit solcher 
Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln darf eben der Staat nicht 
als isoliertes Wirtschaftssubjekt betrachtet werden, sondern als 
Faktor der Weltwirtschaft, als Mitglied der großen Staatenfamilie, 
deren wechselseitige Interessengemeinschaft immer gewaltiger zum 
Durchbruch kommt und nach Ausgleichung gegebener Unterschiede 
in den Produktions- und Verkehrsbedingungen strebt. Stein 2) hat 
die Bedeutung dieser Frage schon zu einer Zeit erkannt, in welcher 
die Schiffahrtssubventionen noch lange nicht jene Rolle spielten^ 
welche ihnen gegenwärtig zukommt: „. . . Das wichtigste dabei 
ist ohne Zweifel, daß sich die einzelnen Staaten durch Subven- 
tionen an ihre Dampferlinien untereinander Konkurrenz machen^ 
um durch die Niedrigkeit der Frachtpreise den überseeischen 
Handel an ihre Hafenplätze zu ziehen. Hier müssen natürlich für 
die Notwendigkeit und für die Höhe der Subventionen ganz andere 
als die auf dem festen Lande giltigen Maßstäbe angelegt werden,^ 
da es sich dabei nicht bloß um Transport und Handel, sondern 
um die ganze überseeische Stellung der Staaten handelt. Fest 
steht dabei, daß, wenn eine Macht für solche Linien Subventionen 
gibt, die andere folgen muß, will sie nicht ihre Seeverbindungen 
überhaupt in fremde Gewalt geben." Wie die offenbare Tendenz, 
auf internationale Abschaffung aller Exportprämien und sonstigen 
Ausfuhrvergütungen gerichtet ist, mag vielleicht auch einmal der 
Tag kommen, der die Schiffahrtssubventionen im Wege eines 
völkerrechtlichen Übereinkommens aus der Welt schafft, obwohl 
ein solches kaum wahrscheinlich ist, da es sich bei den Schiff- 
fahrtslinien nicht nur um wirtschaftliche Fragen und Interessen 
handelt, sondern auch um Fragen der Machtstellung und nationalen 
Ehre. Da sich diese nationale Ehre aber stets als ein sehr empfind- 
licher und leicht verwundbarer Punkt erwiesen hat, sind Probleme, 

Walter Lotz, Eisenbahntarife und Wasserfragen. Leipzig 1900, S. 13. 
2) Lorenz von Stein, a. a. 0., S. 426. 
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bei welchen sie in Frage kommen könnte, bisher allzeit von vorne- 
herein von internationalen Erörterungen ausgeschaltet worden, und 
es ist nicht anzunehmen, daß eine absehbare Zukunft eine Wand- 
lung in diesen Anschauungen herbeiführen werde. 

Es ist schon angedeutet worden, welche Bedeutung den 
Tarifen innewohnt, deren Höhe sich im allgemeinen nach den Ge- 
stehungskosten der Verkehrsleistungen richtet. Die Transport- 
selbstkosten der Bahnen enthalten nach Wagner^) drei Bestand- 
teile: erstens einen Zinsbetrag fiir das in der Unternehmung 
steckende (also noch nicht amortisierte) Kapital, zweitens eventuell 
einen Amortisationsbeitrag für dieses Kapital (besonders bei Privat- 
bahnen, welche nach Ablauf der Konzession ohne weiteres an den 
Staat heimfallen) und drittens die laufenden Betriebsausgaben, ein- 
schließlich eines genügenden Ersatzes für die Abnützung und auch 
für die Erneuerung des Fahrmateriales. Auch für den Schiffsver- 
kehr lassen sich diese Transportkostenbestandteile nachweisen, 
wenn auch in anderer Höhe und Bedeutung als bei den Eisen- 
bahnen. Einen wesentlichen Hauptbestandteil des in einer Eisenbahn 
investierten Kapitales bilden die Bahnanlagen selbst, d. h. also das 
Schienennetz, Stationsanlagen usw. ; dieser Kapitalsbestandteil ent- 
fallt beim Seeverkehr vollständig, denn hier vollzieht sich der 
Transport auf freier Straße, die keiner besonderen kunstvollen und 
kostspieligen Anlage bedarf, während die erforderlichen Hafen- 
anlagen, Magazine, Ausladevorrichtungen u. dgl. von den Staats- 
verwaltungen, eventuell von anderen öffentlich-rechtlichen Körper- 
schaften dem . Verkehre zur Verfügung gestellt werden. Die 
Kapitalsanlage im Seeverkehre beschränkt sich demnach auf die 
Beschaffung des Schiffsparkes, der natürlich weit geringere 
Summen in Anspruch nimmt, die wieder eine geringere Verzinsung, 
sowie auch eine niedrigere Amortisationsquote beanspruchen, so 
daß hieraus ein bedeutender Unterschied in den Kosten des Ver- 
kehres zugunsten der Schiffahrt resultiert Die Amortisation er- 
folgt durch jährliche Abschreibungen vom Werte der Schiffe in 
einem bestimmten prozentuellen Ausmaße und muß aus den 
Betriebseinnahmen gedeckt erscheinen, so daß die Bilanzen der 
Schiffahrtsgesellschaften stets das richtige Verhältnis zwischen der 

^) Adolf Wagner, Lehr- und Handbuch der politischen Ökonomie, 
IV. Hauptabteilung, 1. Teil, 3. Auflage, Leipzig, C. F. Winter, 1883. 
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Amortisationsquote und dem betreffenden Einnahmenbruehteile 
widerspiegeln. Da also die Selbstkosten des Wassertransportes 
stets geringere sind als jene des Bahntransportes, lassen sich die 
Wasserfrachten in solcher Höhe stellen, daß eine Reihe von Gütern, 
welche infolge großen Umfanges und geringen Wertes die Kosten 
der Bahnfracht nicht vertragen, die Verfrachtungsmöglichkeit nur 
im Wege des Wassertransportes besitzen und nur durch diesen 
Verkehrsfähigkeit erlangen. Es werden also durch ihn dem volks- 
wirtschaftlichen Umlaufe Güter zugeführt, welche ihm sonst vor- 
enthalten blieben, und zahlreichen anderen Gütern wird der Absatz 
und Umsatz durch den Wassertransport erleichtert. 

Schon daraus — wie auch aus den früher angeführten Mo- 
menten — ergibt sich, welch hohe Bedeutung der Schiffahrt im 
Verkehrsleben der Völker zukommt und wie berechtigt und not- 
wendig eine weitgehende Fürsorge der Staatsverwaltung zum 
Schutze und zur Entfaltung des Seeverkehres ist, der ein Maßstab 
der kommerziellen und auch politischen Machtstellung einer 
Nation wird. 

B. Die regelmäßige Schiffahrt und ihr Verhältnis zum 

Staate. 

Die lebendigen Kräfte der volkswirtschaftlichen Bewegungen, 
Industrie und Handel, bedürfen zur Grundlage ihrer Unternehmun- 
gen einer gewissen StabUität in den Verkehrsberechnungen, sie 
dürfen nicht auf zufällig sich ergebende Verfrachtungsangelegen- 
heiten angewiesen sein, sondern müssen im Interesse der gleich- 
mäßigen Gestaltung der Produktion und gleichmäßigen Verteilung 
ihrer Transportbedürfnisse mit verläßlichen, nach einem bestimmten, 
im voraus bekannten Fahrplane sich betätigenden Verkehrsinsti- 
tuten rechnen können. Eines der markanten Kennzeichen des mo- 
dernen Schiffsverkehres ist eben der Übergang vom fallweisen 
Transporte ganzer Schiffsladungen eines Produktes zum Stückgut- 
verkehre der regelmäßigen Linien. In allen Handelsstaaten konzen- 
triert sich das Bestreben der praktischen Schiffahrtspolitik darauf, 
als Pfeiler der überseeischen Aus- und Einfuhrbewegung dem Han- 
del und der Post sichere Verkehrsgrundlagen zu schaffen und zu 
diesem Zwecke regelmäßige Schiffahrtslinien ins Leben zu rufen 
und zu unterstützen. Unter regelmäßigen Linien in diesem Sinne 

B ar d as , Verkehi und VerkelirBpolitik. Q 
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sind bolche Schiffahrtsverbinduri^en zu verstehen, welche in )^- 
wissen periodischen Zeiträumen nach einem im vorhinein fest- 
stehenden Fahrplane Fahrten in einer bestimmten Relation unter- 
nehmen. Der Betrieb solcher Linien stellt ohne Zweifel an die 
Reeder als Verkehrsunternehmer höfbere Anforöerangen hinsichtlich 
der Anzahl und Größe der Schiffe, Konstruktion, Bauart und Ge- 
schwindigkeit derselben und auch hinsichtlich der Betriebskosten; 
während das in freier Fahrt verwendete Schiff erst dann eine Reise 
antritt, wenn es entspreöhende Ladung hat, muß der Dampfer der 
regelmäßigen Linie den Fahrplan jedenfalls einhalten ohne Rück- 
sicht darauf, ob die Vof^edingung wirtschaftlichen Erfolges seines 
Betriebes, die volle Ladung, erfuDt ist oder ob er mit Leerräumen 
abgeht. Im Gegenteil, er darf in vielen Fällen nicht einmal im 
Ausgangshafen volle Ladung an Bord nehmen, sondern muß ver- 
fügbaren Raum freihalten, um den Verfrachtungsansprüchen des 
Handels auch in den fahrplanmäßig ^bestimmten Zwischenhäfen 
gerecht werden zu können. In den meisten Fällen können die 
regelmäßigen Linien ihr Verkehrsmittel nicht ausschließlich auf den 
Transport von Sachgütern einrichten; isondern müssen in größerem 
oder kleinerem Umfange auch der Beförderung von Personen Rech- 
nung tragen. Da für den Personenverkehr sowohl die Ausstattung 
der Schiffe, als auch ihre Fahrgeschwindigkeit von ganz anderen 
Grundsätzen ausgehen müssen, erfahren die Anschaffungspreise und 
Betriebskosten solcher Dampfschiffe eine ganz erhebliche Steigerung, 
mit welcher die Frachterträgnisse keineswegs immer gleichen 
Schritt halten. Diese unleugbar ungünstigen Momente müssen in 
irgendeiner Weise ausgeglichen werden, wenn anders nicht der 
Betrieb regelmäßiger Linien mit den elementaren Gesetzen wirt- 
schaftlicher Betätigung in einen so tiefen und unlösbaren Wider- 
spruch geraten sollte, daß diese Linien mangels der wirtschaft- 
lichen Voraussetzungen aus dem Verkehrsleben verschwinden 
müßten. 

Um der Gefahr solcher Verkehrseinschränkungen zu begegnen, 
werden in allen Seestaaten im Vertragswege Übereinkommen mit 
leistungsfähigen Wirtschaftsvereinigungen und Reedereien ab- 
geschlossen, welche den geregelten fahrplanmäßigen Schiffahrts- 
und Postdienst auf den Tür die betreffende Volkswirtschaft beson- 
ders wichtigen Seeverkehrslinien gegen Gewährung bestimmter 
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Jahressubventionen sicherstellen und so eine Gewähr für die un- 
geschmälerte Aufrechterhaltung und Stabilität des Verkehres 
bieten. Der Staat hat aber nicht allein ein kommerzielles Interesse 
an dem Bestehen einer kräftigen, lebens- und leistungsfähigen 
Handelsflotte, auch militärische und politische Rficksicfaten ver- 
anlassen ihn, der Handelsschiffahrt und ihrer Organisation sein 
Augenmerk zuzuwenden und ihr Gedeihen und Blühen mit sorg- 
fältigster Fürsorge zu begleiten imd zu föiniern. Der Schwerpunkt 
der Rivalität unter den führenden Mächten ist im Laufe der letzten 
Jahrzehnte vom europäischen Kontinent .nach den überseeischen 
Gebieten verlegt worden, und diese stehen im Vordergrunde aller 
Kolonial- und Handelspolitik, da nur sie die Möglichkeit wirtschaft- 
licher und politischer Expansion bieten. Im Zusammenhange mit 
diesem Zuge aller freien wirtschaftlichen Kräfte über die Meere 
steht auch die Entstehung der modernen großen Kriegsflotten. Ein 
kräftiger auswärtiger Handel bedarf des Schutzes der dräuenden 
Panzerkolosse, die nicht nur den Zweck haben, im Ernstfälle die 
feindliche Flotte zu bekämpfen und die Unterbindung des eigenen 
Handels durch die gegnerischen Kriegsschiffe zu verhüten, sondern 
auch im Frieden gleichsam eine sichtbare Vertretung der Macht und 
des Ansehens ihrer Nation sind. Ein Konflikt zur See erfordert 
auch eine große Menge von Schiffsmaterial 2u Hilfszweciken, das 
der Staat auf keine andere Weise schon im Frieden vorbereiten 
kann als durch Begünstigung der Handelsschiffahrt. Um "aber für 
den Bedarfsfall ein Material zur Verfügung zu haben, welches den 
hohen Ansprüchen der Kriegszwecke an die als Hilfskreuzer, Auf- 
klärungs- und Transportschiffe zu verwendenden Fahrzeuge genügt, 
ist wieder die Unterstützung derselben notwendig, damit die QuaK- 
tätsbedingungen hinsichtlich Gh-öße, Konstruktion und vor allem 
Geschwindigkeit erfüllt werden können. Besonders der Geschwin- 
digkeit kommt hervorragende Bedeutung zu, da die Kinegsflotte 
nur Dampfer mit größeren Geschwindigkeiten verwerten kann, 
während die Kauffahrteischiffahrt sich — wenigstens teilweise -^ 
mit geringeren Schnelligkeiten, die in Betrieb und Konstruktion 
erheblich geringere Kosten erfordern, zu begnügen vermag. Bei 
den vertragsmäßigen Unterstützungen sind also sowohl, und zwar 
in erster Linie, wirtschaftliche Erwägungen (Exportforderung und 
Postdienst), als auch politisch-militärische Gesichtspunkte maß- 

6* 
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gebend, und die Bestimmungen der einzelnen Verträge geben ein 
deutliches Bild der Wichtigkeit, welche allerorts diesem Teile der 
Schiffahrtspolitik beigetiiessen wird. Da die vertragsmäßige regu- 
läre Schiffahrt das Rückgrat des internationalen Seeverkehres 
bildet, muß ihrer Gestaltung in den verschiedenen Volkswirtschaften 
besondere Beachtug geschenkt und die Vertragsmethode der ein- 
zelnen Staaten mit ihrem national-ökonomischen Hintergrunde 
einer genaueren Prüfung unterzogen werden. 

Den ersten Rang unter allen seefahrenden Nationen nimmt 
England ein; fast die Hälfte aller Handelsschiffe der Welt fährt 
unter britischer Plagge, und es ist keine leere Phrase, wenn auch 
heute noch von der englischen Weltherrschaft zur See gesprochen 
wird. In mustergiltiger Weise hat England auch durch entsprechende 
Verträge für die Organisation von Postdampferlinien nach allen 
Teilen der Erde vorgesorgt, sich gleichzeitig auch für den Kriegs- 
fall die Disposition über eine erstklassige Hilfsflotte gesichert und 
seinem in die entferntesten Länder reichenden Ausfuhrhandel eine 
tadellos funktionierende Verkehrsorganisation geschaffen. Es ist 
klar, daß in einem Staate wie dem britischen Reiche, dessen ge- 
samte Wirtschaftsinteressen so innig und unauflösbar mit dem 
Seeverkehre verknüpft sind, auch den Schiffahrtssubventionen eine 
ganz andere Bedeutung zukommt als beispielsweise in Österreich. 
Während hier die Subventionen zunächst dazu dienen, die Auf- 
rechterhaltung eines groß angelegten Sohiffahrtsdienstes überhaupt 
ökonomisch zu ermöglichen und damit die Unabhängigkeit des 
eigenen Handels von ausländischen Verkehrslinien zu wahren, 
bieten die englischen Unterstützungen teils eine Entschädigung für 
die Übernahme und regelmäßige Abwicklung des Postdienstes, 
teils sind sie ein Entgelt für die Verpflichtung der Reeder, auf 
Verlangen der Admiralität dieser die Schiffe käuflich zu überlassen 
oder mietweise zur Verfügung zu stellen, zum Teile entspringen 
sie vielleicht auch politischen Gründen, wie der Vertrag mit der 
„Cunard-Line" über den Dienst nach Nordamerika, um die Kon- 
kurrenz mit den großen deutschen Gesellschaften, welche in diesen 
Verkehrslinien maßgebend sind, zu erleichtern. Mit zehn Schiffahrts- 
gesellschaften hat die englische Regierung Verträge abgeschlossen, 
welche diesen an Postsubventionen jährlich 1,015.300 Pfund Sterling 
und an Admiralitätssubventionen jährlich 812.372 Pfund Sterling 
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zusichern. Außerdem verausgaben die Kolonialregierungen an Sub- 
ventionen für regelmäßige Postdampferliniei;^ insgesamt einen jähr- 
lichen Betrag von etwa 305.000 Pfund Sterling. Die in der bei- 
geschlossenen Tabelle angegebene Gesamtsumme der von England 
an die vertragsmäßige Schiffahrt gezahlten Jahresunterstützungen 
beträgt fast das Fünffache der im österreichischen Staatshaushalte 
für den gleichen Zweck eingestellten Budgetpost. Der Verkehr mit 
dem europäischen Festlande ist durch den Vertrag mit der „London 
Chatham and Dover Railway Company" vom 15. Januar 1894 ge- 
regelt, welcher an Stelle des Vertrages vom März 1878 trat und 
eine tägliche Postverbindung zwischejn Dover und Calais mit einer 
Maximal-Fahrtdauer von 1 Stunde 45,rMinuten vorsieht; eine weitere 
wöchentliche Fahrt in derselben Strecke dient der Beförderung 
der indischen, chinesischen und australischen Post. Die Subvention 
der Gesellschaft beträgt 25.000 Pfund. Die Regelmäßigkeit der 
täglichen Postverbindung zwischen Harwich und Hoek van Holland 
bezweckt der Vertrag des englischen Generalpostmeisters mit der 
„Great Eastern Railway Company" vom 3. April 1899, welcher 
sich auf die nach den „5 Dutch Towns" (Rotterdam, Haag, Amster- 
dam, Harlem oder Leyden) bestimmten Briefschaften gegen eine 
Jahressubvention von 850 Pfund und auf die Postfrachtstücke 
gegen den Tarif von 2 Pence pro Stück bezieht. Zu den wichtigsten 
der den überseeischen Verkehr beinhaltenden Verträge gehört der 
Vertrag mit der „Peninsular and Oriental Steam Navigation Com- 
pany" vom 25. Mai 1897, womit wöchentliche, beziehungsweise vier- 
zehntägige Postdampferverbindungen nach und von Indien, China 
und Japan, sowie Australien mit einer Geschwindigkeit von 13*3 bis 
14*5 Knoten gegen eine jährliche Subvention von 320.000 Pfund, zu 
welcher Australien 72.000 Pfund beiträgt, eingerichtet werden; 
speziell der australische Dienst wird ergänzt durch eine 14tägige 
Postlinie Neapel — Adelaide via Suezkanal (Subvention 85.000 Pfund) 
laut Vertrages gleichen Datums mit der „Orient Steam Navigation 
Company". Von besonderer Wichtigkeit ist ferner der bereits er- 
wähnte Vertrag mit der „Cunard Steamship Company Limited" 
vom 30. Juli 1903, welcher den Verkehr mit dem nordamerikani- 
schen Festlande regelt und durch große Intensität des Verkehres 
und besondere Geschwindigkeiten eine kräftige Konkurrenz mit 
den deutschen Linien nach Nordamerika ermöglichen soll. Die 
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englische Regierung hat auch am 1. August 1903 einen Vertrag 
mit dem amerikanischen Schiffahrtstrust (Morgan Combine) ab- 
geschlossen und dadurch ihre maritimen Interessen auch bei diesem 
Unternehmen nachdrücklichst gewahrt. Erwähnung möge auch noch 
der Vertrag mit der ^^Canadian Pacific Railway Company" vom 
18. Juli 1889 (monatliche Linie Canada — Hongkong) finden, femer 
der Vertrag vom 1. September 1900 mit der „Royal Mail Steam 
Packet Company", betreffend eine 14tägige Postlinie zwischen Eng- 
land und Westindien mit 13 Knoten Geschwindigkeit gegen eine 
Subvention von 80.000 Pfund, und der Vertrag vom 19. April 1900 
über eine 14tägige Schiffahrtslinie (Imperial Direct West India Mail 
Service) zwischen England und Jamaica mit 13 Knoten Geschwin- 
digkeit und mit solchen Schiffen, welche dem Transport von wenig- 
stens 20.000 „bunches" Bananen entsprechen; durch die in diesem 
Vertrage auferlegten Verpflichtungen soll die Verbesserung und 
Hebung der Bananenkultur auf Jamaica begünstigt werden. Zwei- 
wöchentliche Linien zwischen Liverpool und Süd- und Zentral- 
amerika werden zufolge Vertrages vom 1. Juni 1900 von der 
„Pacific Steam Navigation Company" unterhalten; eine vierwöchent- 
liche Linie Aden — Zanzibar (subventioniert seit 1873, jetzt Vertrag 
vom 18. November 1892) der „British India Steam Navigation 
Company" und eine wöchentliche Linie zwischen Southampton und 
der Kapkolonie (Vertrag vom 19. Juli 1899) beziehen sich auf 
den Verkehr mit Afrika. Durch diese alle Teile des Erdballes 
umfassenden Schiffahrtsdienste, an welche sich zahlreiche spezielle 
Admiralitätsverträge angliedern, ist dem englischen Wirtschafts- 
leben ein Verkehrsnetz von imponierender Dichte und Vollständig- 
keit zur Verfügung gestellt, welches dem britischen Handel reich- 
sten Nutzen bringt. 

Dem Tonnengehalte der Handelsflotte zufolge steht an zweiter 
Stelle die Handelsmarine Deutschlands, welche in verhältnis- 
mäßig kurzer Zeit aus bescheidenen Anfängen zu so großer Be- 
deutung gelangt ist, daß sie eine ernste Rivalin der Flotte des 
Inselreiches geworden ist. Der ungeahnt rapide Aufschwung des 
deutschen Handels und der ganzen deutschen Volkswirtschaft hat 
auch die nationale Kauffahrteischiffahrt, die heute ein gebietender 
Machtfaktor des Weltverkehres ist, zu höchster Blüte gebracht. 
Deutschland hat heute die zwei größten Schiffahrtsgesellschaften 
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der Welt; von welchÄ» die eine — die „Hamburg — Amerika- 
Linie" — sieh ihre volle wirtschaftliche und kommerzielle Unab- 
hängigkeit gewahrt hat, während die andere — der „Norddeutsche 
Lloyd" — mit der Reichsregierung in einem engen Vertrags- 
verhältnisse steht, das zuletzt durch das Übereinkommen vom 
12. September (30. OkttJber) 1898 nebst zwei Nachträgen vom 
18. (24.) März 1899 und 6. September (8. Oktober) 1900 geordnet 
wurde. Der „Norddeutsche Lloyd" besorgt mit je 26, beziehungs- 
weise 13 jährlichen Reisen den indochinesischen und australischen I 
Postdampferdienst mit Geschwindigkeiten bis zu 14 Knoten gegen I 
eine jährliche Vergütung von 5,590.000 Mark. Die Admiralitäts- I 
klausein decken sich dem Inhalte nach ungefähr mit den allgemein 
üblichen Abmachungen und Vorbehalten; einiger anderer charakte- i 
ristischer Vertragsbestimmungen soll hier jedoch besondere Er- | 
wähnung getan werden. Die Artikel 13 und 14 legen dem Unter- 
nehmer die Verpflichtung auf, den Bau neuer, sowie Umbauten 
und größere Instandsetzungen alter Dampfer ausschließlich auf ! 
deutschen Werften und tunlichst unter Verwendung deutschen | 
MateHales zu vollziehen, sowie bei Deckung des Kohlen- und I 
Proviantbedarfes hauptsächlich deutsche Erzeugnisse zu berück- j 
sichtigen. Bei den großen Bedarfsmengen, um welche es sich bei 
einem so umfangreichen Unternehmen, wie der „Norddeutsche 
Lloyd" es ist, handelt, bedeutet diese Verpflichtung ein beträcht- 
liches Stück wirksamer Industrieförderung. Eine weitere Bevor- 
zugung des deutschen Handels setzt der Artikel 27 fest, laut 
dessen, in der Einr und Ausfuhr deutsche oder für Deutschland 
bestimmte Güter vor anderen, den Vorrang in der Beförderung 
genießen soUen. Alle diese Bestimmungen, sind von nicht zu unter- 
schätzender symptomatischer Bedeutung, denn auch sie zeigen, wie 
konsequent und zielbewußt die Industrie- und Handelspolitik des 
Deutschen Reiches ihre Wege geht und keine sich darbietende 
Gelegenheit zur werktätigen Förderung deutscher Arbeit und 
deutschen Gewerbefleißes ungenützt vorübergehen läßt. Aber sogar 
den agrarischen Neigungen der deutschen. Handelspolitik, die in 
den neuesten Handelsverträgen so unverkennbar zum Durchbruch 
kamen, ist in dem Schiffahrtsvertrage Rechnung getragen, indem 
durch den Artikel 26 der Reichskanzler ermächtigt ist, landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse, die mit denen der deutschen Landwirt- 
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Schaft konkurrieren, von der Einfuhr durch die Reichspostdampfer 
nach deutschen, niederländischen oder belgischen Häfen auszu- 
sehließen. So bildet der Vertrag mit dem „Norddeutschen Lloyd" 
daa Rückgrat der deutschen Reichs-Seeschiffahrtspolitik, welche 
durch die Verträge mit der „Deutschen Ostafrika-Linie" vom 
9. (12.) Juli 1900 samt Nachtrag vom 5. (17.) Juni 1901, be- 
treffend eine Idtägige Postdampfschiffsverbindung mit Ostafrika 
und eine vierwöchentliche nach Südafrika, sowie mit der „Jaluit- 
Gesellschaft" in Hamburg vom 5. (6.) Dezember 1901 und durch 
das Postübereinkommen mit der „Woermann-Linie" in Hamburg 
über eine monatliche Reise zwischen Kapstadt und Deutsch- 
Südwestafrika gegen eine Jahresvergütung von 10.500 Mark ver- 
vollständigt wurde. Bezüglich der Postbeförderung als solcher 
bestehen noch weitere Abkommen mit anderen Reedereien („Ham- 
burg—Amerika-Linie", „Kosmos", „Hansa", „Deutsche Levante- 
Linie" usw.), welchen Vergütungen nach dem Umfange der be- 
förderten Post auf Grund besonderer Seetransitgebühren-Tarife 
zuerkannt werden. 

Die staatliche Schiffahrtspolitik Norwegens, dessen Kauf- 
fohrteülotte den dritten Rang einnimmt, bewegt sich naturgemäß 
in viel engeren Grenzen. Verträge mit der „Bergenschen" und der 
„NordenQeldske Dampfschiffahrtsgesellschaft" vom 12. Mai 1899 
betreffen den Post- und Passagierverkehr zwischen Norwegen und 
England im Wege der Einrichtung einer wöchentlichen Linie 
Trondhjem — Newcastle mit 11 bis 12 Knoten stündlichem Durch- 
lauf und einer wöchentlich zweimaligen Verbindung zwischen 
Bergen, Stavanger und Newcastle on Tyne mit 10 bis 11 Knoten 
Schnelligkeit; durch Vertrag mit der „Kristiansands Dampf schifiP- 
fahrtsgesellschaft" vom 11. Oktober 1899 und 17. März 1902 
wurde ein täglicher Postdampferverkehr mit Dänemark (Linie 
Kristiansand — Fredrikshavn) eingerichtet, und ein Übereinkommen 
mit der Reederei Thoresen betrifft die Unterhaltung zweier regel- 
mäßiger monatlicher Linien zwischen Norwegen und Spanien, 
Portugal, sowie Italien. Der gesamte, für die regelmäßige Schiff- 
fahrt verausgabte Betrag erreicht aber nur die Höhe von Jähr- 
lichen 480.000 K 

Einen auf alle wichtigen Seaverkehrslinien sich erstreckenden, 
in den Bedingnisheften zu den einzelnen Verträgen genau geregelten 
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und geradezu vorbildlich organisierten regelmäßigen Schiffahrts- 
dienst hat Prankreich durch Übereinkommen mit sieben Schiflf- 
fahrtsgesellschaften für seinen Handel eingerichtet und widmet 
diesem Zwecke jährlich mehr als 26,000.000 Francs; da hierzu 
noch die weiter unten zu erwähnenden gewaltigen Summen kommen, 
welche gerade die französische Regierung auch der freien SchifT- 
fahrt als Prämien zuwendet, ergibt sich, daß Prankreich dem See- 
verkehr so reiche Mittel wie kein anderer Kontinentalstaat widmet. 
Die wichtigsten Subventionsverträge sind die mit der „Compagnie 
des Messag^ries maritimes'' am 30. Juni 1886 (Zusatzüberein- 
kommen vom 5. November 1894) und mit der „Compagnie gönö- 
rale transatlantique" auf Grund der Gesetze vom 24. Juni 1883 
und 8. Juli 1898 abgeschlossenen Verträge. Während die „Mes- 
sag^ries maritimes" den mittelländischen, ostasiatischen, australi- 
schen, ostafrikanischen und brasilianischen Schiffahrtsverkehr 
durchführen (siehe Tabelle) und für eine Gesamtjahresleistung 
von 496.554 Seemeilen eine Subvention von 12,500.000 Prancs 
beziehen, besorgt die „Compagnie gön^rale transatlantique" den 
regelmäßigen Postdampferverkehr nach Nord- und Zentralamerika 
mit einem jährlichen Meilendurchlaufe von 255.769 Seemeilen bei 
Minimalgeschwindigkeiten von 17 bis 19 Knoten im nordameri- 
kanischen Verkehre; außerdem versieht sie in Gemeinschaft mit 
der „Compagnie de navigation mixte" und der „Compagnie g6n6- 
rale des transports maritimes ä vapeur" den mit Vertrag vom 
16. Dezember 1896 vereinbarten und mit Gesetz vom 11. Januar 
1898 genehmigten Seepostdienst nach Algier, Tunis, Tripolis und 
Marokko. Die großen politischen Interessen Prankreichs an der 
Nordküste von Afrika, die es als seine fast ausschließliche Macht- 
sphäre zu betrachten gewohnt ist, lassen es begreiflich erscheinen, 
daß in diesen Verkehrsrichtungen zwanzig verschiedene Linien mit 
je einer wöchentlichen Pahrt, einer Jahresleistung von 312.884 See- 
meilen und einer Subvention von fast 2,000.000 Prancs geschaffen 
wurden. — In dem Vertrage mit den „Messag^ries maritimes" 
findet sich auch im Artikel 29 eine die Bevorzugung des fran- 
zösischen Handels hinsichtlich des Transportes unter sonst gleichen 
Umständen bezweckende Bestimmung, welcher nachträglich noch 
genauere Vorschriften über die im Ein- und Ausfuhrhandel zu er- 
hebenden Prachtsätze beigefügt wurden. In den französischen Häfen 
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sind auch als Feuerungsmaterial ausschließlich Kohlen französischen 
Ursprunges zu verwenden (Artikel 19). Hervorgehoben zu werden 
verdienen auch noch die auf die Ansprüche der Regierung im 
Kriegsfalle Bezug habenden Artikel, wel(^e in den französischen 
Subventionsverträgen viel weitergehende Vorrechte einräumen und 
ausgedehntere Verpflichtungen festsetzen als in jenen anderer 
Staaten. Die französische Regierung behält sich im Artikel 48 
das Recht auf die Dampfer der Gesellschaft für den Fall ,, außer- 
ordentlicher politischer Vorkommnisse jeder Art, selbst abgesehen 
von dem Falle eines Seekrieges" vor. Was unter den Begriff der 
„außerordentlichen politischen Vorkommnisse" gehört, ist allerdings 
nicht näher ausgeführt, aber der Gedanke ist nicht von der Hand 
zu weisen, daß dabei an die Eventualität neuer kolonialer Ex- 
peditionen an die Küste von Afrika gedacht wurde, die heute 
freilich aus dem Gebiete greifbarer Wahrscheinlichkeit in das Reich 
der Träume und frommen Wünsche zurückversetzt erscheinen. 
Weitgehende Verpflichtungen nimmt die Regierung durch Artikel 45 
auf sich, in welchem sie im Falle eines Seekrieges oder wenn es 
an irgend einem Punkte der von den Schiffen der GeseUschaft 
befahrenen Meere zu Feindseligkeiten kommen sollte, die Verant- 
wortung^ für die allenfalls hierdurch hervorgerufenen, Gefahren über- 
nimmt, sofeme sie nicht von der Gesellschaft die Einstellung des 
Dienstes verlangen sollte. Im letzteren Falle bleibt die Gesellschaft 
jedoch berechtigt, den Dienst ganz oder teilweise auf eigene Gefahr 
und Rechnung fortzuführen. Diese Bestimmungen sind im Wesen 
unverändert auch in die übrigen Verträge übergegangen. Welchen 
großen Wert die französische Regierung hohen Geschwindigkeiten 
der Dampfer beimißt, geht aus dem Vertrage mit der „Compagnie 
generale transatlantiqüe", beziehungsweise den mit ihr verbundenen 
Gesellschaften hervor, worin besondere Prämien für höhere als 
die vertragsmäßigen Geschwindigkeiten vorgesehen werden. Au3 
diesem Titel allein erhielten die genannten Gesellschaften im Jahre 
1903 die Summe von 709.000 Francs. Der Verkehr zwischen 
Korsika und dem französischen Festlande war auf Grund Ver- 
trages vom 10. August 1882 der „Compagnie Val6ry freres et 
fils" übertragen worden; an deren Stelle trat, nachdem sie in 
Konkurs geraten war, zufolge Ministerialdekretes vom 29. Februar 
1892 die „Compagnie marseillaise de navigation ä vapeur Frais- 
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sinet & Cie.". Der auf Grund des Gesetzes vom 3. Januar 1903 
neuorganisierte Korsikadienst wird — laut Bedingnisheftes vom 
20. Januar 1903 — von der „Gompagnie fran^aise de navigation 
et de constructions navales et anciens Etablissements Satre Reunis" 
besorgt. Für die Unterhaltung des Seepostdienstes an die West- 
küste von Afrika gelten Verträge mit der bereits genannten Gesell- 
schaft Fraissinet & Cie. vom 20. Mai 1889 und der ^^Compagnie 
des Chargeurs röunis" vom 10. Mai 1889 (je sechs jährliche Reisen); 
letztere Gesellschaft unterhält auch Anschlußlinien nach dem fran- 
zösischen Kongogebiete. Die französische Canal La Manche-Linie 
Calais — Dover ist in Händen der „Compagnie du chemin de fer 
du Nord" (Vertrag vom 16. Mai 1895) mit einer täglichen Fahrt 
gegen die im Verhältnis zur englischen Subvention für die gleiche 
Linie geringe Jahresvergütung von 250.000 Francs. Im Artikel 3 
behält sich die französische Regierung das Rücktrittsrecht vom 
Vertrage für den — in jüngster Zeit seitens Englands endgiltig 
abgelehnten — Fall vor, als zwischen Frankreich und England eine 
neue Art des Verkehres (Schwebebahn, Tunnel oder Viadukt) ge- 
schaffen werden sollte. 

Große Ähnlichkeit mit der französischen Vertragsmethode 
weisen die Subventions vertrage auf, mit welchen in Italien der 
regelmäßige Schiffahrtsdienst geordnet wurde. Die Klauseln, be- 
treffend die Bevorzugung des nationalen Handels und das Ver- 
hältnis zur Admiralität, enthalten beinahe wörtlich die gleichen 
Abmachungen, nur ist in letzterer Hinsicht im italienischen Ver- 
tragstexte ganz eingehend festgesetzt worden, in welcher Weise 
die für die Hilfsflotte in Vormerkung genommenen Dampfer schon 
im Frieden eingerichtet tmd für ihre Verwendung im Kriegsfalle 
vorbereitet zu sein haben. Mit Gesetz vom 22. April 1893, Nr. 195, 
wurden die verschiedenen Seeschiffahrtsverträge genehmigt; der 
wichtigste von ihnen ist der Vertrag mit der „Societä di navi- 
gazione generale Italiana", welcher seither durch Additional- 
übereinkommen vom 9. November 1899 und 1. Juli 1902 ab- 
geändert wurde. Das Fahrtennetz dieser Gesellschaft geht aus 
der beigeschlossenen Tabelle her\^or; besondere Erwähnung soU 
hier nur jener Vertragsbestimmungen getan werden, welche nicht 
in den Verträgen der meisten Staaten stereotyp wiederisehren, 
sondern gerade die Eigenart des italienischen Vertragssystems 



Digitized by CjOOQ IC 



— 95 - 

ausmachen und stufklärend« Streiflichter auf die Schiffahrtspolitik 
der apenninischen Halbinsel werfen. Eine Einflußnahme auf die 
Tarifbildung der Gesellschaft in Wahrung der staatlichen Tarif- 
hoheit enthält der Artikel 47 des Bedingnkheftes A, welcher als 
Maximalfrachtraten die van anderen subventionierten Gesellschaften 
wirklich in Anwendung gebrachten Tarife bezeichnet, so daß die 
Gesellschaft aus keinem wie immer gearteten Grunde Frachttarife 
erstellen darf, die für die italienischen Häfen im Vergleiche zu 
jenen für Marseille und Triest ungünstiger wären. Zu Zwecken 
der Industrie- und Exportforderung hat sich ferner die italienische 
Regierung (Artikel 66) das Recht vorbehalten, Tarifermäßigungen 
für einzelne nationale Erzeugnisse zur Erleichterung der Ausfuhr 
und zur Entwicklung des Handels bestimmter Provinzen zu ver- 
langen. Von diesem Reservatrechte wurde in Artikel 8 des Zusatz- 
vertrages von 1899 insoferne Gebrauch gemacht, als für die Aus- 
fuhr von Zement und hydraulischem Kalk von Venedig nach der 
Levante und den Ländern jenseits des Suezkanales besondere 
Refaktien vereinbart wurden. Schließlich ist die Regierung nach 
Artikel 65 des erwähnten Bedingnisheftes berechtigt, zur Sicher- 
stellung und Erleichterung der Zufuhr von Lebensmitteln „im 
Falle einer außergewöhnlichen Teuerung oder eines anderen öffent- 
lichen Unglückes, wodurch die normalen wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Königreiches oder einzelner Provinzen in erheblicher 
Weise beeinflußt werden", eine zeitweilige Herabsetzung der be- 
treffenden Frachtsätze um 50% anzuordnen. Zwischen G^nua und 
Batavia unterhält die von der italienischen Regierung mit 70.000 
Lire jährlich subventionierte holländische Schiffahrtsgesellschaft 
„Nederland" eine zweiwöchentliche Linie; die „Sozietä Veneziana 
di navigazione a vapore" führt gemäß Vertrag vom 6. Juni 1903 
eine Linie Venedig — Kalkutta, und die Schiffahrtsgesellschäft „La 
Veloce'' unternimmt zufolge Vertrages vom 15. Mai 1903 monat- 
liche Reisen zwischen Italien und Zentralamerika (Geschwindig^keit 
IOV2 Knoten, Jahressubvention 500.000 Lire). Von den übrigen 
Schiffahrtsverträgen Italiens sollen nur noch die mit der „Puglia" 
getroffenen Vereinbarungen angeführt werden, weil sie für die 
österreichische Schiffahrtspolitik ein spezielles Interesse besitzen, 
da sie die Schiffahrt im Adriatischen Meere zum Gegenstand 
haben. Die Grundlagen des ursprünglichen Vertrages vom 24. Mai 
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1892 haben durch zahlreiche Additionalübereinkommen — beson- 
ders der letzten Jahre — eine namhafte Erweiterung erfahren, so 
auch in dem letzten dieser Zusätze vom 7. Februar 1904. Diese 
stets fortschreitende Bedachtnt^me Italiens auf die Stärkung seiner 
wirtschaftlichen und politischen Machtstellung an den Küsten der 
Adria, vor allem in Montenegro und Albanien, welche es einst zu 
einer unbestrittenen Vorherrschaft in diesem Meere zu verdichten 
hofft, findet eine interessante offizielle Begründung in dem der 
Deputiertenkammer am 26. März 1904 vorgelegten Bericht des 
Budgetausschusses über die Neuordnung des Post- und Schiffahrts- 
dienstes der „Puglia"; dieser Bericht beginnt folgendermaßen: 
„Dieser Gesetzentwurf hat den Zweck, einen wirtschaftlichen 
Faktor der von Italien inaugurierten Politik zu ergänzen, welches, 
ohne seine internationalen Beziehungen zu stören, das Bestreben 
an den Tag legt, sich einen Weg nach jenen Gegenden der 
Levante zu bahnen, welche vordem bereits Emporien der kom- 
merziellen und industriellen Tätigkeit des römischen Kaiserreiches, 
sowie der Republik Venedig gewesen sind." Nach eingehender 
Betrachtung der zur Förderung dieser Bestrebungen bereits in- 
augurierten und noch zu erhöhenden Ausgestaltung der italieni- 
schen Schiffahrt im Adriatischen Meere klingt der Bericht in die 
Verheißung aus: „Die Geographie weist uns den Weg, welchen 
das neue Italien einschlagen muß, indem es jene Vorherrschaft 
des Handels im Adriatischen Meere wiedergewinnt, welche uns die 
Geschichte der Jahrhunderte zuweist." Ob es dem neuen Italien 
gelingen wird, dieses unverhüllt einbekannte Ziel zu erreichen, 
„ohne seine internationalen Beziehungen zu stören", ist eine Frage, 
deren Beantwortung in die zeitweilig nicht ganz undurchsichtigen 
Schleier einer wohl nicht allzu fernen Zukunft gehüllt ist. 

Der SchifTahrtsverkehr Rußlands weist vielfach dadurch ein 
anderes Bild auf, daß hier der regelmäßige Dienst zum größten 
Teile nicht durch Verträge mit bestehenden Gesellschaften ein- 
gerichtet wurde, sondern daß unter dem Einflüsse der Regierung 
und mit der Voraussetzung einer bestimmten Leistung derselben 
neue Schiffahrtsgesellschaften für den Verkehr auf solchen Linien 
ins Leben gerufen wurden, auf deren Betrieb der Staat aus kom- 
merziellen, politischen oder sonstigen Gründen Wert legte. Man 
hat es also hier nicht mit der vertragsmäßigen Übernahme 
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biBsümmter Verpflichtungen seitens existenter Verkehrsinstitute zu 
tun, sondern mit ad hoc geschaffenen Rechtssubjekten, deren 
Rechte und Pflichten nicht in den mit der Regierung abgeschlos- 
senen Verträgen, sondern in den von dieser unter gewissen Be- 
dingungen genehmigten Gesellschaftsstatuten enthalten sind. Es 
ist klar, daß auf diese Weise das Rechtsverhältnis zwischen 
Schiffahrtsgesellschaft und Staat eine namhafte Verschiebung zu- 
gunsten des letzteren erfuhr^ daß die Abhängigkeit der Gesell- 
schaften vom Staate eine viel größere und durchgreifendere ist, 
was auch aus den Statuten deutlich hervorgeht. Der russische 
Staat ist auch der einzige, welcher den Versuch gewagt hat, 
Schiffahrtslinien in eigene Verwaltung zu übernehmen. Auf Grund 
eines am 10. Juni 1903 sanktionierten Beschlusses des Reichs- 
rates wurde das Eigentum der in Liquidation tretenden „Schwarze 
Meer-Donaudampfschiffahrt" vom Staate erworben und die „Rus- 
sische Donaudampfschiffahrt" in staatlicher Verwaltung geschaffen. 
Über die mit diesem bisher einzig dastehenden Versuche gemachten 
Erfahrungen und erzielten Erfolge ist des zu kurzen Zeitraumes 
wegen noch nichts bekannt und daher ein Urteil nicht möglich. 
Eine Erweiterung ihres Wirkungskreises über ihre eigentlichen 
Zwecke hinaus wurde den russischen Seeschiffahrtsgesellschaften 
durch die Ermächtigung eingeräumt, zur Beförderung übernommene 
Frachtgüter als Kommissionär zu veräußern, sie bis zu 60% des 
Warenwertes zu belehnen und überhaupt Kommissions- und Vor- 
schußgeschäfte im Getreideexporthandel zu betreiben. Durch diese 
eigentümliche Ausdehnung der Befugnisse der Seeverkehrsinstitute 
sollten der agrarischen Ausfuhr belebende Impulse und neuer Auf- 
schwung gegeben werden. Diese weitgehende, teils fördernde, teils 
hemmende Einwirkung des Staates erstreckt sich auf die „Rus- 
sische Gesellschaft für Dampfschiffahrt und Handel", welche Ver- 
kehrslinien im Mittelländischen und Schwarzen Meere unterhält, 
die „Archangelsk-Murman-Dampfschiffahrtsgesellschaft" mit Linien 
im Weißen Meere und Eismeere, die Gesellschaft „Kaukasus" und 
„Merkur" für den Verkehr auf dem Kaspischen Meere und der 
Wolga und endlich die „Freiwillige Flotte", deren Statut am 
4. Februar 1902 genehmigt wurde. Sowohl die Statuten dieser 
„Freiwilligen Flotte", als auch die der „Seeschiffahrtsgesellschaft 
der ostchinesischen Eisenbahn", die beide zum großen Teil den 
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Verkehr mit Port Arthur, Dalni und der KwantunghaJbinsel, sowie 
Sachalin zum Zwecke hatten, werden durch den infolge des Krieges 
eingetretenen Umschwung in der russischen Machtstellung im 
äußersten Osten wesentliche Veränderungen und Beschränkungen 
erfahren müssen. Auf welchen Linien sich die künftige Schiffahrts- 
politik des Zarenreiches bewegen wird, läßt sich im gegenwärtigen 
Augenblicke noch nicht voraussehen. Die Voraussetzung allen Neu- 
schaffens ist jedenfalls, daß der von den heftigsten Katastrophen 
schwer erschütterte Organismus des russischen Riesenreiches zur 
Ruhe komme; dann erst wird sich zeigen, in welchen Bahnen das 
neue Ringen der jetzt gebundenen Kräfte sich bewegen wird. 

Die regelmäßigen Schiffahrtsverbindungen Spaniens werden 
mir von der „Compania Transatlantica de Barcelona" auf Grund 
des mit der Regierung am 17. November 1896 abgeschlossenen 
Vertrages bewerkstelligt und erstrecken sich nach Mexiko, den 
Antillen und Philippinen, Brasilien, Argentinien und Marokko. Der 
unglückliche Ausgang des Krieges mit den Vereinigten Staaten 
und der damit verbundene Verlust der spanischen Kolonien machte 
eine teilweise Änderung des staatlich subventionierten Schiffahrts- 
dienstes notwendig, die mit königlicher Verordnung vom 6. August 
1899 erfolgte. Die Subvention wurde für die folgenden Jahre um 
je 500.000 Pesetas gekürzt, für das Jahr 1899 selbst aber um 
740.782 Pesetas; die ganze Reduktion für die übrigen Vertrags- 
jahre wurde von der für das Jahr 1899 entfallenden Subvention 
in Abzug gebracht, so daß für dieses Jahr die Subvention nur 
4,204.440 Pesetas betrug. Von den Vertragsbestimmungen ist nur 
die in Alinea 2 des Artikels 50 den Agenten der Gesellschaft im 
Interesse des Handels auferlegte Verpflichtung bemerkenswert: 
diese müssen nämlich mit den von der Regierung gelieferten 
Mustern der Produkte Spaniens versehen sein und Aufzeichnungen 
über die Preise derselben besitzen. 

Wenn auch mit Rücksicht auf die geringe Ausdehnung seiner 
Küste und die bescheidene Stellung seiher Handelsflotte nach 
Schiffszahl und Tonnengehalt Österreich-Ungarn nicht zu den 
im Schiffahrtswesen führenden Staaten gezählt werden kann, so 
hat es doch die Wichtigkeit einer weitausgreifenden Schiffahrts- 
politik nie verkannt und durch intensive Ausgestaltung seines 
Seeverkehres das zu ersetzen gesucht, was seiner Handelsmarine 
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an Extensität gebricht. Der internationale Handel ist die Lebens* 
ader der modernen Wirtschaftsgebilde geworden, in seinem Wachsen 
oder Stocken spiegelt sich der wirtschaftliche Auf- und Nieder- 
gang der neuzeitlichen Industriestaaten und die wichtigste Lebens- 
bedingung für ihn ist die Handelsmarine, und zwar die nationale 
Handelsmarine, denn nur bei ihr kann auf ein regelmäßiges Funk- 
tionieren mit Sicherheit gerechnet werden. Aber auch die politische 
Wichtigkeit erheischt weitausschauende Vorkehrungen; der mari- 
time Verkehrsapparat eines Staates entscheidet über seine wirt- 
schaftliche Kraft und Macht, er verleiht ihm Ansehen und Stellung 
im Kampfe um die wirtschaftliche Machtentfaltung. Gerade das 
politische Moment spielt eine wichtige Rolle für den österreichi- 
schen Seeverkehr, und es kann nicht oft und eindringlich genug 
darauf verwiesen werden, daß Österreichs Stellung in der Adria 
nur durch die Sicherung der handelsmaritimen Überlegenheit in 
diesem Meere erhalten und gefestigt werden kann. Bis zum Jähre 
1891 ist die Schiffahrtspolitik Österreichs und Ungarns eine ge- 
meinsame. Erst seit das Verlangen nach dem Ausbau des ungari- 
schen Nationalstaates ein so ungestümes geworden war, daß bei 
jedem Anprall ein neues Stück der Reichseinheit abbröckelte^ 
wurde auch das Seeschiffahrtswesen getrennt, d. h, wenigstens in 
dem Sinne getrennt, daß Ungarn keinen Beitrag mehr zu den 
„Lloyd"-Subventionen zahlte, während es sich die kommerziellen 
Dienste der österreichischen Gesellschaft auch weiterhin zu sichern 
wußte. Im Jahre 1836 wurde die Dampf Schiffahrtsgesellschaft des 
„Österreichischen Lloyd" gegründet und trat schon im nächsten 
Jahre (13. Juni 1837) in ein Vertragsverhältnis zur Regierung, 
welches sich freilich zunächst nur auf die Postbeförderung bezog. 
Die eigentliche Subventionierung des Österreichischen Lloyd be- 
gann mit dem Vertrage vom 10. (18.) August 1855, hat also- auch 
schon ein halbes Jahrhundert ununterbrochen — wenn auch in 
mannigfach veränderter Form — aufrecht erhaltener Geltung hinter 
sich. Von 1872 bis 1891 war das Unternehmen ein gemeinsames 
und führte auch die Bezeichnung Österr.-Ungarischer Lloyd. Seit 
dem Vertrage vom 12. August 1891 (Gesetz vom 25. Juli 1891, 
R. G. Bl. Nr. 106) ist aber die Schiffahrtsgesellschaft wieder eine 
rein österreichische geworden. Nach dem Lloydvertrage von 1891 
und seinen protokollarischen Ergänzungen besorgte der Lloyd den 
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Dienst nach Dalmatien, Ägypten und der Levante, sowie den ost- 
asiatischen und ostaMkanischen Dienst und außerdem in Gemein- 
schaft mit der ungarischen „Adria" eine Linie nach Brasilien mit 
Je acht jährlichen Reisen, hei welcher in letzter Zeit einzelne 
Fahrten bis zu den Häfen am La Plata ausgedehnt wurden. Die 
Subvention, welche der Österreichische Lloyd genoß, setzte sich 
zusammen aus den Meilengeldern, der Vergütung der Suezkanal- 
Passagegebühren und der Subvention für den nicht auf Grund des 
Vertrages ausgeführten, sondern protokollmäßig vereinbarten ost- 
afrikanischen Dienst. Als. die Frage der Erneuerung, beziehungs- 
weise Neugestaltung des Lloydvertrages in den Vordergrund trat, 
galt es vor allem die Grundlagen festzustellen, auf welchen der 
neue Vertrag fußen sollte. Die Erfahrungen, welche die Vergangen- 
heit an die Hand gab, ließen große Vorsicht in der Formulierung 
der neuen Bedingungen, sowie eine straffere und energische 
Wahrung der staatlichen Interessen geboten erscheinen. Es wurde 
sogar das ernste Verlangen laut, die künftige SchifTahrtspolitik 
Österreich gar nicht mehr auf den Lloyd zu basieren, sondern 
eine neue Schiffahrtsgesellschaft zu diesem Zwecke ins Leben zu 
rufen. Gegen ein so radikales Vorgehen sprachen aber einerseits 
die unbestreitbaren Verdienste, welche die Lloyd-Gesellschaft sich 
unter schwierigen Verhältnissen und oft mit empfindlichen Opfern 
um den österreichischen Seehandel erworben hatte, andererseits 
die Erwägung, daß eine neue Gesellschaft doch nur dort an- 
knüpfen könnte, wo der Lloyd aufgehört hätte, während ihr die 
langjährigen wertvollen Verbindungen zu den überseeischen Absatz- 
gebieten, über welche der Lloyd verfügte, fehlen würden. Sprachen 
also entscheidende Rücksichten dafür, den Lloyd nicht fallen zu 
lassen, so mußten hingegen die sichersten Bürgschaften gefordert 
werden, um die ruhige Fortentwicklung auf gesunder Basis un- 
zweifelhaft zu gewährleisten. Zunächst mußte zu diesem Zwecke 
die Gesundung der unerquicklichen finanziellen Lage der Unter- 
nehmung durchgeführt werden, welche durch Bereinigung der in 
einzelnen Punkten anfechtbaren Bilanz und durch ausreichende 
Kapitalsreduktion im Wege der Abstempelung der alten Aktien 
und sodann Kapitalserhöhung durch Neuemission von Aktien zu 
erzielen war. Das Aktienkapital des Österreichischen Lloyd betrug 
25,200.000 K (= 12,000.000 fl. K.-M.), zerlegt in 24.000 Aktien 
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im Nominalwerte von 1050 K (= 500 fl. K.-M.). Die Aktien wurde» 
auf den Nominalbetrag von 600 K abgestempelt, mithin das Aktien* 
kapital auf den Betrag von 14,400.000 K reduziert. Hierauf wurde 
eine Neuemission von 36.000 Aktien ä 400 K vorgenommen, wo-^ 
durch das GeseUschaftskapital verdoppelt, d. h. auf 28,800.000 K 
erhöht wurde. Dadurch wird dem Lloyd neues Kapital zugeführt, 
welches ihn in die Lage versetzt, den Regenerationsprozeß durch- 
zuführen und vor allem die gesellschaftliche Flotte den Anforde- 
rungen der Zeit entsprechend zu verjüngen und zu vergrößern. 
Was das Fahrtennetz des Österreichischen Lloyd auf Grund des 
neuen, mit Gesetz vom 23. Februar 1907, R. G. Bl. Nr. 42, ge- 
nehmigten Verträges anbelangt, ist als dessen hervorstechendster 
Punkt die Einschränkung des vertragsmäßigen Lloyddienstes auf 
die Linien nach der Levante, nach Indien und Ostasien zu ver- 
zeichnen. Über die Abtrennung des dalmatinischen Schiffahrts- 
dienstes wird an späterer Stelle zu sprechen sein, der Brasildienst 
soll einer neu zu gründenden Gesellschaft übertragen werden und 
wird einstweilen für das Jahr 1907 und eventuell 1908 mit 9 biff 
12 Fahrten vom Lloyd bei einer Maximalleistnng von 161.148 See- 
meilen gegen eine Vergütung von jährlich 644.592 K besorgt. 
Die Verbindung nach Ostafrika ist vorläufig aufgelassen worden. 
Die Geschwindigkeiten der einzelnen Linien erfuhren zwar eine 
Erhöhung, doch stehen auch die verbesserten Minimalgeschwindig- 
keiten nicht ganz auf der Höhe der Zeit. Dies gilt vor allem von 
der Eillinie nach Alexandrien, weil der Österreichische Lloyd Gefahr 
läuft, infolge der Konkurrenz der deutschen Linien, die teils von 
Neapel aus, teils durch Vertrag mit der rumänischen Regierung 
den Passagierverkehr von dem österreichischen Hafen abzulenken 
bemüht sind, seine dominierende Stellung im Verkehre nach Ägypten 
einzubüßen. Auch sonst tritt in den Relationen im Osten des 
Mittelmeeres die vor nicht zu langer Zeit noch kaum fühlbare 
Konkurrenz mit immer steigender Sicherheit auf und bemüht sich 
nicht ohne Erfolg, die österreichische Schiffahrtsgesellschaft aus 
diesem ältesten und eigentlichsten Wirkungsgebiete zu verdrängen. 
Überall werden freiwillige Mehrleistungen des Österreichischen 
Lloyd einsetzen müssen, um sich auf die Dauer mit Erfolg zu 
behaupten und die zum Teil verlorene Stellung wieder zu ge- 
winnen. Als Vergütung für die vertragsmäßigen Leistungen erhält 
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der Lloyd außer dem Ersätze der Saezkanalgebühren Meilengelder, 
welche den jährlichen Hochstbetrag von 7,234.412 K nicht über- 
steigen dürfen. In dem neuen Vertrage ist femer der Wahrung 
des staatlichen Aufsichtsrechtes größerer Nachdruck verliehen. 
Bei der parlamentarischen Verhandlung wurde auch der neue 
Vertrag als indirekte Verstaatlichung bezeichnet, und auch seitens 
der Regierung wurde betont, daß es sich bei der gegenwärtigen 
Ausgestaltung des Vertrages „nicht mehr um einen Privatbetrieb 
im eigentlichen Sinne des Wortes, sondern um eine delegierte Ver- 
waltung handelt".^) Von besonderem Interesse für den österreichi- 
schen Handel sind die Artikel 6 und 7 des Vertrages, welche dem 
Lloyd die Bevorzugung der einheimischen Produktion zur Pflicht 
machen, sei es bei der Beschaffung von Material zum Bau und 
zur Reparatur von Schiffen, sei es beim Bezüge der Ausrüstungs- 
gegenstände und des Bedarfes der Schiffe. Der Lloyd darf entgegen 
dem Interesse des Triester Verkehres weder Laderaum freihalten, 
noch für konkurrierende Häfen günstigere Frachtbedingungen ge- 
währen oder den nationalen Handel gegenüber dem Transithandel 
höher tarifieren. Der Lloyd übernimmt desgleichen die Verpflichtung 
kostenfreier Beförderung von Mustersendungen österreichischer Er- 
zeugnisse im Höchstausmaße von 10 Gewichtstonnen oder 10 m^ 
Rauminhalt pro Schiff und gewährt Handlungsreisenden inländischer 
Firmen eine 25%ige Fahrpreisermäßigung. An letzter Stelle mögen 
noch zwei Vertragsbestimmungen Erwähnung finden, von denen 
die eine für die finanzielle Festigung des Lloyd, die andere in 
sozialpolitischer Hinsicht von Bedeutung ist. Durch Artikel 22 
alinea 2 wird der Gesellschaft die Verpflichtung auferlegt, all- 
jährlich vor Bezahlung einer Dividende 6% <Jös Reinerträgnisses 
in einen ordentlichen Reservefonds zu hinterlegen, welchem auch 
von dem eine 4%ige Dividende übersteigenden Reste des Rein- 
ertrages insolange die Hälfte zugewiesen werden soll, bis der 
Reservefond 10% <^ös Aktienkapitales erreicht. Der Mangel einer 
Kapitalreserve hatte wohl in der finanziellen Notlage des Lloyd 
seine Ursache, bedeutete aber einen ungehörigen und einer großen 
Gesellschaft unwürdigen Zustand. Von sozialpolitischer Bedeutung 
ist Artikel 18, welcher eine jährliche Dotierung des Pensionsfonds 

^) Handelsminister Dr. Fort in der 72. Sitzung des Herrenhauses 
am 28. Januar 1907. 
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mit mindestens 250.000 K vorsieht und den Lloyd verpflichtet^ 
alle Vorbereitungen zu treffen, damit spätestens im Jahre 1910 
eine Einrichtung für die Altersversorgung länger gedienter Mann- 
schaften ins Leben trete. Das Gebiet der sozialen Fürsorge für 
die Seeleute ist eines der dunkelsten und rückständigsten der 
österreichischen Seegesetzgebung, und es ist doppelt erfreulich, 
daß der erste Schritt zu einer Besserung gemacht wird, indem 
man wenigstens den Mannschaften des Österreichischen Lloyd eine 
Altersversorgung zukommen läßt Vielleicht wird das Beispiel des 
Lloyd auch die anderen Gesellschaften zu einer entsprechenden 
Vorsorge veranlassen, vielleicht wird dadurch auch die gesetzliche 
Regelung dieser so wichtigen Frage erleichtert und ihr der Weg 
geebüet Wenn auch der neue Vertrag nicht jene großzügige Neu- 
gestaltung des Verkehres in sich schließt, welche erhofft worden 
war, so gewährleistet er für Handel und Industrie doch bedeutende 
Verbesserungen, sichert wieder auf lange Zeit die Verkehrsgrund- 
lagen, und es kann an die gesetzliche Festlegung des für 15 Jahre 
sichergestellten Lloyddienstes die Hoffnung geknüpft werden, daß 
damit dem österreichischen Handel jene sichere Fortentwicklung 
ermöglicht wird, welche für die gesamten wirtschaftlichen Interessen 
Österreichs von so hervorragender Wichtigkeit ist. Nach Neu- 
anknüpfung der diplomatischen Beziehungen mit der Republik 
Mexiko wurde auch der Versuch einer ständigen Schiffahrtslinie 
nach Zentralamerika und den Antillen mit einer Subvention von 
720.000 K pro Jahr gemacht Obwohl die von der „Vereinigten 
Österreichischen Schiffahrtsgesellschaft" geführte Linie auch seitens 
der mexikanischen Regierung einer Subvention von 8000 Dollars 
pro Fahrt teilhaftig wurde, sind doch ihre kommerziellen Ergebnisse 
so wenig befriedigende gewesen, daß sie wieder aufgelassen wurde. 
Von den Verträgen Ungarns, welche im Wesen dem Lloydvertrage ' 
nachgebildet sind, bezieht sich der Vertrag vom 11. Dezember 1890 
mit der königlich ungarischen Seeschiffahrtsgesellschaft „Adria" 
auf den Verkehr mit Westeuropa und England und die Verträge vom 
27. Januar und 23. Februar 1901 mit der „Ungarisch-Kroatischen 
Seedampfschiffahrtsgesellschaft" auf die Besorgung der Küstenschiff- 
fahrt im Adriatischen Meere; außerdem hält die „Ungarische Levante- 
Seeschiffahrts- Aktiengesellschaft'' den Verkehr zwischen Galatz und 
den levantinischen Häfen aufrecht (Vertrag vom 29. Januar 1898). 
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C. Schlffahrts- und Schiflfsbauprämlen. 

Die vertragsmäßige Schiffahrt ist wohl die hervorragendste, 
aber keineswegs die einzige Repräsentantin des Seeverkehres. Es 
ist klar, daß nicht der ganze Verkehr, der den Weg über die 
Meere nimmt, sich im Rahmen der ständigen Linien abspielen 
kann; das Verkehrsfeld der Schiffahrt ist ein viel zu ausgedehntes, 
die Transportbedürfhisse sind viel zu mannigfaltig und differenziert, 
als daß es möglich wäre, in allen Relationen, fQr welche Waren 
zur Versendung gelangen, einen regelmäßigen Verkehr einzurichten. 
Auch ist in manchen dieser Relationen das Frachtangebot nicht 
groß genug oder auch nicht fortwährend voriianden^ sondern nur 
fallweise wiederkehrend, so daß eine ständige Schiffahrtslinie sich 
nicht mit Aussicht auf Erfolg und Gewinn betätigen könnte. 
Andererseits sind die regelmäßigen Linien oft auch wieder außer- 
stande, die ganze in ihrem Verkehrsgebiet sich vollziehende Waren- 
bewegung abzuwickeln, da sie nur über einen bestimmten Lade- 
raum, der das Maximum ihrer Leistungsfähigkeit darstellt, ver- 
fügen. In allen den erwähnten Fällen ist das Vorhandensein einer 
Handelsflotte außerhalb des regulären Schiffahrtsdienstes nicht nur 
zulässig und wünschenswert, sondern notwendig und von größter 
Wichtigkeit für Handel und Volks¥drtschaft. Die staatliche Schiff- 
fahrtspolitik darf daher nicht dabei stehen bleiben, durch Ver- 
träge und Subventionierung einen präzise funktionierenden Schiff- 
fahrtsdienst in den Hauptrichtungen des Seeverkehres sicher- 
zustellen, sie muß vielmehr — wenngleich in anderer Weise — 
auch dem Bestehen und Gedeihen der Handelsmarine freier Schifif- 
fahrt wohlwollende Förderung angedeihen lassen. 

In jenen Staaten, in welchen das Schiffahrtsleben kräftig 
pulsiert und sich unter günstigen Bedingungen ins Werk setzt, 
* mag eine mittelbare Förderung zu dem angedeuteten Zweck aus- 
reichen; wo es aber der Reederei und dem Kapital an Initiative 
und virtueller Kraft gebricht, muß durch unmittelbares Eingreifen 
der fehlende Impuls gegeben werden. Dies geschieht durch Ge- 
währung von Schiffahrtsprämien, welche dem Anlagekapital eine 
mäßige Verzinsung sicherstellen und dadurch, daß sie die in- 
vestierten Kapitalien vor der Gefahr völliger Ertragslosigkeit von 
vorneherein bewahren, den Anreiz zur Kapitalsanlage in diesem 
Zweig kommerzieller Betätigung zu erhöhen geeignet sind. 



Digitized by CjOOQ IC 



~ 105 - 

Es ist oft die Frage aufgeworfen worden, ob in Staaten mit 
minder entwickelten maritimen Interessen — wie in Österreich — 
die Verwendung großer Summen zur künstlichen Schaffung einer 
Handelsmarine gerechtfertigt sei, für welche die natürlichen Vor- 
bedingungen fehlen oder nur mangelhaft entwickelt sind, und ob 
diese Summen nicht auf andere Weise nutzbringender der Volks- 
wirtschaft zugeführt werden könnten. Bei Beantwortung dieser 
Frage ist vor allem im Auge zu behalten, daß hier nicht allgemein- 
wissenschaftliche oder praktisch-politische Grundsätze allein der 
Beurteilung zugrunde gelegt werden dürfen, sondern daß in erster 
Linie die besonderen Verhältnisse Jedes Staates ausschlaggebend 
sein müssen und nur aus ihnen heraus die Berechtigung oder 
Nichtberechtigung materieller Fürsorge für Zwecke der Seeschiff- 
fahrt, beziehungsweise im engeren Sinne der freien Handelsmarine, 
abgeleitet werden kann. Übrigens sind neben wirtschaftlichen auch 
politische und militärische Faktoren von Einfluß auf die Stellung- 
nahme des Staates zu diesen Problemen. Wenn Österreich auch 
gewiß im großen und ganzen ein Binnenstaat ist und seine Stellung 
als Seemacht der geringen Ausdehnung seiner Küste, sowie der 
ungünstigen BodenbeschafTenheit und kulturellen Rückständigkeit 
in den Küstenprovinzen und des Mangels kolonialer Interessen 
wegen nur eine beschränkte sein kann, hat es doch allen Grund, 
seine maritime Entwicklung mit allen Kräften zu fordern. Aus 
der Bevölkerung seines Küstengebietes, welche seit Jahrhunderten 
ihren Haupterwerb zur See zu suchen gezwungen war, gehen See- 
leute von anerkannter Tüchtigkeit hervor, welche auch der Kriegs- 
marine ein brauchbares und verläßliches Mannschaftsmaterial 
liefern. Diese Seeleute können aber nur dann ihrem Berufe nach- 
gehen, wenn ihnen eine nationale Handelsflotte Gelegenheit zum 
Broterwerb bietet; ist dies nicht oder nicht in genügendem Maße 
der Fall, dann wird diese Bevölkerung gezwungen, die Heimat, 
die ihr keine Möglichkeit anderer Verwertung der Arbeitskraft 
bietet, zu verlassen, wie es ja leider auch tatsächlich geschieht. 
Dadurch wird sowohl die Ergänzung der Kriegsmarine gefährdet 
als auch der Staat, den Auswanderungen in großem Maße immer 
vor bedenkliche Eventualitäten stellen, geschädigt. Schon die 
militärischen und bevölkerungspolitischen Gesichtspunkte erweisen 
die Wichtigkeit der Schaffung und Erhaltung einer Handelsmarine 
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für Österreich. In noch höherem Maße aher lassen es wirtschafts- 
politische Erwäg^ungen als ein Gebot der Selbsterhaltung erscheinen, 
die nationale Volkswirtschaft nicht in Abhängigkeit von ausländi- 
schen Verkehrsunternehmungen geraten zu lassen, welche weder 
die erforderliche Stabilität der Verfrachtungsgelegenheiten gewähr- 
leisten, noch jenes Interesse und Verständnis für die Bedürfnisse 
des nationalen Handels erwarten lassen, das bei einer heimischen 
Verkehrsgesellschaft als selbstverständlich und natürlich gegeben 
betrachtet werden kann. Wenn demnach die Existenz nationaler 
Handelsschiffahrtsuntemehmungen für notwendig gehalten wird, 
Industrie und Handel das Verkehrsleben aber nicht genügend 
befruchten, um ein wenigstens bescheidenes Prosperieren desselben 
zu ermöglichen, bleibt dem Staate nichts anderes übrig, als den 
Reedereien die Differenz zwischen dem zur Verzinsung notwendigen 
Minimalerträgnis und den wirklichen Frachteinnahmen durch Sub- 
ventionierung zuzuwenden, i) 

Es sind also zwei verschiedene Momente, welche die Unter- 
stützung der Handelsmarine bedingen: das Streben, die Kapitals- 
anlage im SchifTahrtsbetriebe zu erleichtem, und die Notwendigkeit, 
das Gleichgewicht zwischen den Betriebsspesen und Frachteinnahmen 
in einerWeise herzustellen, welche einen normalen Kapitalszins sicher- 
stellt. Diesen zweifachen Gesichtspunkten hat das österreichische 
Gesetz vom 27. Dezember 1893, R. G. Bl. Nr. 189,2) durch welches 
zum ersten Male der Weg der Subventionierung der Handelsmarine 
freier Schiffahrt betreten wurde, Rechnung getragen, indem es zwei 
Arten von Unterstützungen vorsieht, welche kumulativ gebühren, 
nämlich Betriebs- und Reisezuschüsse. Die Betriebszuschüsse ent- 
sprechen dem Gedanken der Beitragsleistung zu den Anschaffungs- 
kosten, was der entsprechende Ausdruck des französischen Ge- 
setzes „Compensation d'armement" (Ausrüstungsentschädigung) und 
der des ungarischen Gesetzes „Unterstützung für Investitionen" 
noch deutlicher und klarer hervorhebt. Der Reisezuschuß soll die 
durch die internationale Konkurrenz herabgedrückten Frachtraten 



1) Vgl. hierzu auch Leopold Freih. von Ghlumeck^, Die öster- 
reichische Handelsmarine. Wien 1902. 

») Vgl. meinen Aufsatz über „Die Reform des österreichischen 
Marine-Ünterstützungsgesetzes" im österr. Verwaltungsarchiv. Jahrgang 
1905/1906, Heft 9 und 10. 
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auf jene Höhe bringen, wo eine aktive Betriebsgebarung ermög- 
licht ist. Das erwähnte österreichische Gesetz war ursprünglich 
für die Dauer eines Dezenniums geschaffen worden, wurde jedoch 
für die nächstfolgenden Jahre durch kaiserliche Verordnungen und 
zuletzt mit den Gesetzen vom 21. Dezember 1905, R. G. Bl. Nr. 201, 
und 28. Dezember 1906, R. G. Bl. Nr. 258, verlängert. 

Die unzweifelhafte Folge dieses ersten Prämiengesetzes war 
eine Vermehrung der Handelsflotte freier Fahrt, vor allem ein 
namhaftes Anwachsen ihres Tonnengehaltes (136 Schiffe mit 67.015 
Tonnen im Jahre 1894 gegen 108 Schiffe mit 161.229 Tonnen im 
Jahre 1905). Dieser Aufschwung konnte jedoch nur dann Aussicht 
auf dauernden Bestand bieten, wenn mit ihm eine erhöhte Reg- 
samkeit der Industrietätigkeit und des überseeischen Handels 
stattfand; gerade in dieser Hinsicht ist aber der Erfolg hinter 
den Erwartungen zurückgeblieben. Vorerst gilt der Erfahrungssatz, 
daß überall dort, wo die Gelegenheit zum Verkehre geschaffen 
wird, dieser sich — wenn auch langsam — von selbst entwickelt, 
hauptsächlich nur für den ständigen Linienverkehr, nicht aber in 
gleichem Umfange für eine Vermehrung freier Verkehrsmittel. 
Wenn z. B. das Straßenbahnnetz einer Stallt durch Eröffnung 
neuer Linien ausgedehnt und verdichtet wird, ist mit Recht eine 
von selbst sich einstellende Verkehrssteigerung und Frequenz- 
erhöhung zu erwarten. Würde aber statt dessen eine Vermehrung 
der Mietfuhrwerke durch Errichtung neuer Standplätze oder Zu- 
weisung einer größeren Anzahl von Fuhrwerken an die einzelnen 
Standplätze eintreten, so wird die Verkehrszunahme entweder ganz 
ausbleiben oder doch weit geringfügiger sein. Was das angeführte 
Beispiel in kleinem Rahmen darlegt, gilt im vergrößerten Maß- 
stabe auch für das Gebiet des Seeverkehres. Das Anwachsen der 
Handelsflotte kann nur dann die erhoffte Intensitätszunahme der 
Ein- und Ausfuhr und eine wechselseitige Befruchtung und Förde- 
rung von Schiffahrt und Handel im Gefolge haben, wenn ein einiges 
Zusammenwirken und Ineinandergreifen beider Faktoren statt- 
findet, welches jedem derselben eine rasche und rationelle Aus- 
nützung günstiger Konjunkturen ermöglicht. Dieser notwendige 
Kontakt zwischen den Reederkreisen und der Handelswelt des 
Binnenlandes fehlt aber in Österreich größtenteils; inwieweit die 
Tatsache, daß in der österreichischen Handelsmarine das italienische 
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Element ausschließlich vorherrscht, welches dem Einnenlande durch 
seine Sprache fremd ist und teilweise als von zentrifugalen Be- 
strebungen erfüllt gilt; die Mitschuld an diesem Zustande trägt, 
ist hier nicht näher zu erörtern. An die Stelle des abgelaufenen 
Gesetzes vom Jahre 1893 trat das Gesetz vom 23. Februar 1907, 
R. G. Bl. Nr. 44, welches die Teilung der Schiffahrtsprämien in 
Betriebs- und Reisezuschüsse beibehält, den Betriebszuschuß jedoch 
auf nicht mehr als zwei Jahre alte Schiffe von mindestens 400 
Bruttotonnen Raumgehalt und 10 Seemeilen Geschwindigkeit be- 
schränkt und das Erfordernis des einmaligen Anlaufens eines 
österreichischen Hafens im Jahre aufstellt. Der Reisezuschuß 
kann bei Anschlußlinien auch für Fahrten zwischen ausländischen 
Häfen und ausnahmsweise sogar für Reisen der kleinen Küsten- 
fahrt gewährt werden; gewisse Waren und gewisse Relationen 
können jedoch von dem Rechte auf den Reisezuschuß ganz aus- 
geschlossen oder in seinem Genüsse beschränkt werden. Eine 
wichtige Neuerung liegt in der Kontingentierung des jährlich zum 
Genüsse des Betriebszuschusses zuzulassenden Tonnengehaltes 
(18.000 Tonnen) und des für Subventionszwecke ohne Bauprämien 
jährlich verfügbaren Betrages mit 4,200.000 K pro 1907 und 
langsamem Ansteigen bis auf 5,600.000 K vom Jahre 1912 an. 
Von sämtlichen Subventionsbeträgen erfolgt ein 5%iger Abzug 
zugunsten des Marine-Unterstützungsfonds. 

In Ungarn war gleichfalls im Jahre 1893 mit dem XXIL 
Gesetzesartikel die Subventionierung der freien Handelsmarine be- 
gonnen worden; das ungarische Gesetz weist dem österreichischen 
gegenüber keine wesentlichen Verschiedenheiten auf, nur war in 
Ungarn der Höchstbetrag der für Schiffahrtsprämien jährlich zu 
verausgabenden Gelder mit 200.000 K limitiert worden, einem 
Betrag, der schon im Jahre 1901 nicht mehr ausreichte und dessen 
Geringfügigkeit erhellt, wenn man dagegen hält, daß in Österreich 
in den letzten Jahren durchschnittlich etwa 3,500.000 K verwendet 
wurden. Der im Jahre 1901 dem Abgeordnetenhause vorgelegte 
Regierungsentwurf eines Gesetzes über die staatliche Unterstützung 
und Begünstigung der die freie Seeschiffahrt betreibenden ungari- 
schen Handelsschiffe hatte im § 6 diese Summe auf 500.000 K 
erhöht, während die auch nicht Gesetz gewordene Regierungs- 
vorlage von 1902 (§ 14) von einer allgemeinen, für eine längere 
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Periode geltenden Limitierung absah und die Feststellung des in 
jedem Jahre zu verwendenden Betrages dem Staatsvoranschlage 
vorbehielt; nur die Subventionen für Anschaffung von Schiffen 
{Betriebszuschüsse) sollten keinesfalls mehr als 350.000 K in An- 
spruch nehmen. Der auch in dem neuen österreichischen Gesetze 
zum Durchbruch gelangte Gedanke, die zu Subventionszwecken zu 
verausgabenden Beträge nach oben zu begrenzen, ist ganz richtig 
und zweckmäßig, sofeme natürlich diese Grenze nicht so niedrig 
gesteckt ist, daß der gewollte Erfolg der Prämien dadurch wieder 
in Frage gestellt wird. Sonst ist aber die Festsetzung einer Maxi- 
malsumme ganz dienlich, weü sie den beabsichtigten Aufschwung 
in ruhige Bahnen lenkt und ein überhastetes, ungesundes Empor- 
schnellen verhindert, welchem der unvermeidliche Rückschlag um 
so empfindlicher folgen müßte. Mit Ende des Jahres 1906 wurde 
vom ungarischen Parlament ein neues Subventionsgesetz angenom- 
men, welches in seinem Charakter die größte Ähnlichkeit mit dem 
neuen österreichischen Gesetze aufweist Die Anschaffungsprämie 
kann nur solchen noch nicht sechs Jahre alten Schiffen von min- 
destens 10 Knoten Geschwindigkeit zuerkannt werden, bei denen 
wenigstens ein Drittel des Nettotonnengehaltes für den Waren- 
transport eingerichtet ist. Für Schiffe von 1500 Bruttotonnen auf- 
wärts wird bei Geschwindigkeiten von zwölf und mehr Seemeilen 
eine besondere Geschwindigkeitsprämie gewährt. Das Anlaufen 
eines inländischen Hafens jährlich ist auch vom ungarischen Ge- 
setze erfordert. Importreisen, deren Ladung der inländischen Pro- 
duktion Konkurrenz macht, werden von der Fahrtprämie aus- 
geschlossen. Die gesamten Prämien — einschließlich der Bauprämien 
— sind für die ersten fünf Jahre mit 1,500.000 K kontingentiert, 
in der Folge soll das Kontingent im Wege der Gesetzgebung fest- 
gestellt werden. 

Wechselreicher ist die Geschichte der Marinesubventionen in 
Frankreich, wo seit 1881 Schiffahrtsprämien bestehen, die den 
Staatsschatz in ungleich höherem Maße belasten, als dies in Öster- 
reich der Fall ist Artikel 9 des Gesetzes vom 29. Januar 1881 
•bezeichnet die Schiffahrtsprämien als „Entschädigung für die der 
Handelsmarine aus der Rekrutierung und Dienstleistung bei der 
Kriegsmarine erwachsenden Lasten", und diese wohl niemals ge- 
glaubte und zur Verhüllung der wahren Motive schlecht geeignete 
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Begründung ging auch in die späteren Gesetze über (Artikel 5 
des Gesetzes vom 30. Januar 1893 und Artikel 9 des Gesetzes 
vom 7. April 1902). Während aber zuerst nur den Schiffen langer 
Fahrt Prämien zuerkannt wurden, wird seit 1893 auch die inter- 
nationale Küstenschiffahrt zu ihrem Bezüge zugelassen, erhält je- 
doch nur zwei Drittel der Prämie. Das Gesetz von 1881 reduzierte 
ferner für Schiffe ausländischer Konstruktion die gebührende Prä- 
mie auf die Hälfte; das Gesetz von 1893 geht in dieser Unter- 
scheidung noch weiter, indem es (Artikel 6) verkündet: „Die 
Prämie für im Auslande gebaute Schiffe ist und bleibt aufgehoben". 
Einen ganz anderen Standpunkt nimmt das nach vielen Abände- 
rungen an dem ursprünglichen Entwürfe zustande gekommene Gesetz 
von 1902 ein; es spricht jedem Dampfer ausländischer Konstruktion 
aus Eisen oder Stahl eine „Ausrüstungsentschädigung" nach Maß- 
gabe des Tonnengehaltes und der jährlichen Ausrüstungstage zu^ 
beschränkt sie aber auf höchstens 300 Ausrüstungstage im Jahre. 
Seeschiffe inländischer Konstruktion erhalten dagegen die — nach 
dem Tonnengehalte und den zurückgelegten Seemeilen bemessene 
— „Schififahrtsprämie"; außerdem haben im Inlande gebaute 
Dampfer das Recht,! für jede Fahrt zwischen der einen oder an- 
deren Subvention zu optieren. Wichtig ist auch der Unterschied, 
daß nur den im Auslande gebauten Dampfern die Subvention 
gebührt, während sie alle Seeschiffe französischer Konstruktion 
erhalten, also auch Segler. Die verschiedenartige Behandlung der 
Segelschiffahrt in den einzelnen Perioden ist überhaupt charakte- 
ristisch für die französische Marinesubvention. In der ersten Periode 
(1881 bis 1893) wurden Segel- und Dampfschiffe gleich behandelt, 
in der zweiten (1893 bis 1902^, welche — vorzugsweise aus Grün- 
den politischer Natur — der Segelschiffahrt besonders günstig war, 
erhielten Segler eine höhere Prämie (1 Franc 70 Centimes pro 
Bruttotonne und 1000 Seemeilen) als Dampfer (1 Franc 10 Cen- 
times pro Bruttotonne und 1000 Seemeilen); seit 1902 ist wohl 
der Prämiensatz für beide Kategorien gleich, die jährliche Ab- 
nahme jedoch bei Segelschiffen geringer als bei Dampfern. Eine 
Limitierung der jährlichen Subventiönssumme im Sinne der öster- 
reichischen und ungarischen Vorschrift kannte die französische 
Vorschrift nicht, aber sie bestimmte ein Maximum des zum Ge- 
nüsse der Subventionen zugelassenen Tonnengehaltes, der auf 
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500.000 Bruttotonnen bei Dampfschiffen und 100.000 Bruttotonnen 
bei Seglern festgesetzt wurde. Gegenwärtig gilt das Gesetz vom 
19. April 1906, welches an Stelle der Gesamtkontingentierung ein 
Jahreskontingent von 60.000 Tonnen für Dampfer und 15.000 
Tonnen für Segler setzt. Die Fahrtprämien wurden abgeschafft 
und damit ist den sogenannten „Tramps" oder „Prämienfahrem'' 
die Existenzmöglichkeit entzogen worden. Die neueste Marine-Sub- 
ventionierung Frankreichs kennt neben den später zu besprechenden 
Bauprämien nur noch die „Compensation d'armement", welche bei 
einer Ladung von mindestens einem Drittel des Tonnengehaltes 
auf wenigstens einem Dritteile des Gesamtmeilendurchlaufes ge- 
währt wird. 

Eine wichtige SteUe nehmen die Prämien der freien Handels- 
marine auch im Schiffahrtsleben Italiens ein. Das Gesetz vom 
6. Dezember 1885 bedeutet den Beginn der Subventionsära in 
Italien, welche durch das Gesetz vom 23. Juli 1896, Nr. 318, 
weiter ausgebaut wurde. Die italienischen Gesetzesbestimmungen 
sind in mancher Hinsicht weiter gefaßt; so sind in Italien alle 
Fahrtenkategorien subventionsberechtigt, auch die unter den Be- 
griff der kleinen Küstenschiffahrt gehören, sowie auch Fahrten 
zwischen fremden Häfen, die sich also zur Gänze im Auslande 
vollziehen. Das österreichische Gesetz dagegen verlangt, daß die 
Fahrt im Interesse des heimischen Handels unternommen werden 
müsse, d. h. in einem österreichischen Hafen beginne oder endige. 
Es mag sein, daß bei dieser weitherzigen Subventionszuerkennung 
die Hoffnung mitgespielt hat, die italienische Handelsmarine werde 
auch die Kabotage und Staffelfahrt an der Ostküste der Adria 
an sich ziehen, was ihr aber vorläufig doch noch nicht gelungen 
ist. Der Erfolg der Subventionsgesetze war ein bedeutender, allzu 
bedeutend aber auch die Inanspruchnahme des Staatssäckels; mit 
königlichem Dekrete vom 16. November 1900 ward denn auch 
das System teilweise geändert. Die Prämie von 80 Centesimi pro 
Bruttotonne und. 1000 Seemeilen wurde auf 40 Centesimi für 
Dampfer und 20 Centesimi für Segler herabgesetzt, dafür aber 
allerdings die sukzessive jährliche Verminderung der Prämien- 
sätze aufgehoben. Desgleichen sollte für Dampfer mit einer Schnel- 
ligkeit von weniger als 12 Seemeilen die zu prämiierende jährliche 
Meilenzahl 32.000 Seemeilen, für Dampfschiffe mit Geschwindig- 
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keilen von 12 bis 15 Knoten 40.000 jährliche Meilen, für Segler 
aber jährlich 10.000 Meilen nicht übersteigen, auch wurde der 
Gesamtbetrag — einschließlich der Bauprämien — mit höchstens 
10,000.000 Lire jährlich begrenzt. Noch weiter in der Herab- 
setzung der Gesamtsumme ging das Gesetz vom 16. Mai 1901, 
welches ein Maximum von 8,000.000 im Jahre festsetzte und 
die Prämiensätze pro 1000 Bruttotonnenmeilen für Dampfschiffe 
mit 45 Centesimi bis zum 15. Jahre ihres Bestehens, für Segler 
mit 20 Centesimi bis zum 21. Jahre ihres Bestandes bemaß. 
Schiffen ausländischer Konstruktion wird eine Schiffahrtsprämie 
nicht zuerkannt. Mit Gesetz vom 28. Juni 1906 wurde der so ab- 
geänderte gesetzliche Zustand bis zum 30. Juli 1908 verlängert. 

Wenn auch die Folge der Subventionsgesetzgebung ein mäch- 
tiges Anwachsen der italienischen Handelsflotte war, ist doch 
dieser Zuwachs selbst nach Ansicht des italienischen Parlamentes^) 
nicht im Einklänge mit den vom Staate aufgewendeten Mitteln. 
In einem Berichte der parlamentarischen Kommission von 1900 
heißt es: „Nur von dem Gedeihen der freien Schiffahrt, die nicht 
obligaten und passiven Linien unterworfen und nicht aufgehalten 
ist in ihrer Fortschrittsbewegung durch Hindemisse und Subsidien 
des Staates, sondern die stets nach den besten kommerziellen 
Konjunkturen sucht, können wir hoffen, eines Tages so weit zu 
kommen, daß wir auf dem unbeschränkten Ozean den Platz ein- 
nehmen, der uns gebührt". Es scheint sich also ein Umschwung in 
der öffentlichen Meinung Italiens über den Wert der Schiffahrts- 
prämien vorzubereiten; eine Abkehr vom Subventionsprinzipe ist 
aber bei einer künftigen gesetzlichen Neuregelung der Verhältnisse 
der Handelsmarine trotzdem nicht zu erwarten, denn so lange 
Frankreich und auch Österreich ihre freie Handelsmarine durch 
Schiffahrtsprämien direkt unterstützen, wird wohl auch Italien 
kaum den Mut und die Kraft finden^ seine Schiffahrtspolitik in 
ein neues Fahrwasser zu lenken. 

Ein Subventionsgesetz im Sinne der bisher besprochenen 
europäischen Gesetze besitzt nur noch Japan (Gesetz Nr. 15 vom 
23. März 1896). Die japanischen Prämien verfolgen den Zweck, 
auch die freie Handelsmarine mit einem möglichst modernen und 

1) Vgl. Dr. J. F. von Inama, Die Schiffahrtssubventionen in Italien. 
In der Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik und Verwaltung. Bd. XIV. 
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leistungsfähigen Schiffspark auszustatten. Darum sind alle Segel- 
schiffe und Dampfer von weniger als 1000 Tonnen Bruttogehalt 
und 10 Seemeilen Geschwindigkeit von jeder Begünstigung aus- 
geschlossen. Die normalen Prämiensätze werden för je 500 Brutto- 
tonnen Mehrgehalt um 10% ^^^ ^r Jede Seemeile größerer Fahr- 
geschwindigkeit um 20% erhöht bis zum Maximum von 6000 
Bruttotonnen und 17 Knoten Geschwindigkeit. Parallelfahrten zu 
subventionierten Linien sind wie in Österreich und Ungarn nicht 
prämienberechtigt. 

Die übrigen Staaten kennen eine Unterstützung der freien 
Handelsmarine nicht, doch bewegt sich in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika die neueste Gesetzgebung in der Richtung weitest- 
gehenden Schutzes für die heimische Handelsschiffahrt. ^) In Ruß- 
land ist mit Gesetz vom 27. April 1898 die zollfreie Einfuhr von 
Schiffen und ihrer Ausrüstung für zehn Jahre gestattet worden, 
außerdem werden russischen Schiffen, welche den Suezkanal pas- 
sieren, laut Gesetzes vom 2. Juni 1899 die Kanalgebühren rück- 
ersetzt. England hatte bis 1854 seine Handelsmarine zwar nicht 
materiell unterstützt, aber sonst in jeder Weise gefordert und die 
Einfuhr von Waren nur auf englischen Schiffen gestattet. Durch 
dieses rücksichtslose Protektionssystem hat die englische Handels- 
marine jenen unbestrittenen Vorrang vor allen übrigen Handels- 
marinen erobern können, den sie noch heute behauptet. Durch den 
ungeahnten Aufschwung, welchen in neuester Zeit die deutsche 
Handelsflotte nahm, dem in den letzten Jahren auch ein mächtiges 
Aufblühen der japanischen Schiffahrt folgte, wurde die fast mono- 
polistische Vorherrschaft Englands im Seehandel etwas erschüttert. 
Das englische Parlament setzte im Jahre 1901 ein „Select-Gommittee" 
zur Untersuchung des Einflusses der fremdländischen Schiffahrts- 
subventionen auf den britischen Seehandel ein. Diese Konmiission 
hat einen umfangreichen Bericht erstattet und spricht sich bei 
Resumierung der Enqueteergebnisse gegen die Einführung von 
Prämien aus: „Die Konkurrenz der britischen Reeder mit ihren 
kommerziellen Rivalen ist unter angemessenen Bedingungen und 
ohne Regierungseinmischung eine gesündere und aller Voraussicht 



1) Vgl. auch Dr. Victor Leo, Entwicklungstendenzen im Welthandel. 
Berlin 1901, S. 12. 

B a r d a s , Verkehr und V erkehrspolitik. 8 
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nach vorteilhaftere für die Nation und das Reich als ein staats- 
unterstütztes und durch den Staat kontrolliertes System, unter 
dem der Reeder weniger, von seiner persönlichen Energie und Ge- 
schicklichkeit als von der Gunst und Hilfe der Regierung ahhängig 
erscheint. Ein allgemeines System von Subventionen, das sich auf 
anderer Basis als auf geleistete Dienste aufbaut, ist kostspielig 
und nicht zweckentsprechend." Damit ist wohl für eine absehbare 
Zukunft der Frage der Subventionen für die freie englische Han- 
delsmarine das Urteil gesprochen und das System der freien un- 
beeinflußten Konkurrenz, an dem auch Deutschland unentwegt 
festhält, energisch aufrecblt^erhalten. 



Die Anstrengungen, welche besonders in den Mittelmeer- 
staaten zur Hebung der freien Seeschiffahrt gemacht wurden, 
hatten — wie erwähnt — eine gewaltige Vergrößerung der Han- 
delsflotten und den Ersatz alter, unokonomischer Fahrzeuge mit 
kleinem Tonnengehalt durch neue, den Verkehrsbedürfhissen besser 
entsprechende Schiffe mit größerem Fassungsraume und erhöhten 
Geschwindigkeiten zur Folge. Angesichts dieses Regenerations- 
prozesses war es für den Staat naheliegend, das in Angriff 
genommene Werk dadurch zu ergänzen, daß er Vorkehrungen 
traf, welche die für Neuanschaffungen zu investierenden be- 
deutenden Summen dem Inlande zu erhalten und der nationalen 
Schiffbauindustrie zuzuführen geeignet waren und auf diese Weise 
mit seiner Seeverkehrspolitik eine Förderung der heimischen 
Industrien zu verbinden. Um diesen Erfolg herbeizuführen, gab 
es mehrere Wege: man konnte entweder die im Inlande ge- 
bauten Schiffe hinsichtlich der Schiffahrtsprämien vor solchen 
ausländischer Konstruktion bevorzugen oder unabhängig davon 
durch direkte Prämiierung des Baues die Inanspruchnahme der 
nationalen Werften als vorteilhaft erscheinen lassen. Im ersten 
Falle hätten die Schiffahrtsprämien gleichzeitig auch die Funktion 
der Schiffsbauprämien zu erfüllen, während im letzteren Falle beide 
Arten von Prämien nebeneinander bestehen sollten. Eine Be- 
schränkung der Schiffahrtsprämien auf Schiffe, die in nationalen 
Werften vom Stapel gegangen waren, erwies sich aber von vorne- 
herein als undurchführbar, wollte man nicht mit der einen Hand 
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nehmen, was man mit der anderen gegeben hatte und dadurch 
den ganzen Erfolg der Begünstigung der Handelsmarine in Frage 
stellen. In Frankreich hatte das Gesetz von 1893 in dem schon 
früher besprochenen Artikel 6 diesen Grundsatz enthalten, die neuere 
französische Gesetzgebung hat ihn aber wieder fallen gelassen und 
auch Auslandskonstruktionen für unterstützungsberechtigt erklärt. 
Als wirksamste Lösung hat sich die Gewährung direkter Schiffs- 
bauprämien erwiesen, mit welchen auch -eine Bevorzugung der 
im Inlande gebauten Schiffe hinsichtlich der Schiffahrtssubventionen 
vereinigt werden kann, indem solchen Schilfen höhere als die nor- 
malen Schiffahrtsprämien zuerkannt werden. Dieser Grundsatz ist 
in allen Staaten, welche die freie Handelsmarine unterstützen, zum 
Durchbruch gelangt. In Frankreich galten für die Schififsbauprämien 
noch die Bestimmungen des sonst außer Wirksamkeit getretenen 
Gesetzes von 1893; dieses spricht „als Entschädigung für die 



Tabelle C. 
Die Schiffsbautätigkeit im Jahre 1905- 



Staaten 



Segelschiffe 



Zahl 



Netto- 

Tpnnen- 

gehalt 



Dampfschiffe 



Zahl 



Brutto- 

Tonnen- 

gehalt 



Zusammen 



Zahl 



Tonnen- 
gehalt 



England und Kolonien 

Deutschland 

Norwegen 

Frankreich 

Italien 

Bußland 

Schweden 

Japan 

Holland und Belgien . 
Österreich-Ungarn . . 

Dänemark 

Vereinigte Staaten . 

Sonstige 

Summe .... 



16 
8 
3 
14 
21 
7 
5 



6 
36 

8 



5.884 
6.298 

704 
2.130 
3.326 
1.064 

937 

2.809 

1.082 

24.266 

1.436 



130 



49.435 



692 

106 

64 

17 

16 

2 

14 

34 

27 

3 

12 

71 

6 



1,622.074 

231.832 

61.862 

72.075 

42.041 

266 

3.808 

28.292 

31.373 

5.868 

16.434 

240.812 

6.316 



708 

113 

67 

31 

36 

9 

19 

34 

33 

3 

18 

107 

13 



1,627.468 

238.130 

52.666 

74.206 

46.367 

1.320 

4.746 

28.292 

34.182 

6.868 

17.616 

265.078 

7.750 



1051 



2,253.032 



1181 



2,302.467 



8* 
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Lasten, welche der Zolltarif den SeeschifTbauem auferlegt", den- 
selben für Dampfer und Segler aus Eisen oder Stahl eine Ver- 
gütung von 65 Francs pro Tonne des Bruttogehaltes zu, Schiffen 
aus Holz eine Vergütung von 30 bis 40 Francs pro Tonne. Femer 
wurden für Maschinen und Kessel einheimischer Provenienz Prämien 
von 15 Francs pro 100 Kilogramm bezahlt. Das Gesetz von 1902 
hatte den Betrag für Bauprämien mit 50,000.000 Francs für die 
ganze Geltungsdauer des Gesetzes begrenzt; davon sollen jährlich 
höchstens 50.000 Tonnen Dampfer und 15,000 Tonnen Segler und 
im ganzen nicht mehr. als 300.000 Tonnen Dampfer und 100.000 
Tonnen Segler prämiiert werden. Da schon im Jahre 1903 für 
weit mehr als das festgesetzte Tonnenkontingent Bauerklärungen 
angemeldet waren, ergab sich eine zeitweilige Überbeschäftigung 
der französischen Werften, welcher eine vollkommene Arbeitslosig- 
keit folgen mußte. Das Gesetz von 1906 nahm deshalb auch eine 
Reform der Bauprämien vor und setzte dieselben in solcher Höhe 
fest, daß die Differenz zwischen den Auslands- und Inlandspreisen 
ausgeglichen erscheint. Sie betragen jetzt 145 Francs für Dampfer 
und 95 Francs für Segler aus Eisen oder Stahl, die Maschinen- 
prämie ist auf 27 Francs 50 Centimes erhöht. Außerdem dürfen 
die französischen Werften nicht mehr als 10% ausländischer Ar- 
beiter beschäftigen. In Italien betrug die Bau Vergütung 77 Lire 
pro Bruttotonne bei eisernen und stählernen, 17 Lire 50 Cen- 
tesimi bei hölzernen Schiffskörpern; die Maschinenprämie wair mit 
12.50 Lire, die Kesselprämie mit 9.50 Lire pro 100 Kilogramm 
bemessen, wogegen die Zollfreiheit für Schiffbaumaterialien auf- 
gehoben wurde. Gegenwärtig betragen die Bauprämien 40 Lire 
für Schiffe aus Eisen oder Stahl und 10 Lire für hölzerne Segler. 
Der ungarische XXXIV. Gesetzesartikel vom Jahre 1895 bewilligte 
eine staatliche Unterstützung von 30 bis 60 K für Schiffe aus 
Eisen oder Stahl und von 10 bis 25 K für Schiffe aus Holz. Für 
Maschinen nationaler Prov^enienz wurde eine Unterstützung von 10 
bis 15 X, für Kessel von 6 bis 10 K bezahlt. Das neue ungarische 
Gesetz unterstützt den Bau von Schiffen mit wenigstens 1000 
Tonnen Bruttogehalt, die Bauprämie beträgt 30 K für Schiffe, 
welche zur Gänze aus inländischem Material hergestellt sind, 20, 
beziehungsweise 15 K für solche Schiffe, die nur zwei, beziehungs- 
weise ein Drittel inländischen Materiales aufweisen. Neue Maschinen 
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Inländischer Provenienz werden mit 12 K, Hilfsmaschinen mit 10 K, 
Kessel mit 8 K pro 100 Kilogramm prämiiert. Auch in Japan 
wurden Schiffsbauprämien nach ähnlichen Grundsätzen eingeführt. 
Nur Österreich hatte derselben entraten zu können geglaubt und 
sich 1893 darauf beschränkt, den Betriebszuschuß für die auf in- 
ländischen Werften erbauten Schiffe aus Eisen oder Stahl um lO^o» 
und wenn sie wenigstens zur Hälfte aus inländischem Material 
hergestellt waren, um 25% zu erhöhen. Diese Maßnahmen haben 
denn auch gänzlich versagt und der österreichischen Schiffsbauindu- 
strie nicht den bescheidensten Aufschwung gebracht. Dieser Mißerfolg 
mußte aber notwendig eintreten, denn er ergibt sich schon aus 
dem Zweck der Bauprämien, die doch dazu dienen sollen, die 
Differenz auszugleichen, welche zwischen dem Inlandspreise und 
dem Weltmarktpreise zu Ungunsten des ersteren besteht. Wenn 
sie also ihre Bestimmung erfüllen sollen, muß der Betrag • der 
Prämie mindestens in der Höhe der erwähnten Differenz sein, 
welche der 10%ige Zuschlag natürlich auch nicht annähernd er- 
reichte. Ungünstig war desgleichen der Umstand, daß in der Form 
des Zuschlages zum Betriebszuschuß die Prämie erst in 15 Jahren 
voll ausbezahlt wäre, so daß der Reeder den Mehrbetrag seiner 
Investition, welchen er sogleich bei Übernahme des Schiffes zahlen 
muß, erst in 15 Jahresraten teilweise ersetzt erhielt; verkaufte er 
in der Zwischenzeit das Schiff, so ging er überdies eines betrachte 
liehen Teiles der Prämie verlustig, während in den übrigen Staaten 
die ganze Bauprämie sogleich nach Ablieferung des Schiffes fällig 
wird. Diese Mängel sind so schwerwiegender Natur, daß das öster- 
reichische Gesetz die Gewißheit des Mißerfolges in sich barg und 
zur Belebung der österreichischen Schiffsbau- und Maschinenindu- 
strien nicht beizutragen vermochte. Darin mußte das neue Sub- 
ventionsgegfetz Wandel schaffen und die Unterstützung des Schiffs- 
baues auf ganz andere Prinzipien basieren. Die Notwendigkeit 
solcher Vorkehrungen betonte auch Schweiger in seiner Schrift 
„Schiffahrtssubventionen und ihr Emfluß auf Post, Admiralität, 
Schiffbau und Volkswirtschaft":*) „Im Jahre 1900 kaufte Öster- 
reich in England 25 Dampfer, d. i. 80.426 Bruttotonnen, während 
das Ergebnis der eigenen Bautätigkeit Österreichs im selben Jahre 



») Im Kommissionsverlag bei Oswald Möbius, Wien 1905. 



Digitized by CjOOQ IC 



- 118 — 

nur 14.269 Tonnen betrug, . . . Wir genießen die Ehre, in diesem 
Jahre die stärksten Käufer in England gewesen zu sein und 
förmlich unser Geld dorthin exportiert zu haben; statt dessen täten 
wir besser daran, nach dem Vorbilde anderer Staaten den Werften 
reichliche Bauprämien zuzuwenden . . . ., womit wir ja, im Grunde 
genommen, keineswegs ein Experiment wagen, sondern einfach 
nachahmen würden, was andere Staaten schon längst getan haben 
und was sich bei diesen in jeder Beziehung glänzend bewährt." 
Diesen Erwägungen trägt denn auch das Gesetz vom 23. Februar 
1907 im Artikel Vm in vollem Ausmaße Rechnung und gewährt 
einen von den übrigen Prämien ganz losgelösten, unabhängigen 
Bauzuschuß, welcher bei Verwendung von 50% einheimischen Ma- 
teriales für Dampfer aus Eisen oder Stahl 40 K, für ebensolche 
Segler 14 K, endlich für hölzerne Segler 10 K für jede Brutto- 
tonne beträgt. Dazu kommt eine Maschinenprämie für Maschinen 
inländischer Konstruktion von 8 K pro Meterzentner. Die Prämie 
für den. Schiffskörper wird für jedes weitere Prozent inländischen 
Materiales um 1% erhöht, für jedes Prozent weniger verwendeten 
einheimischen Materiales, sofeme dessen Beschaffung im Inlande 
unmöglich war, um V2% herabgesetzt. Die Bauprämie wird für 
insgesamt 270.000 Bruttotonnen, hiervon jährlich höchstens 25.000 
Bruttotonnen, gewährt. Mit diesen Bestimmungen hat auch die 
österreichische Gesetzgebung den Fehler der Vergangenheit gut- 
gemacht und die richtigen Wege zur wirksamen Unterstützung 
der einheimischen Schiffsbauindustrie eingeschlagen. 

b. Die Grenzen der staatlichen Wirksamkeit im See- 
verkehre. 

Die Untersuchung der Probleme der gebundenen, wie auch 
der freien Schiffahrt hat den innigen Zusammenhang zwischen 
diesen Verkehrsmitteln und den verschiedenen Faktoren der Volks- 
wirtschaft beleuchtet und als Endergebnis gezeigt, daß der Staat 
als Schützer und Fördereir aller Glieder der Volkswirtschaft ge- 
zwungen ist, auf die Gestaltung des Seeverkehres entsprechenden 
Einfluß zu nehmen, um ihn den nationalen.. Handelsinteressen nach 
Möglichkeit nutzbar zu machen. Diese Erkenntnis stellt den Staat 
vor Probleme, deren Lösung nach den jedem Staate eigentümlichen 
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Verhältnissen und Merkmalen eine versc&iedene sein muß. Auch 
der Grad der staatlichen Einflußnahme auf die Verkehrsunter- 
nehmungen der Seeschiffahrt ist ein verschiedener und richtet 
sich nach den jeweiligen allgemein-staatlichen Bedurfnissen und 
Wünschen. Während bei der freien Schiffahrt dieser Einfluß ein geriur 
gerer ist und sich hauptsächlich darauf beschränkt, die Daseinsbedin- 
gungen dieser Verkehrsart grundsätzlich zu ordnen und zu regeln, 
ist er bei der gebundenen regelmäßigen Schiffahrt ein weit tiefer- 
gehender und einschheidender, denn bei dieser handelt es sich um 
die Peststellung konkreter, klar umschriebener Leistungen un<J 
'Gegenleistungen, denen ganz bestimmte Rechte und Pflichten enti- 
sprechen. Die Schiffahrtsgesellschaften, welche in einem Vertrags-- 
Verhältnis zur Staatsverwaltung stehen, übernehmen gegen ein 
gewisses Entgelt die Verpflichtung zu Verkehrsleistungen, welche 
die nationale Volkswirtschaft benötigt, und werden in ihrem Wir- 
kungsgebiete geschützt, soweit der Staat dies bewerkstelliget 
kann. Sie müssen ihm ein weitgebendes Aufsichtsrecht einräumen, 
das ihre Aktionsfreiheit in mancher Hinsicht einschränkt, und ge- 
raten so in Abhängigkeit vom Staate, wodurch sie ihres Charaktere 
als private Verkehrsinstitute vielfach entkleidet werden. Sie nehmen 
auf diese Weise die Stellung einer regulierten öffentlichen Unterr 
nehmung ein, welche nicht mehr nach rein privatwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten geleitet werden kann. 

Der Wunsch, den Einfluß des Staates möglichst intensiv zu 
gestalten, hat sogar zu dem im österreichischen Industrierate gei- 
stellten Antrage geführt, den Österreichischen Lloyd in Staats- 
betrieb zu übernehmen. Es wurde damit eine Möglichkeit aufgerollt, 
deren Durchführbarkeit niemals und nirgends vorher praktisch 
versucht wurde, und es ist gewiß nicht nur die Scheu vor dem 
Neuen, dem Unbekannten gewesen, welche verhindert hat, daß 
diese Eventualität ernstlich in Erwägung gezogen wurde. Eigentlich 
mag es wundernehmen, daß das Gebiet des Seeverkehres so all- 
gemein und ausschließlich als Tätigkeitsfeld der privaten — wenn 
auch staatlich beeinflußten — Unternehmung gilt, tvährend doch 
sonst das ganze Verkehrswesen immer mehr und mehr in de© 
Händen der Gemeinwirtschaften konzentriert wird. 

Die Gründe für diese Erscheinung mögen wohl einerseits 
darin zu suchen sein, daß die wissenscjiaftliohe Theorie, welche 
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doch den Eisenbahnen und dem Probleme „Privatbahn oder Staats- 
bahn" soviel Beachtung geschenkt hat, die Fragen des Seever- 
kehres stark vernachlässigt und nur unter die Beurteilung praktisch- 
kaufmännischer Gesichtspunkte gestellt hat. Anderseits hat auch 
die Stellung der großen Seemächte zu dem Prinzip der staatlichen 
Verkehrstätigkeit ihren Anteil an dieser Erscheinung. England 
und Frankreich haben bis auf den heutigen Tag den Grundsatz 
des Privatbetriebes auch im Eisenbahnwesen nicht aufgegeben und 
Italien hat erst in allerjüngster Zeit den Staatsbetrieb seiner Eisen- 
bahnen wiederhergestellt. In diesen Staaten konnte also die Idee, 
Schiffahrtslinien in staatlicher Regie zu führen, nicht Wurzel 
fassen, weil nicht einmal im Landverkehre der Staat als Verkehrs- 
subjekt auftrat. Deutschland, welches allerdings die Frage der 
Betriebsart im Eisenbahnverkehre längst zugunsten des Staats- 
betriebes entschieden hat, blickt auf eine Epoche gewaltigsten 
Aufblühens seines Seehandels zurück und verfügt über eine so gut 
organisierte, aus eigener Kraft mächtig fortschreitende Handels- 
flotte, daß die Notwendigkeit staatlicher Einwirkung fast gänzlich 
fehlte. Nur Rußland hat — wie schon in dem der regelmäßigen 
Schiffahrt gewidmeten Abschnitte erwähnt wurde — einen Versuch 
auf diesem Gebiete gemacht, der aber in die Zeit vor Beginn des 
Krieges mit Japan fällt. Über die Durchführung und Wirkung des- 
selben ist nichts Näheres bekannt geworden. Sieht man von 
diesem Versuche, der nicht geeignet ist, Anhaltspunkte zur Lösung 
des Problems zu bieten, ab, so ist nirgends noch die Frage nach 
der Möglichkeit des Staatsbetriebes im Seeverkehr ernstlich auf- 
geworfen worden. 

Auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens hatte das Problem 
„Staatsbetrieb oder Privatbetrieb" eine schier unerschöpfliche 
Quelle des Streites gebildet, der freilich nicht immer nur auf dem 
Boden wissenschaftlicher Argumentation geführt wurde. Wenn er 
heute in Theorie und Praxis fast durchwegs zugunsten der Staats- 
bahnen entschieden ist,^) so haben hierzu vornehmlich die praktischen 
Erfahrungen beigetragen, welche die Vorteile des Staatsbetriebes 
als überwiegend erscheinen ließen. Mag es auch noch immer ein- 



Vgl. Franz Ulrich, Das Eisenbahntarifwesen. Berlin 1886, S. 3 ff.; 
femer Emil Rank, Das Eisenbahntarifwesen in seiner Beziehung zuVolks- 
wüi;schaft und Verwaltung. Wien 1895, S. 11 ff. 
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zelne Vertreter der Meinung geben, daß die private Unternehmung 
auch im Eisenbahnwesen die geeignetere sei, handelt es sich doch 
stets nur um die Frage: ,, Staatsbahn oder Privatbahn", während 
die dritte Eventualität: „Staatsbahn und Privatbahn" entschieden 
verworfen ist. Gerade in Österreich, das sich ja noch des „ge- 
mischten Systemes" zu erfreuen hat, ist hinreichend Gelegenheit 
geboten, die Mängel und Nachteile dieser Betriebsart zu beob- 
achten; auch hier dringt das — von nationalen Sonderinteressen 
nicht eben günstig beeinflußte — Streben nach Vereinheitlichung 
des Bahnnetzes in der Hand des Staates langsam dureb. Höchstens 
in dem von Stein ^) abgegrenzten Umfang kann ein Nebeneinander 
beider Arten gutgeheißen werden: „Diese Grenze liegt nicht in 
der Natur der Bahn an sich, sondern in dem Verhältnis des Ver- 
kehres, welchen sie vermittelt, zur gesamten Volkswirtschaft. 
Demgemäß gibt es Bahnen für den Gesamtverkehr und Bahnen 
für den örtlichen Verkehr. Diesem Unterschiede gegenüber ist es 
Aufgabe der Verwaltung, die Bahnen des Gesamtverkehres selbst 
zu bauen und sie im Geiste des Gesamtinteresses auch selbst zu 
betreiben. Ebenso werden umgekehrt die Bahnen für örtliche und 
besondere Interessen von diesen Interessen selbst hergestellt und 
verwaltet werden müssen." 

Da über den Staatsbetrieb im Seeverkehre praktische Er- 
fahrungen, um sich ein Urteil bilden zu können, nicht zu Gebote 
stehen, kann nur eine theoretische Untersuchung die verschiedenen 
Momente, welche für dieses Problem in Betracht kommen, ab- 
wägen, um zu Schlüssen zu gelangen. Wie das Verkehrswesen 
überhaupt längst aufgehört hat, eine rein wirtschaftliche und kom- 
merzielle Angelegenheit zu sein, kommen auch beim Seeverkehr 
verseluedene Gesichtspunkte in Betracht. Die wirtschaftspolitische 
Seite des Problemes ist wohl die wichtigste und maßgebendste, neben 
ihr fordern aber auch allgemein-politische und sozialpolitische Mo- 
mente Berücksichtigung. Politische Einflüsse machen sich deshalb 
geltend, weil der Staat als Leiter des Verkehrswesens die Herr- 
schaft über das Heer von Angestellten erlangt und seine Macht 
auf diese Weise ausdehnt und erweitert. Auch bietet die Ver- 
fügung über die Verkehrslinien dem Staate Gelegenheit, mit seiner 
Tarifpolitik nach Bedarf hemmend oder fördernd sein handelspoli- 

Stein, a. a. O., S. 407. 
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tisches System zu ergänzen. Die Gewalt, welche die Gemeinwirt- 
schaft über die Tausende von Beamten und Bediensteten er- 
langt, legt ihr diesen gegenüber auch wieder besondere Ver- 
pflichtungen auf, und darin liegt die sozialpolitische Seite der 
Frage. Die Fürsorge für das Wohl der Angestellten fordert vom 
Staate viel größere Opfer als von dem privaten Unternehmer, denn 
der Staat muß hier vorbildlich wirken und kann sich den an ihn 
herantretenden Aufgaben nicht entziehen. In sozialpolitischer Rich- 
tung muß also dem Staatsbetriebe im Interesse der Arbeiterfür- 
sorge entschieden der Vorzug gegeben werden. 

Über die wirtschaftliche Befähigung des Staates zur Dar- 
bietung von Transportleistungen besteht kein Zweifel mehr, alle 
stimmen darin überein, daß der Staat hinsichtlich der Ökonomik 
des Betriebes privaten Unternehmungen wenig nachstehe und die 
Gestehungskosten des Verkehres bei beiden nicht wesentlich dif- 
ferieren. Ein entschiedener Vorzug des staatlichen Verkehres 
könnte sich bei der Auswahl der Schiffahrtslinien ergeben. Eine 
private Reederei (ob Einzelreeder oder Aktiengesellschaft, macht 
dabei keinen Unterschied) sucht natürlich nur jene Verkehrswege 
auf, welche Aussicht auf geschäftlichen Gewinn bieten, während 
sie die minder aussichtsreichen Relationen meidet. Es ergibt sich 
nicht selten der Fall, daß der Staat an der Existenz von Schiffs- 
verbindungen ein Interesse hat, welche von den Privatunterneh- 
mern aus dem eben angeführten Grunde nicht eingerichtet werden. 
Dieses Interesse hat meistens darin seinen Grund, daß die betref- 
fende Linie für gewisse Industriezweige wichtig ist, welche lebens- 
fähig erhalten werden sollen, aber nicht imstande sind, mit ihrem 
Export- oder Importbedürftiis die Linie so zu befruchten, daß sie 
genügenden Gewinn abwirft. In solchen Fällen ist der Staat ge- 
zwungen, die Linie zu subventionieren, um ihren Betrieb zu gewähr^ 
leisten. Die Subvention dafür wird sich in solcher Höhe bewegen 
müssen, daß nicht nur die Betriebskosten gedeckt sind, sondern 
für die Unternehmung noch ein mäßiger Gewinn erübrigt. Der 
Staat als Verkehrsuntemehmer wird bei Befriedigung eines volks- 
-wirtschaftlichen Bedürfnisse» auf die Rentabilität der Linie ver- 
zichten; in diesem Falle ist ein Zuschuß aus öffentlichen Mitteln 
nur bis zur Höhe der Selbstkosten notwendig, die finanzielle In- 
anspruchnahme des Staates also jedenfalls eine geringere. 
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Während der Staat im technischen Betrieb der private» 
Unternehmung nicht erheblich nachsteht und hinsichtlich der Aust 
gestaltung des Verkehrsnetzes derselben sogar überlegen ist, hätt^ 
der staatliche Schiffahrtsbetrieb in allen jenen Beziehungen Vor- 
teile für sich, wo die Wirtschaftsinteressen der Gesamtheit in Frage 
kommen, für deren Wahrung der Staat natürlich größere Gewiß- 
heit bietet als eine private Erwerbsunternehmung. Dieser Gegen- 
satz wird außerdem gerade dann am deutlichsten erkennbar sein,, 
wenn die allgemeinen Verkehrsinteressen besonderen Schutzes be- 
dürftig sind, nämlich zu Zeiten ungünstiger Konjunkturen auf dem 
Weltmarkte. Daß die Privatunternehmungen in schwierigen Zeiten 
ohne Rücksicht auf die öffentlichen Interessen nur ihren eigenen 
Vorteil verfolgen, war schon bezüglich der Eisenbahnen im öster- 
reichischen Parlament ausgesprochen worden. Der Bericht des 
Eisenbahnausschusses über den Gesetzentwurf, betreffend die 
garantierten Bahnen (1877), sagt über die Tätigkeit der Privat- 
bahnen in ungünstigen Zeiten, daß sie* „nur zu häufig zum Nachr 
teüe der Sicherheit, Schnelligkeit und Zuverlässigkeit des Verkehres 
die Betriebsausgaben zu jenen Zeiten und in jener Art einschränken^ 
wodurch nur das Erwerbsinteresse der Unternehmung und gar 
nicht mehr das öffentliche Interesse des Verkehres seine Befriedi- 
gung findet". — Wenn die Entwicklung des Eisenbahnwesens seit 
jener Zeit auch den Beweis erbracht hat, daß diese Besorgnisse 
nur zu einem germgen Teile berechtigt sind und für die Gegen- 
wart kaum mehr irgendwelchen Belang haben, muß ihnen doch 
für das Gebiet der Seeschiffahrt eine gewisse Relevanz zuerkannt 
werden. Gerade im Seeverkehre werden ungünstige Koi\]unkturen 
sofort fühlbar und üben einen Druck auf den Verkehr aus, welcher 
bei den Eisenbahnen und überhaupt im Landverkehre niemals in 
solchem Maße hervortritt. Die Ursache davon liegt in dem schon 
an früherer Stelle betonten internationalen Charakter des Schiff- 
fahrtsverkehres, der im Gegensatze zu den Eisenbahnen den Ge- 
setzen der internationalen Konkurrenz unterworfen ist und alle 
Schwankungen der Weltmarktlage zum Ausdruck bringt. Dieser 
Unterschied zeigt sich im Tarifwesen am deutlichsten in den 
häufigen Veränderungen der Seefrachtraten im Vergleiche zu den 
stabileren Bahntarifen. Da diese Tarifänderungen aber in inter- 
nationalen Konjunkturen ihre Ursache haben, könnte auch der Staat 
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als Verkehrsunternehmer sich ihren Einwirkungen nicht vollkommen 
entziehen. In Zeiten niedriger allgemeiner Frachtraten müßte er 
in der Tarifverbilligung jedenfalls folgen; wollte er nun, um der 
Handelswelt eine gewisse Stabilität zu verbürgen, die niedrigen 
Tarifsätze auch bei schlechter Marktlage beibehalten, dann wäre 
von vorneherein ein Defizit sicher, das bald solche Dimensionen 
annehmen müßte, daß an eine Aufrechterhaltung des staatlichen 
Betriebes nicht zu denken wäre. Darin liegt besonders die wirt- 
schaftliche Schwäche des Staates im Seeschiffahrtsbetriebe, daß 
er mit seinem notwendigerweise komplizierten Verwaltungsapparate 
und seiner — wenn auch nicht im schlechten Sinne — bureau- 
kratischen Organisation jener raschen Anpassungsfähigkeit ent- 
behrt, die zur Ausnützung gegebener Verkehrskonstellationen 
gerade in der Seeschiffahrt unerläßlich ist. Es zeigt sich daher, 
daß vom wirtschaftspolitischen Standpunkte gewisse Bedenken 
gegen den Staatsbetrieb im Seeverkehr bestehen, die beim Eisen- 
bahnverkehr nicht vorhanden sind oder wenigstens nicht den 
Ausschlag geben. Die Vorteile, welche ein staatlicher Schiffahrts- 
verkehr in anderer Hinsicht mit sich brächte, müssen den ge- 
äußerten Bedenken gegenüber zurücktreten; diese beschränken 
sich jedoch auf jene Gebiete, wo die erwähnten internationalen 
Beziehungen der Seeschiffahrt maßgebend sind, das ist auf den 
Linien des Weltverkehres. Es bleibt somit noch die Frage zu er- 
örtern, ob der Staat nicht wenigstens zur Übernahme der Schifif- 
fahrt in engeren Grenzen, vornehmlich an den eigenen Küsten 
befähigt ist. Diese Frage muß entschieden bejaht werden. In der 
Küstenschiffahrt entfallt das Moment der internationalen Tarif bildung, 
es treten vielmehr all die Eigenschaften hervor, welche den Staats- 
betrieb auf Eisenbahnen wirtschaftlich richtig und wünschenswert 
machen. In Staaten mit rege pulsierendem maritimem Leben und 
einem kapitalskräftigen Reederstande wird wohl das Bedürfnis 
nach aktiver Selbstbetätigung der staatlichen Gemeinwirtschaft im 
Küstenschiffahrtsverkehre nicht so sehr empfunden werden, weil 
durch private Unternehmungen den Verkehrsbedürfiaissen in aus- 
reichendem Umfange die Befriedigung gewährleistet ist; nirgends 
wäre der Staatsbetrieb im Seeverkehr so sehr geeignet, einem 
Zustande der Zurückgebliebenheit und Mangelhaftigkeit ein Ende 
zu bereiten, als in der österreichischen Küstenschiffahrt. 
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Jahre und Jahrzehnte hindurch sind zu ungezählten Malen 
berechtigte Klagen über die mangelhaften Schiffsverbindungen Dal- 
matiens mit dem übrigen Österreich erhoben worden. Tatsache ist, 
daß Dalmatien heute zahlreichere und bessere Verbindungen mit 
Fiume als mit Triest besitzt und ein großer Teil des österreichi- 
schen Verkehres nach der dalmatinischen Küste von einer ungari- 
schen Gesellschaft vermittelt wird, somit in wirtschaftlicher Hin- 
sicht der Einfluß Ungarns in stetem, zielbewußt gefordertem 
Wachsen begriffen ist. Diese Tatsache verdient ernst genommen 
zu werden, denn die staatsrechtliche Stellung Dalmatiens ist be- 
kanntlich keine vollständig klare. Jenseits der Leitha versäumt 
man keine Gelegenheit, die Erinnerung an die „vereinigten König- 
reiche Kroatien, Slawonien und Dalmatien" wach zu erhalten, und 
niemand vermag zu wissen, ob der Tag fem ist, da der magyari- 
sche Heißhunger Dalmatien — etwa als Kompensation für andere 
unerreichbare Wünsche — an sich zu reißen versuchen wird. Wird 
Österreich in einem solchen — gewiß nicht unmöglichen — Falle 
hinreichend starken Widerstand zu leisten vermögen, wenn es das 
Land nicht so eng an sich gezogen hat, daß es in diesem selbst 
den Rückhalt zur Verteidigung findet? Die heutige politische Hal- 
tung der Parteien des Landes und ihre Beziehungen zur ungari- 
schen Unabhängigkeitspartei lassen nicht darauf schließen, daß 
von Dalmatien ein hartnäckiges Widerstreben gegen eine etwaige 
Veränderung seiner staatsrechtlichen Zugehörigkeit zu erhoffen 
wäre. Von allen Seiten, auch von der Regierung, wurde anerkannt, 
„daß hier nur durch eine grundlegende Neuregelung des gesamten 
Dalmatiner Dienstes Wandel geschaffen werden kann".^) Daher 
sollte unter Loslösung des dalmatinischen Verkehres aus dem 
Verkehrsgebiete des österreichischen Lloyd durch Zusammenfassung 
aller in diesem Küstenverkehr betätigten Schiffahrtsgesellsohaften 
eine neue Gesellschaft „Dalmatia" begründet werden, welche auf 
Grund eines 20jährigen Vertrages mit einer jährlichen Subvention 
von 1,500.000 K in die Lage versetzt werden sollte, bedeutende 
Verkehrsverbesserungen durchzuführen. Da jedoch die Bewertung 
der in die neue Gesellschaft als Apports einzubringenden Dampfer 



1) 2730 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Ab- 
geordnetenhauses, XVIL Session 1906, S. 18. 
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mit Rücksicht auf ihr Alter und ihre geminderte Verwendbarkeit 
nicht ganz zu entsprechen schien, und außerdem der Vertrags- 
entwurf, der unbestritten eine Besserung gegenüber dem früheren 
Zustand bedeutet hätte, nach Ansicht des Abgeordnetenhauses 
jene großzügige und radikale Neugestaltung vermissen ließ, welche 
allein die auswärtige Konkurrenz aus dem Felde zu schlagen ver- 
mag, begnügte sich das Parlament mit einer provisorischen Rege- 
lung des dalmatinischen Schiffahrtsdienstes für das Jahr 1907 (Ge- 
setz vom 23. Februar 1907, R. G. Bl. Nr. 43), Mit Artikel I dieses 
Oesetzes wird die Regierung ermächtigt, alle Vorkehrungen und 
Vorbereitungen zu treffen, damit diese Schiffahrtsverbindungen, 
sei es teilweise als Staatsschiffahrt im Anschlüsse an die k. k. 
Staatsbahnen, sei es anderweitig im Vertragswege spätestens am 
1. Januar 1908 aktiviert werden können. Die erhoffte Umwälzung 
in den dalmatinischen Verkehrsverhältnissen würde sich einstellen, 
wenn zum mindesten der Eilverkehr von Seite des Staates in die 
Hand genommen und durch eine tägliche Eildampferverbindung 
•der wirtschaftliche Anschluß Dalmatiens an die übrigen österreichi- 
schen Kronländer ermöglicht und erleichtert wäre. Die finanziellen 
Opfer, welche die angedeutete Verkehrsgestaltung an der dalma- 
tinischen Küste im Zusammenhang mit der notwendigen wirt- 
schaftlichen Förderung und Hebung des Landes erheischen wird, 
wären gewiß nicht umsonst gebracht. Und da eine Eisenbahn- 
verbindung Österreichs mit Dalmatien politisch unmöglich ist, 
kann die geforderte enge Angliederung nur im Wege des See- 
verkehres erfolgen. Wenn hier der Staat den Schiffahrtsverkehr 
in die Hand nehmen und ohne engherzige finanzielle Rücksichten 
die ungarischen und italienischen Konkurrenten aus dem Felde 
schlagen würde, könnte er dem Lande unermeßlichen wirtschaft- 
lichen Nutzen bringen und seine eigene politische Stellung stärken 
und festigen. In der Beschränkung auf die Küstenschiffahrt wäre 
der Staatsbetrieb der privaten Schiffahrtsunternehmung gegenüber 
wirtschaftlich nicht im Nachteile und würde ein hervorragendes 
Interesse der Allgemeinheit in geeignetster Weise befriedigen. 

Die Grenzen, welche der staatlichen Wirksamkeit im See- 
verkehre gezogen sind, erscheinen demnach dahin abgesteckt, daß 
im überseeischen Schiffahrtsverkehre der Staat sich darauf be- 
schränken muß, bei den privaten Verkehrsunternehmungen die 
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Interessen der Allgemeinheit zu wahren und sich in seinem Auf- 
sichtsrechte die Möglichkeit beständiger Überwachung vorzubehalten. 
In der Küstenschiffahrt hingegen entfallen jene Momente, welche 
den Staat im internationalen Seeverkehre zur Zurückhaltung 
zwingen; wirtschaftliche und politische Rücksichten können es 
sogar als wünschenswert und geboten erscheinen lassen, dem 
Staate in der Kabotage eine aktive Rolle zuzuteilen, welche dann 
aber gleichwie im Eisenbahnverkehr zu einem — rechtlichen oder 
faktischen — Verkehrsmonopol ausgestaltet werden muß. 
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